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EINFACH MACHEN!

Liebe Leserinnen und Leser,

dieses Heft hat Sie mit einem Ausrufezeichen begrüßt. Da klopft etwas an bei der 
Erwachsenenbildung. Es ist das »i-Wort«, für das sich die Leserschaft gehörig auf den 
Kopf stellen muss. In seiner adjektivischen Variante – als »inklusive Bildung« – trans-
portiert es die Debatte um Gemeinsamen Unterricht von Menschen mit und ohne 
Behinderungen; als Nomen »Inklusion« weist es weit darüber hinaus. Da schwingen 
dann die Kategorien des sozialen Ausschlusses mit, zu denen Inklusion die Gegen-
strategie darstellt. Behinderung ist dabei eine Ursache fehlender gesellschaftlicher  
Partizipationsmöglichkeiten.

»Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne Dis-
kriminierung und gleichberechtigt mit Anderen Zugang zu allgemeiner Hochschulbil-
dung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben.« So 
heißt es in Art. 24 der UN-Behindertenrechtskonvention, die 2009 auch von Deutsch-

Während das Feuer der Diskussion um inklusive Bildung im Schulbereich lange ent-
facht und der Kampf um Ressourcen zwischen Sonder- und Regelsystem in vollem 
Gange ist, bleibt es in der Erwachsenenbildung seltsam ruhig um das Thema. Dabei 
können die betroffenen Nachfrager ihr Recht auf Teilnahme an öffentlich geförderter 
Erwachsenenbildung längst geltend machen. Sie tun es nur (noch) nicht.

Spätestens wenn die Generation der inklusiv Beschulten erwachsen geworden ist, 
wird sich dies geändert haben (vgl. S. 34). Um die Voraussetzungen dafür zu schaffen 
sind noch einige Anstrengungen auf System-, Organisations- und mikrodidaktischer 
Ebene nötig. Davon handeln die Beiträge des Schwerpunktthemas. Dabei fokus-
sieren sie mit den Menschen mit Behinderungen eine Gruppe, die so heterogen ist 
wie die Gesellschaft, die den Paradigmenwechsel von der Integration zur Inklusion 

und folgt auch nicht den rechtlichen Kategorien, die zu einer Anerkennung führen 
(»Schwerbehindertenausweis«). Es adressiert indes all jene in einem Alltagsverständ-
nis »Behinderte«, die aufgrund einer körperlichen und/oder geistigen Beeinträchti-
gung von Exklusion bedroht sind. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Analyse liegt auf der Dialektik von Inklusion und 
Exklusion. Denn die Inklusionsdebatte führt kleine aber feine semantische Verschie-

ein besonders gutes, weil maßgeschneidertes Angebot, ist es unter den Vorzeichen 
der Inklusion ein nicht- oder noch-nicht-inklusives und damit (noch) nicht dem Geist 
der Konvention entsprechendes. An diesem Punkt sorgen einige Beiträge des Heftes 
für die nötige Klarstellung: Inklusive Bildung darf Spezialangeboten für Zielgruppen 
mit besonderen Lernbedarfen keinesfalls eine Absage erteilen. Sie sind vielmehr als 
empowernde Angebote geradezu zwingend erforderlich. 

eine kleine Szene engagierter Erwachsenenbildner zusammengefunden, die inklu-
sive Bildung einfach ausprobiert. Von ihren Erfahrungen handeln einige der Beiträge. 
Ganz praktisch lautet auch das Motto des Nationalen Aktionsplan für Inklusion – 
»Einfach machen«. Der enthält allerdings keinerlei Handlungsempfehlungen für die 
Erwachsenenbildung – Anlass für uns, das Heft »Erwachsenenbildung inklusive« zu 
nennen: Es gilt, in den nationalen Anstrengungen Erwachsenenbildung mitzudenken. 
»Einfach machen!« möchte man auch den Verantwortlichen für die Ausgestaltung ent-
sprechender Modellversuchsprogramme zurufen. Die könnten der Erwachsenenbil-
dung helfen, die Dinge so vom Kopf auf die Füße zu stellen, wie es die Heftrückseite 
in Aussicht stellt. 

Peter Brandt (Hg., komm.)



Martin Kronauer (Hg.)

Inklusion und Weiterbildung
Reflexionen zur gesellschaftlichen Teilhabe

in der Gegenwart

Theorie und Praxis der Erwachsenenbildung

2010, 316 S., 32,90 € (D)
ISBN 978-3-7639-1964-2

ISBN E-Book 978-3-7639-4241-1
Best.-Nr. 14/1106

wbv.de

Inklusion und
Weiterbildung
Gesellschaftliche Teilhabe in
der Gegenwart

In der Gesellschaft der Bundesrepublik zeichnen
sich neue soziale Spaltungen ab. Sie betreffen
die gesellschaftliche Einbindung der Menschen
und die Qualitäten ihrer gesellschaftlichen Teil-
habe – die materiellen Grundlagen von Demo-
kratie. Weiterbildung muss angesichts solcher
Exklusionstendenzen ihre Positionen neu
bestimmen, wenn sie an ihrem Ziel festhalten
will, gesellschaftliche Teilhabemöglichkeiten
durch Bildung zu erweitern.

Der Band trägt zu dieser Positionsbestimmung
bei.

Er erörtert Möglichkeiten und Grenzen der Wei-
terbildung anhand verschiedener Problemberei-
che unter dem Gesichtspunkt von Inklusion und
Exklusion.

W. Bertelsmann Verlag
Bestellung per Telefon 0521 91101-11 per E-Mail service@wbv.de
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Stichwort:  
»Inkludierende Erwachsenenbildung«
Monika Kil

Inklusion braucht (nicht?) alle
Ein interdisziplinäres Gespräch über 
Erwachsenenbildung für Menschen mit 
Behinderungen, mit: Martin Kronauer, 
Karl-Ernst Ackermann, Reinhard  
Burtscher, Eduard Jan Ditschek

Zwischen den Stühlen
Erwachsenenbildung für Menschen mit 
geistigen Behinderungen
Karl-Ernst Ackermann

Inklusion als Herausforderung für die 
Organisation
Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenen-
bildung, Teil I
Eduard Jan Ditschek / Klaus Meisel

Neue Perspektiven für Programm-
planung und Angebotsrealisierung
Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenen-
bildung, Teil II
Michael Galle-Bammes

Barrierefreiheit als didaktische  
Herausforderung
Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenen-
bildung, Teil III
Christian Papadopoulos

Unteilbar, aber doch begrenzt
Inklusion angesichts schwerer und 
mehrfacher Behinderung und im Lichte 
dänischer Erfahrungen
Karl-Ernst Ackermann

Praxisumschau

Leserbrief
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Kompetenzerfassung für Mitarbeitende 
in der Behindertenarbeit

Erfahrungen aus dem Franz Sales Haus 
in Essen

Anne Strauch /Karin C. Deimel

»Teufelsgeiger« Mani Neumann von 
Farfarello hatte mit seinem dyna-

daran, dass der Abschied von Ekke-
hard Nuissl als wissenschaftlicher 
Direktor des DIE ein unvergess-
liches Fest wurde (S. 18). 

Der abgeriegelte Behindertenpark-
platz in den »Blickpunkten« erzählt 
eine Geschichte von verhinderter 
Partizipation. Oder gar von falsch 
verstandener Inklusion? Frei nach 
dem Motto: Wer Gemeinsamen 
Unterricht will, kann an Therapien 
und Förderschulen sparen. Redakti-
onsassistentin Beate Beyer-Paulick 
hat das Motiv aufgespürt.

Zum Themenschwerpunkt »Erwachse-
nenbildung inklusive«:
2009 hat Deutschland die UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit 

-
tem zu gewährleisten. Für die deutsche 
Erwachsenenbildung öffnet sich damit 
ein Handlungsfeld, das meist von der 
Behindertenhilfe beackert wurde und 
wird. Zugleich stellt dies die Erwach-
senenbildung vor große Herausforde-
rungen: Das Heft beschäftigt sich auf 
den Ebenen von System, Organisation 
und Didaktik mit den Anforderungen 
des Inklusionsgebotes an die deutsche 
Erwachsenenbildung. Dabei wird deut-
lich, dass Inklusion Grenzen hat und 
dass oft erst die zielgruppenbezoge-
nen Angebote das für Inklusion nötige 
Empowerment schaffen.

Fo
to

: M
ar
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s 

G
lo

ge
r

In eigener Sache: Geleitet von der Einsicht, 
dass nicht-deutschsprachige Nutzer das 
Angebot der DIE Zeitschrift in den allermeis-
ten Fällen über das Netz ansteuern, werden 
die englischen Summaries ab sofort nur 
mehr online zugänglich gemacht.

www.diezeitschrift.de
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Am 21. Februar 2012 hat sich beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales der Tarifausschuss mit der Frage 
eines Mindestlohns in der Weiterbildung 
befasst. Dem Tarifausschuss, in dem die 
Spitzenorganisationen der Arbeitgeber-
verbände (BDA) und der Gewerkschaften 
(DGB) vertreten sind, lag ein Antrag der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di), der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) sowie des Arbeitge-
berverbands »Zweckgemeinschaft von 
Mitgliedsunternehmen des Bundesver-

vor, den zwischen ihnen geschlossenen 
Branchentarifvertrag für allgemeinver-
bindlich zu erklären. Der Tarifvertrag 
regelt Mindeststandards für Ausbilder/
innen, Sozialpädagog/inn/en und päda-
gogische Lehrkräfte in Betrieben, die 
überwiegend Aus- und Weiterbildungs-
dienstleistungen nach dem Zweiten und 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch erbrin-
gen. Der Tarifausschuss hat auf eine 
Stellungnahme verzichtet. Damit könnte 
das Ministerium jetzt tätig werden. 
Es geht um arbeitsmarktbezogene Bil-
dungsdienstleistungen, die im Auftrag 
der Bundesagentur für Arbeit oder der 
Arbeitsgemeinschaften und optierenden 
Gemeinden durchgeführt werden. 
Der Mindestlohn, um den es jetzt geht, 
soll als Lohnuntergrenze für Arbeitneh-
mer/innen im pädagogischen Bereich 
gelten. Schlechter soll kein Unterneh-
men seine Beschäftigten bezahlen dür-
fen. Dabei handelt es sich keineswegs 
um besonders üppige Standards: Der 
Tarifvertrag legt Mindeststundenent-
gelte in Höhe von 12,60 Euro (alte 
Länder) und 11,25 Euro (neue Länder) 
sowie einen Mindesturlaubsanspruch 
von 26 Arbeitstagen fest. Bestehende 
Regelungen in Haustarifverträgen oder 
Arbeitsverträgen, die für die Beschäf-
tigten besser sind, werden davon nicht 
berührt. 
Im von diesem Tarifvertrag betroffenen 
Teilbereich der Weiterbildungsbranche 

den »Hartz«-Reformen, ein ruinöser 

Wettbewerb stattgefunden, mit dem ein 
dramatischer Preisverfall einherging. 
Den Zuschlag bekommt seitdem in der 
Regel der günstigste Anbieter. Das hat 
zur Folge, dass sich die Weiterbildungs-
anbieter in jeder Verhandlungsrunde 
gegenseitig unterbieten. Die Frage 
der Qualität spielt(e) bei der Vergabe 
eine untergeordnete Rolle, da sich die 
Beschreibungen der Lehrgangskon-
zepte nur unwesentlich unterscheiden. 
Ausschlaggebend ist ausschließlich der 
Preis. So setzte die Vergabepraxis eine 
Preisspirale nach unten in Gang, die auf 
die Löhne und die Arbeitsbedingungen 
durchschlug.
Sowohl ver.di und GEW als auch die 
seriösen Arbeitgeber wollen endlich »ein 
Netz nach unten« einziehen. Gemein-

Arbeitnehmer-Entsendegesetz aufge-
nommen werden sollte. Weil es in der 
Anpassungs- und Aufstiegsfortbildung 
keinen Preisverfall gegeben hat, ver-
ständigten sich die Tarifvertragsparteien 
darauf, den Geltungsbereich auf die 
Träger zu beschränken, die überwiegend 
Arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Menschen weiterbilden. Die 
Politik hatte das Problem erkannt und 
diese Branche 2009 in das Arbeitneh-
mer-Entsendesetz aufgenommen. 
Damit wurde eine wichtige Hürde genom-
men, den Branchentarifvertrag unter 
bestimmten Voraussetzungen für allge-
meinverbindlich zu erklären. 
Nach dem Votum des Tarifausschusses 
vom 21. Februar könnte die Bundesar-
beitsministerin für Arbeit und Soziales, 
Ursula von der Leyen, jetzt per Rechts-
verordnung die Standards, die dieser 
Tarifvertrag festlegt, für allgemeinver-
bindlich erklären. So sieht es das Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz vor. Diese 
Standards würden dann für alle Träger 
gelten, die überwiegend Arbeitslose oder 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen 

ein wichtiger Erfolg für alle diejenigen, 

solchen Mindestlohn engagiert haben, 
vor allem für Beschäftigte und Betriebs-
räte in der Weiterbildung. 
Die Entscheidung des Ministeriums 
stand bei Redaktionsschluss noch nicht 
fest. Der Prozess ist daher noch offen 
– in Fachkreisen wird jedoch mit einer 
baldigen Einigung gerechnet, man darf 
vorsichtig optimistisch sein. 
Die DIE Zeitschrift wird in ihrer kommen-
den Ausgabe darüber berichten.

Renate Singvogel (ver.di)/
Daniel Hard (GEW)

 www.verdi.de, www.gew.de 

Kommt der Mindestlohn in der Weiterbildung?
ver.di und GEW wollen tarifvertragliche Mindeststandards für einen Teil der Weiterbildungsbranche durchsetzen

DQR ohne Schulbildung
Monate lang hat die Kultusminister-
konferenz gegen Bund, Länder und 
Sozialpartner eine Höherwertigkeit 

Ausbildungsabschlüssen zu erkämpfen 
versucht. Anlass ist die Zuordnung von 

-

haben sich Spitzenvertreter von Bund, 
Ländern und Sozialpartnern auf einen 
Kompromiss verständigt. Danach sol-
len die allgemeinbildenden Schulab-
schlüsse zunächst nicht dem Rahmen 
zugeordnet werden. Damit ist der Weg 
freigemacht für die Einführung des 
DQR.
Eine Verhältnisbestimmung zwischen 

die ja auch das Selbstverständnis der 
Erwachsenenbildung berührt, ist damit 
einmal mehr vertagt. Vielleicht spiegelt 
die Entscheidung auch nur, dass die 
Schulbildung noch zu wenig kompetenz-
orientiert ausformuliert ist, als dass 
sie eine Einordnung in den DQR ermög-
lichte.
Aus Sicht der Weiterbildung ist zu 
begrüßen, dass auf Stufe 5 erste Fort-
bildungen bereits zugeordnet sind. Die 
Baustelle der Abbildung informell und 
non-formal erworbener Kompetenzen 
bleibt so groß wie zuvor.             DIE/PB
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monitor 
die deutschen Weiterbildungsanbieter 
u.a. nach dem Geschäftsklima in der 
Weiterbildung. Der Gesamtklimawert 
der Weiterbildungsanbieter liegt bei 
22 Prozent und ist damit unverändert 
positiv. Der wbmonitor ist eine gemein-
same Initiative des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB) und des Deutschen 
Instituts für Erwachsenenbildung (DIE). 

Weiterbildungsanbieter zu wechselnden 
Themenschwerpunkten, zu Geschäfts-
klima, Leistungen und Strukturen online 
befragt. Der wbmonitor Klimawert bildet 
die Einschätzung der wirtschaftlichen 
Situation durch die Weiterbildungsan-
bieter ab. Die Ergebnisse basieren auf 
den gewichteten und hochgerechneten 
Angaben von 1.700 Einrichtungen. Die 
Umfrage zeigt, dass das wahrgenom-
mene Geschäftsklima in der Weiter-

Anbieters abhängig ist. Besonders 
deutlich ist dies bei überwiegend durch 
Betriebe sowie von Arbeitsagenturen 

das Weiterbildungsklima im Vergleich 
zum Vorjahr insgesamt stabilisiert und 
in Teilen sogar deutlich verbessert hat, 
brechen die vorwiegend durch Arbeits-

-
anbieter in ihrer Einschätzung stark ein 
und erreichen mit –23 erstmals negative 

ein weiterer wirtschaftlicher Rückgang 
erwartet (–32). Hintergrund dürfte die im 

-
rung von Weiterbildungen durch die Bun-
desagentur für Arbeit sein. Der Zugang 
zu den Maßnahmen hat sich im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum um 40 Prozent 
verringert. Folgen für die Anbieter sind 

Völlig anders wird das Weiterbildungs-
klima durch jene Anbieter wahrgenom-
men, die sich vorwiegend durch Betriebe 

der Finanz- und Wirtschaftskrise litt und 
mit +29 einen Tiefpunkt erreichte, knüp-

Positives Geschäftsklima in der Weiterbildung
Ergebnisse der wbmonitor-Umfrage 2011

fen sie 2011 mit einem Klimawert von 
+66 an die Zeiten vor der Krise an und 
erwarten eine noch bessere Entwicklung 
für die Zukunft (+71).  Auch Anbieter, die 
sich überwiegend durch Teilnehmende 
sowie durch Kommune, Land, Bund und/

-
tiven Trend. Beide Gruppen zeigen einen 
leichten Anstieg beim Klimawert, bewe-
gen sich aber auf klar unterschiedlichem 
Niveau. Anbieter mit Kommune, Land, 

erreichen einen Wert von +8 (2010: +5), 
diejenigen, die sich überwiegend durch 

Wert von +36 (2010: +31). Während 
die überwiegend durch Kommunen, 

Anbieter für 2012 eine Stagnation ihrer 
wirtschaftlichen Situation erwarten, ver-
sprechen sich die überwiegend teilneh-

Verbesserung.      Meike Weiland (DIE)

www.wbmonitor.de
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* Anteil von 50% und mehr an den Einnahmen in der Weiterbildung
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Abb.: Entwicklung der wbmonitor Klimawerte von 2007 bis 2011
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Über Ziele, Nutzen und Wirkungen von 
Anerkennungen und Zulassungen dis-
kutierten knapp 80 Teilnehmende bei 
einer bundesweiten Fachtagung, die 
das wbmonitor-Team des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung (BIBB) und des 
Deutschen Instituts für Erwachsenen-
bildung (DIE) im November 2011 ver-
anstaltete. Die empirischen Ergebnisse 
der wbmonitor-Umfrage 2010 wurden 
vorgestellt (www.wbmonitor.de). Deren 
Ergebnisse zu vertiefen und Botschaf-
ten an die Politik sowie offene For-
schungsfragen abzuleiten, war erklärtes 
Anliegen der Tagung.
Im Mittelpunkt standen aufgrund ihrer 
starken Verbreitung die Anerkennungs- 
und Zulassungsverordnung Weiter-
bildung (AZWV) der Bundesagentur 
für Arbeit und die Ländergesetze zur 
Erwachsenenbildung/Weiterbildung als 
staatliche Steuerungsinstrumente. 
Aber auch nicht-staatliche Regelungen 
durch Berufs- oder Wirtschaftsver-

Unternehmen für Produktschulungen 
wurden thematisiert. Als formale 
Anerkennungen von Anbietern, Veran-
staltungen und Kursleitenden dienen 
sie alle der Zugangsregulierung zu 
bestimmten Marktsegmenten sowie der 

ein Finanzierungssystem gekoppelt. 
Eröffnet wurde die Tagung durch den 
wissenschaftlichen Direktor des DIE, 
Prof. Ekkehard Nuissl von Rein, und 
den Forschungsdirektor des BIBB, Prof.
Reinhold Weiß. Den Einführungsvortrag 
hielt Prof. Michael Schemmann (Univer-
sität Gießen), der das Veranstaltungs-
thema im wissenschaftlichen Diskurs 
zur Steuerung in der Weiterbildung ver-
ortete. Ergebnisse und Überlegungen 
zu Steuerungsimpulsen präsentierte er 
anhand der »klassischen« Steuerungsin-
strumente Weiterbildungsgesetz (Hes-
sen) sowie AZWV. Diese kontrastierte 
er mit Wirkungen des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen (GER), einem Instrument, das 
sich auf das eher »weiche« Steuerungs-

medium Diskurs stützt. Abschließend 
betonte er, dass die Steuerungsfor-
schung sowohl dem Mehrebenensys-

gerecht werden als auch die Vielfalt 
der Akteure und der Steuerungsmedien 
berücksichtigen müsse.
Im Mittelpunkt des zweiten Plenums-
vortrags von Stefan Koscheck (BIBB) 
und Meike Weiland (DIE) standen die 
Ergebnisse der wbmonitor-Befragung 
von Weiterbildungsanbietern. 
Herausgestellt wurde die weite Verbrei-
tung von Anerkennungen und Zulas-
sungen. Wichtige kritische Befunde 
betreffen v.a. die damit verbundenen 
Kosten bzw. das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis und bürokratische Verfahren. 
Zugleich wurde aber auch auf positive 
Auswirkungen wie wirtschaftliche Vor-
teile und Qualitätsentwicklung hinge-
wiesen, über die ebenfalls eine Mehr-
heit der Anbieter berichtet hatte. 
Insbesondere derartige Auswirkungen 
und Fragen der Zielerreichung von Aner-
kennungen und Zulassungen wurden 
anschließend in drei Foren diskutiert: 

Darin ging es um
die Systemebene von Weiterbil-
dung, d.h. die Weiterbildungsge-
setze der Länder und die darin 
festgelegten Förderkriterien,
die wirtschaftlichen Aspekte von 
Anerkennungen/Zulassungen für 
Weiterbildungseinrichtungen,
die Wirkungen der bei Zulassungs-

Qualitätsmanagementsystemen 
(QM) auf die Weiterbildungseinrich-
tungen.

Als übergreifende Problemstellung aus 
Sicht der Praxis kristallisierte sich die 
in zunehmendem Maße als Markt orga-

-
wirtschaft heraus. Die Teilnehmenden 
votierten deutlich für Verfahren in 
staatlicher oder zumindest gemeinnüt-
ziger Verantwortung. Die Veranstalter 
benannten im Resümee Desiderate 
empirischer Forschung im Hinblick auf 

-
samkeit und den Nutzen der aktuellen 
Instrumente zu überprüfen.

Ingrid Ambos (DIE)

Steuerung der Weiterbildung durch Anerkennungen und Zulassungen
wbmonitor-Fachtagung von BIBB und DIE bewertet Instrumente

nach der AZWV

nach EB-/WB-Gesetz des Bundeslandes

durch Berufs- oder Wirtschaftsverband

durch Unternehmen für Produktschulungen

als Schule oder (Fach-)Hochschule

durch BAMF für Integrationskurse

durch Krankenkassen für Gesundheitsbildung

nach einem Bildungsurlaubsgesetz

nach Fernunterrichtsschutzgesetz

Akkreditierung von BA-/MA-Studiengängen

durch Berufsgenossenschaften

durch Landes-/Bundeszentrale für pol. Bildung

andere Anerkennung/Zulassung

Quelle: BIBB/DIE wbmonitor Umfrage 2010, hochgerechnete Werte auf Basis von n (alte Länder) = 1.277 und n (neue Länder) = 320 Anbietern
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Die meisten Erwachsenenpädagogen 
haben nur selten Einblicke in das 
Lehr-Lern-Geschehen außerhalb ihrer 
eigenen Veranstaltungen. Dass sie 
dies gern hätten und dass ihnen die-
ser Einblick bei ihrer professionellen 
Weiterentwicklung hilft, zeigte sich bei 
der Fachtagung zur Eröffnung einer 
videobasierten Lernumgebung am  
7. Februar in Bad Honnef. 
Rund 50 Teilnehmende aus Praxis, 
Forschung und Politik der Erwachse-
nenbildung waren der Einladung der 
Universität Tübingen und der Katholi-
schen Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Erwachsenenbildung (KBE) gefolgt und 
machten sich mit Konzept und Handha-
bung videobasierter Fallarbeit vertraut. 
Dabei konnten sie auf rund 
90 Filmsequenzen von 
authentischen Fällen erwach-
senenpädagogischer Lehr-
Lern-Situationen zugreifen, 
die auf www.videofallarbeit.
de passwortgeschützt verfüg-
bar sind. Die Filme, die den 
Unterricht parallel jeweils aus 
Sicht der Dozent/inn/en und 
aus Sicht der Teilnehmenden 
wiedergeben, sind auf kon-
krete Handlungssituationen 
im Kurs zugeschnitten und 
mit Hintergrundinformatio-
nen versehen. So sind zum 
Fall passende Kommentare 
der darin sichtbaren Akteure 
ebenso zugänglich wie Theo-
riebausteine anschlussfähiger 
allgemeinpädagogischer und 
erwachsenendidaktischer 
Konzepte. Diese Form der 
Didaktisierung ermöglicht den 
Einsatz der Videos im Selbst-
studium wie auch in der diskursiven 
Arbeit in Lerngruppen. 
Ziel ist der Aufbau erwachsenenpäda-
gogischer Diagnosekompetenz: Leh-
rende sollen anhand des Materials 
lernen, ihre alltägliche Praxis im Lichte 
von Theorieangeboten als Fälle zu deu-
ten und in angemessenes Handeln zu 

übersetzen. So kommt der Lernplatt-
form eine wichtige Brückenfunktion 
zwischen Wissen und Können der 
Erwachsenenpädagogen zu, wie es 

Fallarbeit und den Aufbau des Online-
Fall-Laboratoriums (OFL) mit seiner 
Tübinger Arbeitsgruppe und in Koope-
ration mit der KBE über nunmehr fünf 

entwickelt hat. 
Für den Drittmittelgeber, das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF), sah Thomas Bartelt die inno-
vative Qualität des Vorhabens in der 
Abkehr vom »Lernen auf Vorrat«. Hier 
wird nicht zuerst theoretisch, sondern 
zuerst am Fall gelernt.

Begleitend zum Einsatz in Fortbildungs-
settings erforscht die Tübinger Arbeits-
gruppe die Effekte der Arbeit an Fällen 
empirisch. Bisher ist deutlich, dass das 
Instrument tatsächlich den Aufbau von 
Diagnosekompetenz stärkt. Schrader 

bisher einschätzen zu können, ob aus 

»besser deuten« auch »besser handeln« 
folgt.
Prof. Wiltrud Gieseke (Berlin) ord-
nete die Entwicklung des OFL in die 
Geschichte der Professionalitätsent-
wicklung ein und riet, die Arbeit an 
Fällen »als Baustein in die Kursleiter-

würdigte den Ansatz als einen »Inte-
grationsansatz«, der die Abbildung 
»gelebter Professionalität« mit der 

verbinde und subjektive Wahrnehmung 
und  Theorieorientierung sinnvoll ver-
schränke.
Als »Reality TV« der Erwachsenenbil-
dung deckt das OFL den Bedarf der 
Praxis nach konkretem Anschauungs-

material und 
schließt damit 
eine wichtige 
Lücke im Setting 
der forschungsba-
sierten Angebote 
zur Professio-
nalitätsentwick-
lung. Es geht 
– obschon eine 
Reihe von Teil-
nehmenden aus 
der Praxis dies 
wünscht – aus-
drücklich nicht 
um die Präsenta-
tion guter Lehre. 
Diese verleite, so 
Schrader, doch 
nur zum Nachah-
men und trage 
nicht zu einer 
Verbesserung 
der Deutungs-
kompetenz bei, 

die Erwachsenenpädagogen benötigen, 
um in immer unterschiedlichen Anfor-
derungssituationen eigenständig und 
authentisch zu reagieren. Es ist dem 
OFL eine breite Nutzung in Fortbildun-
gen für Erwachsenenpädagog/inn/en 
zu wünschen. 

DIE/PB

Lernen am erwachsenenpädagogischen Durchschnitts-Alltag
Tübinger Forschergruppe und KBE machen Videofälle öffentlich zugänglich – Fachtagung in Bad Honnef

Wird bald nicht mehr das KSI beherbergen: Das Erzbistum Köln hat bekannt gegeben, 
mit seinem Katholisch-Sozialen Institut in das ehemalige Benediktinerkloster auf dem 
Michaelsberg in Siegburg zu ziehen. Das beliebte und moderne Tagungshaus in Bad 
Honnef soll verkauft werden.
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Am 28. November 2011 veranstaltete 
das Deutsche Institut für Erwachsenen-
bildung (DIE) zusammen mit der Fried-
rich-Ebert-Stiftung in Berlin zu dem 
Fachworkshop »Ältere Beschäftigte in 

-
rung für Forschung, Bildung und Praxis« 
und konnte dazu mehr als 70 Teilneh-
mende gewinnen.
Ziel war es, für die Berufsfelder Erzie-

-
rechter Bildung zu erörtern. Zwar ist die 
Bedeutung von Weiterbildung älterer 
Arbeitnehmer/innen insbesondere im 
Sinne einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit und einer besseren Nutzung 
der Leistungsfähigkeit allgemein aner-
kannt, jedoch fehlt es an brauchbaren 
Bildungskonzepten.
Die Einstiegsreferate von Michaela 
Evans vom Institut Arbeit und Technik 
in Gelsenkirchen und Dr. Karl Tragust 
aus der Autonomen Provinz Bozen-
Südtirol thematisierten die Zunahme 
der Belastungen am Arbeitsplatz und 
die notwendige Verbesserung der Per-
sonalsituation im Bereich Erziehung 

führt nicht nur zu neuen 
Aufgaben, sondern auch 
zu immer älteren Beschäf-
tigten. Zudem lassen sich 

-
schen Berufen nur schwer 
neue Arbeitnehmer/innen 
gewinnen, da die gesell-
schaftliche Anerkennung 
gering ist. Die einzelnen 
Institutionen konkurrieren 
um Fachkräfte, und es 
wird schon bald branchen-
übergreifend eine Konkur-
renz hinsichtlich der Aus-
zubildenden von morgen 
geben.

-
gerischen Berufen wird 
die Verknüpfung von 
alternsgerechter Bildung 
mit alternsgerechtem 
Arbeiten immer wichtiger. 

Neue Ansätze der Personalentwicklung 

nicht nur die Arbeitsfähigkeit steigern, 
sie können auch dazu beitragen, die 

-
der attraktiver zu machen. 
In der nachfolgenden Diskussion wurde 
ein umfassendes Bildungsverständnis  

-
dung ihren Blick vorrangig auf die 
Arbeitsgestaltung und Gesundheitsför-
derung am Arbeitsplatz richtet, kann 
die allgemeine Weiterbildung auch 
psychosoziale Aspekte in den Blick neh-
men: beispielsweise die Unterstützung 
bei der Bewältigung schwieriger Situati-
onen oder der gezielte Ausbau eigener 
Stärken.

-
hung konnten verschiedene Faktoren 

-
gerechten Arbeiten entgegenstehen 
und sich den Punkten »prekäre Arbeits-
bedingungen«, »mangelnde Maßnah-
men zum Erhalt der Gesundheit« und 
»mangelnde Angebote zur Weiterbildung 
der Beschäftigten« zuordnen lassen.
In den Arbeitsgruppen wurde fest-

DIE und Friedrich-Ebert-Stiftung veranstalteten gemeinsamen Workshop

Die abschließende Gesprächsrunde, moderiert von Prof. Dr. Ursula Engelen-Kefer von der Alice Salomon Hoch-
schule Berlin (Mitte) mit den Diskutanten (v.l.n.r.): Ursula Kies (Paritätische Bundesakademie), Herbert Weisbrod-
Frey (ver.di Berlin), Mechtild Rawert (MdB, AG Arbeit unbd Soziales der SPD-Bundestagsfraktion), Ralf Neiheiser 
(Deutsche Krankenhausgesellschaft Berlin).

gestellt, dass ohne eine nachhaltige 
Verbesserung der Arbeitssituation und 
der Weiterbildung für die Arbeitnehmer/
innen die Ausweitung der Lebensar-
beitszeit im Berufsfeld nicht zu ver-
antworten ist. Für die Zukunft sei es 
deshalb wünschenswert, gemeinsam 
mit Arbeitgebern und Wissenschaft ein 
Handlungskonzept zu entwickeln.
Im Rahmen des Abschlusspodiums mit 
Vertretern der Sozialpartner und der 
Politik wurden die politischen Rahmen-
bedingungen und Handlungserforder-
nisse lebhaft diskutiert. 
Mechthild Rawert, Sprecherin der AG 
Arbeit und Soziales der SPD-Bundes-
tagsfraktion, plädierte eindringlich 
für eine höhere Anerkennung sozialer 
Berufe. 
Eine Aussage fand einhellige Zustim-
mung: Nicht alternsgerechte, sondern 
lebensphasengerechte Bildung und 
Arbeit muss im Mittelpunkt der Bemü-

heute sind die Alten von morgen.
Alexandra Damm/ 

Anika Denninger (DIE)
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Verband Bildungsmedien
Der Verband »VdS Bildungsmedien« 
hat sich umbenannt und heißt nun 
»Verband Bildungsmedien«. Der neue 

größere Klarheit für die politische 
Kommunikation schaffen. Der Verband 
Bildungsmedien vertritt die Interessen 
der deutschen Verlage, die Medien für 
das Bildungswesen produzieren — für 

Erwachsenenbildung, für öffentliche 
Bildungseinrichtungen oder die private 
Weiterbildung, seien es Bücher oder 
digitale Bildungsmedien. 

»Weiterbildung für Ältere im Betrieb« 
lautete das diesjährige Wettbe-
werbsthema für den »Weiterbildungs-
Innovationspreis 2012«, den das Bun-
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) in 
Bonn jährlich auslobt. Auf der Bildungs-
messe »didacta« im Februar wurden 
drei Preisträger geehrt, die, so der Prä-
sident des BIBB, Prof. Friedrich Hubert 
Esser, »mit ihren innovativen Konzep-
ten herausragende Beispiele für eine 
moderne, zukunftsweisende Gestaltung 
der betrieblichen Weiterbildung« sind, 
insbesondere mit Blick auf ältere Mitar-
beitende. Gewinner ist das ZNL Trans-
ferZentrum für Neurowissenschaft und 
Lernen in Ulm mit dem Projekt »Ent-
wicklungsbegleitung (ENWIBE) – ereig-
nisorientierte Entwicklungsgespräche 
für Mitarbeitende in Produktion und 
Handwerk«. Die beiden Sonderpreise 
wurden verliehen an »female PROFESSI-
ONALS – Frauenpotenziale in Betrieben 
nutzen« vom Bundesarbeitskreis Arbeit 
und Leben sowie an den technischen 

E-Learning-Dossier 
beim Bildungsserver

Der Deutsche Bildungsserver hat die 
Informationen zum E-Learning in der 
Erwachsenenbildung erweitert und 
aktualisiert. Das Dossier umfasst nun 
die Bereiche Einstieg und Grundlagen, 
Adressen und Ansprechpartner, Technik 
und Qualität, Methodik/Didaktik, Lehr- 
und Lernmaterial, Publikationen und 
Kurssuche.

www.bildungsserver.de/E-Learning-in-der-
Erwachsenenbildung-9402.html

Zwei erfolgreiche Projekte des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung 
(BMBF) sind das »Weiterbildungsstipen-
dium« und die »Bildungsprämie«. Das 
»Weiterbildungsstipendium«, das jun-
gen, talentierten Berufseinsteigern 
eine berufsbegleitende Weiterbildung 
ermöglicht, feierte im November 2011   
sein 20-jähriges Bestehen, in Kürze 
wird das 100.000 Stipendium ver-
geben werden. Die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Begleitforschung 
sind positiv: Die Förderung regt an zum 
lebenslangen Lernen – 70 Prozent der 
ehemalig Geförderten nutzen später 
weitere Weiterbildungsangebote, und 
es eröffnet Karrierechancen – 40 
Prozent der ehemaligen Stipendiaten 
haben Führungspositionen übernom-
men. Das BMBF betont, mit der För-
derung sei auch ein klares Bekenntnis 
zur Gleichwertigkeit der Bildungswege 

Weiterbildungsförderung aufgestockt
Erfolgreiche Förderinstrumente des Bundes

gegeben. Das Weiterbildungsstipen-
dium wird als öffentlich-private Part-
nerschaft gemeinsam mit der Stiftung 

dem Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag, dem Zentralverband des 
Deutschen Handwerks sowie dem Bun-
desverband der Freien Berufe getragen.
Ebenfalls erfolgreich, wenn auch noch 
viel jünger, ist die »Bildungsprämie«, mit 
deren Hilfe Weiterbildungsinteressierte 

an eine der inzwischen 600 Beratungs-
stellen bundesweit wendet, kann einen 
Prämiengutschein erhalten, mit dem 
die Hälfte der Kosten einer Weiterbil-
dung übernommen werden. Das seit 
2008 bestehende Projekt wird nun 

stehen dafür 35 Millionen Euro, unter 
anderem aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds, zur Verfügung.

Preiswürdige Weiterbildung
BIBB und Haus der Technik zeichnen zukunftsweisende Konzepte aus

Weiterbildner R & S Keller GmbH in 
Wuppertal mit seinem Lernprogramm 
»Heidenhain Interactive Training (HIT)«.

Das »Haus der Technik«, eines der 
ältesten technischen Weiterbildungsin-
stitute in Deutschland, hat im Februar 
den Deutschen Weiterbildungspreis 
zum dritten Mal verliehen. Mit ihm 
sollen innovative und zukunftswei-
sende Weiterbildungskonzepte einer 
breiten Öffentlichkeit nähergebracht 
und die Bedeutung der betrieblichen 
Weiterbildung hervorgehoben werden. 

vom Universitäts-Klinikum Freiburg, der 
ein berufsbegleitendes Studienmodell 
für Ärzte und Naturwissenschaftler 
entwickelt hat, den Online-Studiengang 
»Physikalisch-Technische Medizin«.

www.deutscher-weiterbildungspreis.de

www.bibb.de/de/60686.htm

Karriereschub durch 
Weiterbildung

Ein Ergebnis der TNS Infratest-Studie 
»Weiterbildungstrends in Deutschland 
2012« , die jährlich 30 Personalverant-

Weiterbildung befragt, ist: Weiterbil-
dungsengagierte Arbeitnehmer haben 
größere Chancen bei der Beförderung, 

Bildungswilligen Eigeninitiative, Enga-
gement und Leistungsbereitschaft und 

der Arbeitnehmer/innen. 91 Prozent 
der Befragten Personaler halten Bil-
dungsengagement für wichtig bis sehr 
wichtig.

Zusammenstellung: DIE/BP
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Die »Strategie Lebenslanges Lernen – 
-

reichischen Bundesregierung beschlos-
sen. Damit hat das Bildungsthema 
»Lebenslanges Lernen« politische Akzep-
tanz auf höchster Ebene gefunden und 
wird als gesellschaftspolitisches Quer-
schnittsthema anerkannt. Die »Strategie 
2020« verantworten vier Ministerien 
– Unterricht, Wissenschaft, Wirtschaft 
und Soziales – gemeinsam. 
Die konkrete Umsetzung drückt sich 
in Aktionslinien aus. Sie entstanden 
im Hinblick auf die aktuellen Probleme 
des österreichischen Bildungswesens. 
»Lebenslanges Lernen« als Bildungsstra-

somit als unmittelbare Antwort auf den 
Bedarf an Bildungsreformen in Öster-
reich verstanden werden. Die Aktionsli-
nien richten sich auf Problembereiche, 
wie z.B. 

die vorschulische Bildung/Erziehung,
die Gewährleistung von Grundbildung 
und Chancengleichheit im Schulbe-
reich,
das kostenlose Nachholen von Schul-
abschlüssen,
die Verankerung von Community Edu-
cation in der Zivilgesellschaft, 
die Sicherung der Beschäftigungs- 
fähigkeit durch Weiterbildung,
die Erhöhung der Lebensqualität in 

die Anerkennung non-formal und 
informell erworbener Kenntnisse/
Kompetenzen.

Die Umsetzung der »Strategie LLL – 
2020« soll von einem jährlichen Monito-
ring und einer ständigen Erfolgskontrolle 
durch eine ministeriell besetzte Task 
Force begleitet werden. Eine erste 
Maßnahme wurde bereits konkretisiert: 
Gemeinsam mit den neun Bundeslän-

Strategie 2020
Lebensbegleitendes Lernen in Österreich

dern hat die Bundesregierung für drei 

um etwa 12.000 Personen das kosten-
lose Nachholen von Schulabschlüssen 
zu ermöglichen. Außerdem hat sich das 
Bundesland Steiermark mit einer eige-
nen »Strategie der Erwachsenenbildung/

zum lebenslangen Lernen als einer zent-
ralen öffentlichen Aufgabe bekannt.
Insgesamt wurde mit der »Strategie 
LLL – 2020« ein politischer Rahmen 
geschaffen, der dazu motiviert, das 
österreichische Bildungssystem wei-
terzuentwickeln. Die Erwachsenenbil-
dung wird angeregt, ihr Potenzial durch 
Kooperation und Vernetzung mit ande-
ren Bildungssektoren zu entfalten, um 
den Bildungsbedarf von Individuen und 
Gesellschaft zu beantworten.

Werner Lenz

Strategie zum lebensbegleitenden Lernen in 
Österreich:  
www.bmukk.gv.at/medienpool/20916/lllar-
beitspapier_ebook_gross.pdf

Unter dem Titel »Erasmus für alle« 
hat die Europäische Kommission im 
November 2011 ihr neues Bildungspro-
gramm (2014-2020) für die allgemeine 

Es soll das bisherige Programm für 
Lebenslanges Lernen mit seinen sieben 
Programmbereichen ablösen und damit 

-
schließlich vereinfachter Antragsverfah-
ren für Finanzhilfen. Das Programm soll 
mit 19 Milliarden Euro Gesamtbudget 
ausgestattet werden, darin enthalten 
sind 1,8 Milliarden Euro für internatio-
nale Zusammenarbeit. Der Vorschlag 
der Kommission wird nun vom Rat und 
vom Europäischen Parlament erörtert.

-
grammbereiche (Erasmus, Leonardo da 

in Aktion und fünf internationale 
Kooperationsprogramme) verschwindet 
auch der Name Grundtvig, der bisher 

für den Bereich Erwachsenenbildung 
stand. Dieser ist nun subsummiert 
unter den Bereich »Erasmus Berufs-
bildung«. Es ist zu befürchten, dass 
das Lernen von Erwachsenen damit in 

Verwertbarkeit ausgerichtet sein wird 
und die Erwachsenenbildung mit ihrem 
eher non-formalen Charakter weniger 

ist allerdings die Tatsache, dass die 
Kommission eine Aufstockung der Mit-
tel um 80 Prozent für die Erwachsenbil-
dung plant. 
Die zentralen Aktionen der bestehen-
den Programme sollen weiter fortge-
führt werden. Unverändert sind auch 
die Ziele des Programms. Neu sind 
die Zusammenarbeit mit Drittländern, 
ein Studiendarlehen für Masterstudie-
rende, die Förderung des Breitensports 
und die Schaffung von Wissensallian-
zen bzw. Partnerschaften zwischen Bil-
dungseinrichtungen und Unternehmen. 

Der Schwerpunkt von »Erasmus für 
alle« liegt allerdings auf der Mobilitäts-
Förderung für Lernende, d.h. auf der 
Förderung von Auslandsaufenthalten 
für Praktika und Weiterbildungsmaß-
nahmen. Genau dafür steht das Pro-

damit wohl die höchste Bekanntheit 
erlangt. Die Kommission begründet so 
auch den neuen Namen. 
Es bleibt abzuwarten, ob das Programm 
überhaupt in der geplanten Form imple-
mentiert wird. Ein Beschluss zur Umset-

angestrebt, es ist jedoch durchaus 
möglich, dass der vorliegende Entwurf 
noch einmal grundlegend überarbeitet 
wird. Darüber hinaus kann es auch 
dazu kommen, dass sich die aktuelle 
Schuldenkrise auf das Budget auswirkt 
und dieses geringer ausfällt als bisher 
geplant. DIE und EAEA setzen sich 
dafür ein, dass es zu einer grundlegen-
den Überarbeitung kommt, in der die 
Erwachsenenbildung expliziter Berück-

Brigitte Bosche/
Nils Bernhardsson (DIE)

Erasmus für alle – alles Erasmus?
Neues europäisches Bildungsprogramm ohne Grundtvig
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Zum vierten Mal wird der Deutsche 
Weiterbildungstag als ein bundesweiter 
Aktionstag ausgerichtet mit dem Ziel, 
Öffentlichkeit und Politik auf die Bedeu-
tung des Erwachsenenlernens aufmerk-
sam zu machen. Am Vorabend des 
21. September wird es eine zentrale 
Auftaktveranstaltung im Deutschen 
Bundestag geben. Der Bundespräsi-
dent ist erneut für die Schirmherrschaft 
angefragt. 
Der auf 15 Institutionen angewachsene 
Veranstalterkreis, zu dem erstmals auch 
das Deutsche Institut für Erwachse-
nenbildung (DIE) zählt, hat sich auf den 
Slogan »Weiterbildung ist mehrWert« 

Erwachsenen- und Weiterbildung betont 
und es soll zugleich kommuniziert wer-
den, dass der Bereich insgesamt noch 

mehr öffentliche Anerkennung verdient. 
In einem maßgeblich von DIE und Arbeit 
und Leben erarbeiteten Positionspapier 
wird erläutert, dass sich die Weiter-
bildung vor große Herausforderungen 
gestellt sieht: 7,5 Millionen funktionale 
Analphabeten, eine Million Langzeitar-
beitslose, zunehmende Migrationsbe-
wegungen sowie eine wachsende Zahl 
älterer Menschen stehen für vielfältige 
Exklusionsrisiken, deren Verminderung 
eine anspruchsvolle Aufgabe darstellt. 
Das Papier verweist auf die Forschung 
zu den sozialen und individuellen Effek-
ten lebenslangen Lernens, die sich u.a. 
in Indikatoren wie Toleranz, gesundheits-
förderliches Verhalten oder  individuelle 
Kompetenzentwicklung abzeichnen und 
somit für Partizipation, Inklusion und 
soziale Kohäsion stehen. 

Bildungseinrichtungen im ganzen Land 
sind eingeladen, beim Deutschen Wei-
terbildungstag 2012 dabei zu sein. 
Hierzu steht ein Kampagnenbüro für 

sich auf der Website des Weiterbil-
dungstages ein »Aktionsleitfaden«, der 
dabei hilft, eine Veranstaltung zu pla-
nen, zu organisieren oder in die Presse 
zu bringen. Neben kreativen Ideen, 
praktischen Tipps, nützlichen Arbeitshil-

sich dort ausführliche Beschreibungen 
von insgesamt elf der erfolgreichsten 
Veranstaltungen der Vorjahre. Der 
Weiterbildungstag geht auf eine Initia-
tive des Bundesverbands der Träger 

Deutschen Volkshochschul-Verbandes 
(DVV) zurück. Er wurde erstmals 2007 
durchgeführt. 

DIE/PB
www.deutscher-weiterbildungstag.de

»Weiterbildung ist mehrWert«
Deutscher Weiterbildungstag am 21. September 2012
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Ende 2011 gab die Ministerin für 
Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Sylvia Löhrmann, 
auf der Weiterbildungskonferenz NRW 
den Startschuss zu einer Diskussion 
im Anschluss an die Evaluation des 
Weiterbildungsgesetzes. Das Deutsche 
Institut für Erwachsenenbildung (DIE) 
hatte in seinem Gutachten »Lernende 
fördern – Strukturen stützen« der 
Weiterbildungslandschaft in NRW eine 
hohe Leistungsfähigkeit bescheinigt. 
Vor diesem Hintergrund hielten sich die 
Änderungsvorschläge in einem über-
schaubaren Rahmen. Im Wesentlichen 
kreisen sie um eine nachvollziehbare, 
gerechte Fördersystematik, um die 

Weiterbildung und um eine bessere 
Einbeziehung bildungsbenachteiligter 
Gruppen.
In diese Richtung akzentuierte auch 
die Ministerin ihre Wegweisungen. Es 
gehe ihr in erster Linie um Zukunftsfä-
higkeit, betonte sie und kleidete dies 
in die Frage: »Wie soll die Weiterbildung 

Mögliche Wege in die Zukunft bot sie 
an: Man müsse mehr Synergien schaf-
fen, indem man noch stärker vernetzt 
zusammenarbeite, und die Zugänge zu 
potenziellen Bildungsteilnehmenden 
müssten sich an deren Bildungsbio-
graphien orientieren. Die Ministerin 
schlug zwei Arbeitsgruppen mit unter-
schiedlichen Schwerpunktsetzungen 
vor: Die Arbeitsgruppe »Zukunftsfeste 
Systeme und Strukturen« soll sich mit 
der Fördersystematik, der Professiona-
lisierung und der landeseinheitlichen 
Weiterbildungspolitik beschäftigen, die 
Arbeitsgruppe »Zukunftsfähige Qualität 
– Inhalte – Synergien« zielt vor allem 
auf die stärkere Einbindung besonders 
förderungswürdiger Zielgruppen, die 
Weiterbildungsberatung, die Qualitätssi-
cherung und die regionale Vernetzung. 

diese Arbeitsgruppen ihre Arbeit. In der 
AG 1 standen die Fördersystematik und 

das daran gekoppelte Berichtssystem 
im Blickpunkt. Für die Volkshochschu-
len ist die im Gutachten präsentierte 
Lösung (Stärkung der Hauptberuf-
lichkeit, Stärkung kleinerer VHS und 
Kopplung der Fördersumme an die 
Einwohnerzahl) voll anschlussfähig, die 
Weiterbildungseinrichtungen in anderer 
Trägerschaft hingegen suchen noch 
nach einer Fördermechanik, die einfach 
und gerecht ist und dennoch, vergli-
chen mit dem Ist-Zustand, keine grö-
ßeren Verwerfungen hervorruft. Hierzu 

deren Wirkungsweise zu überprüfen. 
In der AG 2 wurde engagiert die Frage 

-
dungsfernen und -benachteiligten 
Zielgruppen diskutiert. Deutlich wurde 
dabei einerseits die tendenziell ableh-
nende Haltung der Weiterbildungspraxis 
gegenüber dem DIE-Vorschlag. Dieser 
sieht vor, zukünftig einen bestimmten 
Teil der WbG-Mittel mit den Landesor-
ganisationen der Weiterbildung für die 
Bildungsarbeit mit besonders förde-
rungswürdigen Zielgruppen zu reser-
vieren. Andererseits bestand Einigkeit 
über das Erfordernis, in der Weiterbil-
dung unterrepräsentierte Bevölkerungs-
gruppen verstärkt für Weiterbildung 
zu gewinnen. Diese Aufgabe sollte aus 
Sicht der Praxis aber auf Basis von frei-

Quotierung erfüllt werden. Vor diesem 
Hintergrund stellen die Verständigung 

-
rung der Zielgruppen Bildungsferne/-
benachteiligte zentrale Herausforde-
rungen für die nächsten Beratungen 
zu diesem Thema dar, wobei es darum 
geht, eine hohe Flexibilität zu gewähr-
leisten und sowohl regionalen Unter-

-

Beide Auftaktsitzungen machten deut-
lich: Zukunft ist nicht leicht, im Beson-
deren dann, wenn noch so viel Vergan-
genheit daran hängt.

Ingrid Ambos/Dieter Gnahs (DIE)

Zielmarke 2025
NRW-Weiterbildung im Zukunftsdiskurs

Beständig im Wandel?
Zur Novellierung des Hessischen  
Weiterbildungsgesetzes (HWBG)

In Hessen ist im November 2011 die 
novellierte Fassung des Weiterbildungs-
gesetzes (HWBG) in Kraft getreten. 
Während das bislang geltende Recht in 
weiten Teilen fortgeführt wird, lassen 
sich dennoch nicht unerhebliche Ände-
rungen festhalten.
Dabei wird mit der Novellierung vor 
allem dem Verbundsystem HESSEN-
CAMPUS (HC) eine zentrale Position im 
Hinblick auf die Förderung der Weiter-
bildungsbeteiligung und Stärkung der 
Region(en) durch Kooperation zugewie-
sen. Zum einen können HC-Initiativen, 
die der Weiterbildung dienen, Förderzu-
weisungen nach dem HWBG erhalten 
(§ 1 Abs. 1), zum anderen werden zwei 
Vertreter/innen im Landeskuratorium 
beratend die Interessen von HC wahr-
nehmen (§ 19 Abs. 3). Die Möglichkeit 
zur Errichtung regionaler Koordinati-
onsgremien verweist ferner auf die 
Bedeutung bereichsübergreifender 
Zusammenarbeit für die Einrichtungen 
der Weiterbildung in Hessen (§ 20). 
Zu vielen Kontroversen hat die Strei-
chung des Innovationspools (§ 19 alt) 
geführt, da hierdurch in den letzten 

-
wicklung der Weiterbildung in Hessen 
gefördert werden konnten. 
Außerdem kritisch beurteilt wird die 
Festschreibung der Zuweisungen des 
Landes unabhängig vom gestiegenen 
Bedarf auf 200.000 geförderte Unter-
richtsstunden der öffentlichen Träger 
(§ 11 Abs. 2) und 90.000 geförderte 
Unterrichtsstunden der freien Träger 
(§ 17 Abs. 3). Insgesamt zeichnet 
sich eine Entwicklung ab, die der 
Formulierung »lebensbegleitendes 
Lernen« Rechnung zu tragen scheint. 
Die Erweiterung der Einrichtungen der 
Weiterbildung um rechtlich selbststän-

zunehmend die Trennung von Weiterbil-
dung und schulischer Bildung auf. 

Franziska Loreit
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Veranstaltungstipps

Zusammenstellung: DIE/BP

Dana Bachmann ist neue Referatsleite-
rin Erwachsenenbildung beim DG Edu-
cation and Culture der EU-Kommission. 
Ihr Stellvertreter ist Tapio Säävälä, der 
fortan das Grundtvig-Programm leitet. 
Beide treten die Nachfolge von Alain 
Smith an.

Neuer Kuratoriumsvorsitzender der 
Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg (LpB) ist der süd-
badische SPD-Abgeordnete Christoph 
Bayer. 

Dr. Alois Becker, vormals Direktor der 
Akademie Klausenhof, ist neuer Präsi-
dent der Europäischen Föderation für 
katholische Erwachsenenbildung  
FEECA.

Christoph Bornhorn
2012 gemeinsam mit Andreas Baer 
die Geschäftsstelle des Verbandes Bil-
dungsmedien. 

Professor Dr. Werner Lenz, Universität 
Graz, wurde im November 2011 vom 
Bundesministerium für Unterricht, 
Kunst und Kultur (BMUKK) der öster-
reichische Staatspreis für Erwachse-
nenbildung für sein wissenschaftliches 
Gesamtwerk verliehen.

Prof. Dr. Rita Meyer, bisher Universität 
Trier, hat einen Ruf an die Universität 
Hannover auf die Professur für Berufs-
pädagogik angenommen.

Prof. Dr. Gabriel Nagy -
professor für empirische Bildungsfor-
schung an der Universität Tübingen, 
wurde zum Wintersemester 2011 zum 
Professor für Quantitative Methoden 
der Empirischen Bildungsforschung an 
das Leibniz-Institut für die Pädagogik 
der Naturwissenschaften und Mathe-
matik an der Universität Kiel berufen.

Dr. Ida Pöttinger, Mitarbeiterin der 
Landesanstalt für Kommunikation 
Baden-Württemberg ist neue Vorsit-

Das Forschungsinstitut Betriebliche 
Bildung (f-bb) plant für den 26. April 
2012 ein Fachtagung in Berlin zum 
f-bb-Kompetenzfeld »Betriebliche Wei-
terbildung«. Thema: »Systematische 
Personalentwicklung in KMU – Strate-
gien zur Erschließung betrieblicher Qua-

www.f-bb.de/veranstaltungen.html

EUCEN, das europäische Netzwerk 
für wissenschaftliche Weiterbildung, 
trifft sich vom 9. bis 11. Mai zu seiner 
43. Tagung in Graz (Österreich), um 
das Thema »Universities’ Engagement 
in and with Society. The ULLL contribu-
tion« zu diskutieren.

http://eucen.uni-graz.at/

Der Bundeskongress für Politische 
Bildung, die zentrale Veranstaltung 
der Aktionstage 2012, widmet sich 

vom 21. bis 23. Mai an verschiedenen 
Orten rund um die Berliner Friedrich-
straße statt. Veranstalter sind die 
Bundeszentrale für politische Bildung, 
die Deutsche Vereinigung für Politische 
Bildung e.V. und der Bundesausschuss 
Politische Bildung.

www.bpb.de/veranstaltungen

Das ASEM Forum on Lifelong Learn-
ing zum Thema »Learning Unlimited« 
wird anlässlich der EU-Präsidentschaft 
Dänemarks im 1. Halbjahr 2012 vom 
29. bis 31. Mai an der Aarhus Univer-

www.dpu.dk/asem/events

Die Arbeitsgemeinschaft für das 
Fernstudium an Hochschulen (AG-F) 
lädt zu ihrer Frühjahrstagung vom 30. 
Mai bis 1. Juni 2012 nach Hamburg 
ein. Das Thema lautet: »Erfolgskonzept 
Fernstudium: Betreuung, Individualisie-
rung, Methodenmix und Virtualität«.

www.dgwf.net

Personalia zende der Gesellschaft für Medienpä-
dagogik und Kommunikationskultur 
(GMK) in Bielefeld.

Dr. Bernhard Schmidt-Hertha ist zum 
Sommersemester 2012 zum Professor 
für Erziehungswissenschaft mit dem 

Weiterbildung an die Universität Tübin-
gen berufen worden.

Am 3. Februar hat die Ruhr-Universität 
Bochum Prof. Dr. Jürgen Wittpoth 
anlässlich seines 
60. Geburtstages 
mit einer akademi-
schen Festveran-
staltung gewürdigt. 
In diesem Rahmen 

eine Festschrift mit 
dem Titel »Erwach-
senenbildung im 
Kontext. Theoretische Rahmungen, 
empirische Spielräume und praktische 
Regulative« übergeben.

Das 8. Berliner Methodentreffen 
(BMT), mit ca. 450 Teilnehmer/inne/n 

qualitativen Forschungsmethoden im 

13. und 14. Juli 2012 an der Freien 
Universität Berlin statt. Es richtet sich 

Forschungsarbeiten mit qualitativen 
Methoden arbeiten.

www.qualitative-forschung.de/methoden-
treffen

Die »European Conference on Educa-
tional Research« (ECER) wird 2012 
vom 17. bis 21. September an der Uni-
versität Cádiz (Spanien) zu Gast sein. 
Das Konferenzthema lautet: »The need 
for Educational Research to champion 
Freedom, Education and Development 
for All«.

www.eera.de/ecer2012
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Neue Bücher zur Erwachsenenbildung
Ein Service der DIE-Bibliothek

Bleckmann, Peter/Schmidt, Volker H. (Hg.)  
Bildungslandschaften. Mehr Chancen 
für alle 
Wiesbaden: VS Verlag, 2012 
Ausgehend von der Praxis vereint das 
Buch fachwissenschaftliche Erkenntnisse 
mit der Analyse von Erfolgen und Hinder-
nissen vor Ort und einem Einblick in die 
Akteursvielfalt bei der Gestaltung einer 
Bildungslandschaft. In diesem Band wer-
den die vorliegenden Erfahrungen einer 

werden Handlungsperspektiven für die 
Zukunft skizziert.

Rudolf
Einführung in die Bildungsforschung
München: Kohlhammer, 2012
Verständliche und grundlagenorientierte 
Überblicksdarstellung der Bildungsfor-
schung, auch zu den historischen Ent-
wicklungslinien. 

Der Königsweg zur Kompetenz. Grund-
lagen qualitativ-quantitativer Kompetenz-
erfassung
Münster: Waxmann, 2012
Einer sowohl quantitativen als auch 
qualitativen Kompetenzerfassung gehört 
die Zukunft. Diese Aussage wird hier phi-
losophisch, psychologisch, pädagogisch 
und zeitökonomisch begründet. Dass sie 
sich auch methodologisch und empirisch 
untermauern lässt, zeigen 15 vielschich-
tige Beiträge. 

Görner-Schipp, Karla
Kunst und Bildung. Studien zur Kunstge-
schichte in der Erwachsenenbildung
Hannover: Tectum, 2012
Ansatzpunkt der Untersuchung sind aus-
gewählte Veranstaltungen heterogenen 
Charakters, etwa Gesprächs kreise zur 
zeitgenössischen Kunst, Tagesfahrten zu 
Ausstellungen der klassischen Moderne, 
Exkursionen zur Kunst des Barock usw. 
Dargestellt werden die Wirkung der Kunst 
auf Laien, das methodische Vorgehen der 
Dozenten wie auch die Verhaltensweisen 
und Lernerfolge der Teilnehmenden. 

Gonon, Philipp/Heikkinen, Anja
Challenges and Reforms in Vocational 
Education. Aspects of Inclusion and 
Exclusion
Frankfurt a.M.: Lang, 2012
Der Sammelband beschreibt die Folgen 

Weiterbildungssysteme unter der Frage-
stellung, ob dadurch neue Phänomene 
der Inklusion bzw. der Exklusion ent-
stehen. Außer der sog. »sozialen Frage« 
werden gender-, status- und generati-

Hochschulentwicklung diskutiert. Zusam-
mengeführt werden Beiträge aus zwölf 
verschiedenen Ländern.

Graf, Erich Otto
Lernen ist Veränderung. Bildungs- und 
Erziehungsprozesse aus dem Blickwinkel 
der Institutionsanalyse
Münster: Waxmann, 2011
Diskutiert werden aus der Perspektive 
der in Frankreich entwickelten analyse 
institutionelle Möglichkeiten einer in der 
deutschen Diskussion vielfach vernach-
lässigten Analyse institutioneller Gege-
benheiten. Dabei geht es sowohl um den 
kritischen Umgang mit dem Institutions-
begriff als auch um konkrete Formen der 
Analyse von Institutionen.

Hodgson, Ann/Spours, Ken/Waring, Mar-
tyn (Hg.)
Post-compulsory education and 
lifelong learning across the United 
Kingdom. Policy, organisation and gover-
nance 
London: Institute of Education, 2011
Der Band gibt eine profunde Bestands-
aufnahme der nicht-universitären Wei-
terbildungsstrukturen in Großbritannien 
und stellt dabei auch Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede zwischen Wales, 
Schottland und England heraus. Vertieft 
wird die Darstellung durch die verschie-
denen Perspektiven: Politik, Anbieter, 
Lernende, internationaler Vergleich. 

Horn, Klaus-Peter u.a. (Hg.)
Klinkhardt Lexikon Erziehungswissen-
schaft, Bd. 1–3
Bad Heilbrunn: Klinkhardt, 2012
Das KLE umfasst die Erziehungswissen-
schaft insgesamt. Es bietet Studieren-
den mit seinen 2.100 Stichwörtern einen 
Einstieg in die Erziehungswissenschaft 
und kann als Referenzwerk nützlich sein.

Horsdal, Marianne
Telling lives. Exploring dimensions of 
narratives
London: Routledge, 2012 

Form eine Einführung in die auf Erzähl-
analysen basierende Biographiefor-
schung. Berücksichtigt wird die 
internationale, englischsprachige For-
schungsliteratur. Skizzenartig werden 
daraus resultierende Anforderungen an 
eine erwachsenengerechte Lerntheorie 
– insbesondere mit der Förderung narra-
tiver Kompetenzen – vorgestellt. 

Lifelong Learning and Social Justice. 
Communities, Work and Identities in a 
Globalised World
Leicester: NIACE, 2011
Der Band entfaltet sein Thema unter 
den Überschriften Nachhaltigkeit und 
Gemeinwesen, Lernen und Arbeit sowie 
Identität. Im Fokus stehen Politik und 
Praxis und internationale Aspekte. Er 
eröffnet alternative Perspektiven, indem 
er die Verbindung zwischen lebenslan-
gem Lernen und sozialer Gerechtigkeit 
betont. 

Kaiser, Erwin (Hg.)
Eine schlagkräftige Bewegung bilden. 
Impulse zur gewerkschaftlichen Bil-
dungsarbeit
Wien: ÖGB Verlag
Der Tagungsband bietet eine Fallstudie 
zur Grundbildung und mehrere grund-
sätzliche Positionierungen zu Strategie 
und Perspektive gewerkschaftlicher bzw. 
betriebsrätlicher Bildung in Österreich 
und Deutschland. Außerdem werden 
praktische Beispiele gewerkschaftlicher 
Bildungsarbeit vorgestellt.



17 

MAGAZIN          THEMA          FORUM
Service: Neue Bücher

DIEII/2012

Kastner, Monika
Vitale Teilhabe. Bildungsbenachteiligte 
Erwachsene und das Potenzial von 
Basisbildung
Wien: Löcker, 2011
Die Forschungsergebnisse verweisen 
darauf, wie wichtig die achtsame Wahr-
nehmung der Voraussetzungen von 
bildungsbenachteiligten Erwachsenen 
ist, und sie verdeutlichen damit die 
Verantwortung, die im Lehrhandeln über-
nommen wird. In Form von begründeten 
Handlungsanweisungen wird gezeigt, wie 
Bildung für Nicht-Bildungsbegünstigte 
gestaltet sein muss, um entsprechende 
Potenziale zu eröffnen.

Kerres, Michael u.a. (Hg.)
Studium 2020. Positionen und Pers-
pektiven zum lebenslangen Lernen an 
Hochschulen
Münster: Waxmann, 2012
Im Rahmen des Verbundprojektes 
»STU+BE – Studium für Berufstätige: 
Erfolgsfaktoren für Lifelong Learning 
an Hochschulen« wurde die Situation 
an drei Universitäten exemplarisch und 
im Hinblick auf Innovationspotenziale 
in Richtung lebenslanges Lernen unter-
sucht. Eine zusätzliche Vergleichsstudie 
befasst sich mit der Situation an auslän-
dischen Hochschulen und zeigt Unter-
schiede zum deutschen System.

Lange, Dirk
Politische Erwachsenenbildung in Nie-
dersachsen. Eine Bestandsaufnahme 
des Angebotes zur politischen Bildung 
der Mitglieder des Niedersächsischen 
Bundes für freie Erwachsenenbildung e.V. 
Baltmannsweiler: Schneider-Verlag 
Hohengehren, 2011
Die Studie untersucht anhand der fünf 
leitenden Kategorien »Vergesellschaf-
tung«, »Wertbegründung«, »Bedürfnisbe-
friedigung«, »Gesellschaftswandel« und 
»Herrschaftslegitimation« das Programm-
angebot politischer Erwachsenenbildung 
in Niedersachsen.

Marquard, Markus/Schabacker-Bock, 
Marlis/Stadelhofer, Carmen (Hg.)
Intergenerationelles Lernen als Teil 
einer lebendigen Stadtkultur
Ulm: Klemm + Oelschläger, 2011
Einleitend werden mit Argumenten aus 
wissenschaftlichen Disziplinen Konzepte 
intergenerationellen Lernens vorgestellt. 
Anschließend werden – basierend auf 

-
tische Tipps gegeben, um intergenera-
tionelles Lernen vor Ort umsetzen zu 
können.

Niedermair, Gerhard (Hg.)

und Weiterbildung. Impulse, Perspekti-

Linz: Trauner, 2011
In dem Sammelband werden neue Ent-
wicklungstendenzen, intelligente Praxis-
ansätze sowie zukunftsweisende Kon-
zeptionen diskutiert und in Beziehung zu 
wertschöpfenden Potenzialen für zukünf-
tige Aufgaben gesetzt. 

Rippien, Horst
Bildungsdienstleistung eLearning. 
Didaktisches Handeln von Organisatio-
nen in der Weiterbildung
Wiesbaden: VS Verlag, 2012
Die empirisch angelegte Dissertation 
erforscht auf der Basis von sechs Fall-
studien von Weiterbildungsorganisatio-
nen, wie deren Leistungen zur Anregung 
und Unterstützung des Lernens Erwach-
sener in technologisch gestützten Lehr-
Lern-Settings strukturiert sind. 

Aus Videofällen lernen. Einführung in 
die Praxis für Lehrkräfte, Trainer und 
Berater
Bielefeld: Bertelsmann, 2012
Der Leitfaden zur mediengestützten 
Fallarbeit richtet sich an zukünftige Fall-
entwickler und -nutzer in der Praxis. Sie 
erfahren nicht nur, wie sie Fallarbeit in 
unterschiedlichen Settings anwenden 
können, sondern werden auch in die 
Lage versetzt, selbst Fälle zu akquirie-
ren. Der Band ist eine Hilfe für alle, die 
Videofälle in Aus- und Fortbildungen ein-
setzen möchten. 

Sprung, Annette  
Zwischen Diskriminierung und  
Anerkennung  
Münster: Waxmann, 2011 
Die Analyse entfaltet Ansatzpunkte 
für einen angemessenen Umgang von 
Weiterbildungseinrichtungen mit dem 
Wandel zur Migrationsgesellschaft. 
Besondere Aufmerksamkeit wird dabei 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
sowie Aspekten der Organisationsent-
wicklung und der Professionalisierung 
pädagogischen Personals geschenkt.

Thiessen, Andreas  
Wie die Kultur in den Stadtteil kommt  
Berlin: Lit-Verlag, 2011  
Diversity Management wird hier erstmals 
umfassend an den Schnittstellen von 
Stadtteil, Erwerbsarbeit und sozialer 
Kohäsion diskutiert. Damit werden eine 
multidimensionale Betrachtung schein-
bar vertrauter Problemlagen und eine 
Revision sozialräumlicher Handlungs-
konzepte eröffnet sowie die in den kultu-
rellen Differenzen liegenden Potenziale 
entfaltet. 

Tometten-Iseke, Anneliese
Empathie in der Beratung. Empirische 
Untersuchung am Beispiel der Beratung 
in der Hebammenarbeit
Münster: Waxmann, 2012
Das Beratungshandeln der Hebamme 
wird in dieser Untersuchung als Prototyp 
der Beratung in der Erwachsenenbildung 
genommen. Dieser Forschungsansatz 
außerhalb des üblichen Forschungsfel-
des ermöglicht einen disziplinunabhängi-
gen Blick auf eine Beratungssituation. 

Zumhof, Tim
Pädagogik und Poetik der Befreiung. 
Der Zusammenhang von Paulo Freires 
Befreiungspädagogik und Augusto Boals 
»Theater der Unterdrückten«
Münster: Waxmann, 2012
In der Dissertation werden die Berüh-
rungspunkte zwischen den beiden 
Konzepten aus der Perspektive der bun-
desrepublikanischen Erziehungswissen-
schaft rekonstruiert und ihr Stellenwert 
für eine anerkennungstheoretisch orien-
tierte Didaktik diskutiert.

Klaus Heuer (DIE)
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Prof. Dr. Dr. h.c. Ekkehard Nuissl von 
Rein als wissenschaftlicher Direktor 
des Deutschen Instituts für Erwachse-
nenbildung die Wissenschaft und Praxis 
der Weiterbildung in Deutschland. Am 
5. Dezember 2011 wurde er von 250 
geladenen Gästen, darunter viele Per-
sönlichkeiten aus Wissenschaft, Politik 
und Praxis, im Rahmen eines Festakts 
im Kunstmuseum der Stadt Bonn in 
den Ruhestand verabschiedet. In ihren 
Laudationes würdigten die Festredner/
innen die Verdienste des renommierten 
Wissenschaftlers. Sylvia Löhrmann, 
Ministerin für Schule und Weiterbildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen, lobte 
ihn in ihrer Ansprache als »Wissen-
schaftler, Visionär und Ideengeber«.
Mit Visionen trat Ekkehard Nuissl 1991 
sein Amt an. Damals hieß die 
Einrichtung noch »Pädagogische 
Arbeitsstelle« und war dem 
Deutschen Volkshochschul-Ver-
band (dvv) angegliedert. Gemäß 
seinem Anspruch, dass wissen-
schaftliche Einrichtungen auch 
wissenschaftlich arbeiten soll-
ten, vollzog Nuissl konsequent 
die Professionalisierung und die 
Emanzipation der Arbeitsstelle 
vom dvv. 1993 gründete er 
gegen manchen Widerstand die 
DIE Zeitschrift für Erwachsenen-
bildung, der es von Anfang an 
gelang, die zentralen Funktionen 
des Instituts auszuüben: Verän-
derungen des Feldes spüren, 
sachgerecht analysieren und 
informieren, Praxisfelder und Wissen-
schaftsdisziplinen vernetzen, Impulse 
geben. Nuissl war bis zu seinem Aus-
scheiden als wissenschaftlicher Direktor 
Herausgeber der DIE Zeitschrift. Unter 
seiner Leitung hat sich das Institut zu 
einer national wie international renom-
mierten Wissenschaftseinrichtung 
entwickelt, deren Expertise gefragt ist. 
Nicht zuletzt seinem Engagement ist es 
zu verdanken, dass das DIE Aufnahme in 
die Leibniz-Gemeinschaft gefunden hat. 

Damit wurde zugleich bestätigt, dass 
das DIE zukunftsweisende Arbeit im 
gesamtstaatlichen Interesse leistet.   
Diese Verdienste bestätigte auch Minis-
terin Sylvia Löhrmann. Sie bezeichnete 
Nuissl als »Motor der Weiterbildung«. 
Für die Arbeit ihres Ministeriums seien 
seine Hinweise und Einschätzungen 
unverzichtbar. Seine Arbeit habe jedoch 
»Signalwirkung« über NRW hinaus: »Sie 
liefert uns wichtige Denkanstöße für 
eine zukunftsfähige Weiterbildung!« 
Die gesellschaftspolitische Bedeutung 
seiner Arbeit hob auch Kornelia Haugg 
hervor, die beim Festakt das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung ver-
trat. Es sei ein Verdienst des DIE unter 
Nuissls Leitung, die gesellschaftlichen 
Herausforderungen der Alphabetisie-

frühzeitig erkannt und Strategien zur 
Bewältigung entwickelt zu haben. 
Als »leidenschaftlichen und innovativen 
Denker der Erwachsenenbildung« ehrte 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Rita Süssmuth den 
scheidenden Direktor in ihrem Gruß-
wort, das sie aufgrund anderweitiger 
Termine geschickt hatte. »Ich kenne 
kaum einen zweiten Bildungsforscher 
in Deutschland, der ähnlich universell 
gebildet ist und sein Fach so umfassend 
beherrscht«.

In einer von Prof. Dr. Rolf Arnold von der 
Universität Kaiserslautern moderierten 
Gesprächsrunde betonten die Hoch-
schulprofessoren Dr. Elke Gruber (Kla-
genfurt), Dr. Rudolf Tippelt (München) 
und Dr. Erhard Schlutz (Bremen), dass 
Nuissl der Weiterbildung in Deutschland 
in Form des DIE eine Stimme verliehen 
habe. Die anderen Festredner, darunter 
Dr. Hans-Gerhard Husung, General-
sekretär der Gemeinsamen Wissen-
schaftskonferenz, und Prof. Dr. Sabine 
Schmidt-Lauff von der Sektion Erwach-
senenbildung der Deutschen Gesell-
schaft für Erziehungswissenschaft, 
hoben aus unterschiedlichen Perspekti-
ven seine besonderen Verdienste für die 
Weiterbildung hervor. Den schwierigen 
Weg von einem praxisorientierten päd-
agogischen Verbandsinstitut zu einem 
international aufgestellten wissen-
schaftlichen Leibniz-Institut zeichneten 
Ulrich Aengenvoort, Direktor des dvv, und 

Dr. Falk Fabich, Vizepräsident 
der Leibniz-Gemeinschaft, nach.
Zu den besonderen Verdiensten 
Nuissls gehört die Internati-
onalisierung des DIE. Für die 
internationale Weiterbildungs-
wissenschaft würdigten Prof. 
Dr. Arne Carlsen, Direktor des 
UNESCO-Instituts für Lebens-
langes Lernen, und Prof. Dr. Dr. 

Bamberg) die Arbeit des schei-
denden Direktors, der als Hono-
rarprofessor an in- und auslän-
dischen Universitäten wirkte 

er zudem Mitglied der Inter-
national Adult and Continuing 
Education Hall of Fame ernannt. 

Zum Abschied überreichte Herausgeber 
Rolf Arnold die Festschrift »Entgrenzun-
gen des Lernens – Internationale Pers-
pektiven für die Erwachsenenbildung«, 
in der internationale Autor/inn/en neue 
Forschungsergebnisse zur Erwachse-
nenbildung und aus der internationalen 
Weiterbildungspraxis vorstellen. Sie 

-
sensaustausch, der Nuissl stets ein 
wichtiges Anliegen war. 

Marion Steinbach (DIE)

»Wissenschaftler, Visionär und Ideengeber«
Wissenschaftlicher Direktor des DIE in den Ruhestand verabschiedet

Zu Gast im Bonner Kunstmuseum: NRW-Bildungsministerin Sylvia 
Löhrmann verabschiedete Ekkehard Nuissl.

Fo
to

: M
ar

cu
s 

G
lo

ge
r



19 

MAGAZIN          THEMA          FORUM
DIE

DIEII/2012

Karin Dollhausen/Regine Mickler
Kooperationsmanagement in der Weiter-
bildung
Reihe: Studientexte für die Erwachsenenbil-
dung
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2012
165 Seiten, 19,90 €, Best.-Nr. 42/0030
ISBN 978-3-7639-5060-7 (Print)  
ISBN 978-3-7639-5061-4 (E-Book)
Die Initiierung, Gestaltung und Entwicklung 
von Kooperationen ist zu einer Schlüssel -
aufgabe für Weiterbildungseinrichtungen 

Entwicklung von kooperativen Strukturen 
-

täuschungen und harten Geduldsproben. 
Kooperationen mögen einiges kosten – und 
doch: Sie lohnen sich! Die Autorinnen liefern 
wesentliche Komponenten für ein erfolg-
reiches Weiterbildungsmanagement und 
machen insbesondere eines deutlich: Koope-
ration ist meist eine win-win-Situation.

REPORT. Zeitschrift für Weiterbildungsfor-
schung. Heft 1/2012 
Thema: Lernen in der Alphabetisierung/ 
Grundbildung
Herausgeberinnen: Elke Gruber/Monika 
Tröster 
Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2012 
Best.-Nr. 23/3501, 88 S. 16,90 €  
ISBN 978-3-7639-4967-0 (Print)  
ISBN 978-3-7639-4968-7 (E-Book)  

Personalia intern

DIE-Neuerscheinungen

Mit seinem Ausscheiden als wissen-
schaftlicher Direktor des Instituts (vgl. 
gegenüberliegende Seite) hat Prof. Dr. 
Dr. h.c. Ekkehard Nuissl von Rein zum 

-
schaft der DIE Zeitschrift für Erwach-
senenbildung abgegeben. Bis zur Neu-

Redaktionsleiter Dr. Peter Brandt als 
kommissarischer Herausgeber. 
Dr. Elisabeth M. Krekel, stellvertreten-
de  Leiterin der Abteilung »Sozial-
wissenschaftliche Grundlagen der 
Berufsbildung« im Bundesinstitut für 
Berufsbildung 
(BIBB) in Bonn und 
seit 2004 Mitglied 
der Redaktions-
gruppe der DIE 
Zeitschrift, ist zur 
Honorarprofessorin 
an der Hochschule 
Bremen berufen 
worden. Die Berufs-
bildungsexpertin 
und Ausbildungsmarktforscherin Krekel 
lehrt dort bereits seit 2005.

Prof. Dr. Dieter Gnahs verstärkt den Vor-
stand seit dem 1. Februar im Verantwor-
tungsbereich Drittmittelprojekte. 

Die strategische Abteilungsleitung des For-
schungs- und Entwicklungszentrums hat PD 
Dr. Monika Kil, die operative Abteilungslei-
tung Daniela Jung übernommen.

Hella Huntemann leitet seit dem 1. Februar 
den Arbeitsbereich Statistik.

Felicia Scheliga arbeitet seit Februar im 
EU-Projekt »Opening Higher Education to 
Adults« (HEAD). 

Sarah Behr (Presse und Öffentlichkeitsar-
beit) und Liana Lehmhus (Fachassistenz 
der Servicestellen im Daten- und Informati-

-
zeit zurück. 

Die DIE-Telefonzentrale wird seit dem  
1. Dezember von Irene Lindt betreut.

Das DIE verlassen haben Dr. Stefanie Greu-
bel (Programm »System und Steuerung«) 
und Vesna Varga (Programm »Inklusion/
Lernen im Quartier«).

Im Rahmen eines Expertengesprächs 
am 8. Februar 2012 hat der Bildungs-
ausschuss des Deutschen Bundesta-
ges die Notwendigkeit eines verstärk-
ten gemeinsamen Engagements von 
Bund und Ländern für Alphabetisierung 
und Grundbildung befürwortet. Eine 
nationale Strategie – abgestimmt 
zwischen Bund und Ländern – soll 
dazu beitragen, gemeinsam die Her-
ausforderungen zu bewältigen, die der 
funktionale Analphabetismus von 7,5 
Millionen Menschen in Deutschland zur 
Folge hat. Hierzu, so herrschte in der 
Runde weitgehend Konsens, müsse 
das zwischen Bund und Ländern 
bestehende Kooperationsverbot in 
Bildungsangelegenheiten aufgehoben 
werden. Außerdem müsse der Bund 
die Länder im Rahmen der Nationalen 

Nationale Strategie für Grundbildung
Reaktionen des Bildungsausschusses

Alphabetisierungsstrategie stärker 
unterstützen. Denn nur gemeinsam 
könnten Bund, Länder und Kommu-
nen ein Problem lösen, das nicht nur 
Randgruppen betreffe, sondern auch 
die Gesellschaftsmitte. Das Engage-
ment des Bundes dürfe sich zudem 
nicht nur auf zeitlich befristete Projekte 
beschränken. Vielmehr brauche es eine 
verlässliche Infrastruktur für Grundbil-
dung. Das DIE unterstützt die Entwick-
lung und Umsetzung der Strategie mit 
seiner nationalen und internationalen 
Expertise in den Bereichen Alphabeti-
sierung, Grundbildung und Inklusion, 
durch die Bildung von Netzwerken für 
Grundbildung sowie die Förderung der 
Professionalisierung im Bereich der 
Alphabetisierungs- und Grundbildungs-
arbeit. 

Aus der DIE-Redaktion

kostenfrei im Web-Angebot des DIE, wenn 
deren sog. Embargofrist abgelaufen ist. Dar-
auf haben sich Verlag und Institut bei einer 
Neufassung ihres Kooperationsvertrages 
geeinigt. Titel der Reihe Theorie und Praxis 

nach Erscheinen freigeschaltet, die übrigen 

Beiträge des REPORT bereits nach einem 

hochgeladen. 

www.die-bonn.de/Weiterbildung/Literatur-
recherche/Suchfunktion.aspx

www.report-online.net

www.diezeitschrift.de

DIE-Open-Access
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STICHWORT:  
»INKLUDIERENDE 
ERWACHSENENBILDUNG«

Im soziologischen Sprachgebrauch hat sich Inklusion als Gegenbegriff zu 
Exklusion etabliert. Inklusion markiert dabei den Anspruch, gesellschaft-
liche Teilhabechancen zu schaffen und Exklusionsrisiken zu mindern. 
Inklusion sorgt gegenüber dem Begriff Integration für einen entschei-
denden Blickwechsel: Nicht der Lernende muss sich in ein bestehendes 
System integrieren, sondern das Bildungssystem muss die Bedürfnisse 
aller Lernenden berücksichtigen und sich an sie anpassen. Für die Wei-
terbildung hat Kronauer (2010) Inklusion generell und in Bezug auf ver-
schiedene von Exklusion bedrohte Gruppen diskutiert. 
Die Überlegungen waren dabei nicht für die Gruppe der Menschen mit 
Behinderungen expliziert. Diese sind aber gerade heute im Blick, wenn 
sich Vertreter der Bildungspraxis auf Inklusion beziehen, meist in adjek-
tivischer Form: Inklusive Bildung bedeutet zunächst, dass allen Men-
schen – unabhängig von Geschlecht, Religion, ethnischer Zugehörigkeit, 
besonderen Lernbedürfnissen, sozialen oder ökonomischen Vorausset-
zungen – die gleichen Möglichkeiten offen stehen, an qualitativ hochwer-
tiger Bildung teilzuhaben und ihre Potenziale zu entwickeln. Im Anschluss 
an die UN-Behindertenrechtskonvention
Teilhaberechte von Menschen mit Behinderungen abgehoben und die 
Umsetzung »des Rechts auf Bildung aller« gefordert. Dabei wird dieses oft 
auf das Recht auf gemeinsamen Unterricht in einer Regelschule redu-
ziert. Obschon in der Konvention genannt, bleibt die Erwachsenenbildung 
praktisch außen vor, etwa wenn die Konvention von ihrer »Monitoring-
Stelle« mit dem Fokus Schule und Universität operationalisiert oder ein 
kommunaler Index für Inklusion (Montag Stiftung 2011) ausgestaltet 
wird.
Obwohl mit einem weiteren Inklusionsbegriff arbeitend, verzichtet auch 

auf Inklusion. Sie erhält ihre Rolle im Bereich der Alphabetisierung und 
im Zugang zu Bildungs- und Ausbildungsprogrammen für Erwachsene 
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für Erwachsenenbildung (DIE).

Kontakt: kil@die-bonn.de 
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generell (vgl. Deutsche UNESCO-Kommission 2009). Gleichwohl werden 
die institutionellen Akteure der Erwachsenenbildung, die die »Einbindung 
von Eltern (z.B. Familienbildungsstätten) und Gemeinden (z.B. Volks-

Inklusionspotenzial nicht genannt (vgl. ebd., S. 23ff.). Dabei verfügt die 
Erwachsenenbildung wie kein anderer Bildungsbereich über Freiräume 
und Möglichkeiten für eine teilnehmerorientierte Angebotsgestaltung. 
Bei der Ansprache und Teilnahme von Zielgruppen bewegen sich Wei-
terbildungsinstitutionen selbst in einem Spannungsfeld von Separation 
und Inklusion, wodurch die Frage nach den didaktischen Grundlagen 
und Konzepten einer Weiterbildung in den Fokus rückt, die inkludierende 
Potenziale ausschöpft, sowohl auf der Mesoebene der Bildungsorganisa-
tion (die organisatorisch-strukturelle Ebene der Planung von Lernangebo-
ten) als auch auf der Mikroebene des Unterrichts. 
So könnte die neue Begriffsschöpfung Inkludierende Erwachsenen-
bildung eine Weiterbildung kennzeichnen, die sich nicht nur dem 

Bildungsangebote konzipiert und bereitstellt, die inkludierend sind. Sol-
che Angebote fördern Teilhabe, machen zum Thema, ermöglichen über 
Zielgruppenansätze Zugänge und Durchlässigkeit und bringen profes-
sionalitätsentwickelnd Expertise ein. Voraussetzung dafür wäre, dass 
Erwachsenenbildung physische und psychische Schließungseffekte ihrer 
selbst aufdeckt und etwa fragt: Zeigt sich ein match zwischen Bevölke-
rungszusammensetzung und Teilnehmenden an Weiterbildung? Gibt es 
aus der Teilnahme an Spezialkursen (z.B. Integrationskurs) eine hinrei-
chende Durchlässigkeit hin zu allgemeinen Weiterbildungsangeboten 
(z.B. EDV)? 
Erwachsenenbildung kann so Teil-Habe im Sinne von Zugang ermögli-
chen. Ob und wie lange Teilnehmende in Kurse gehen und ob sie das Pos-
tulat »Alle Bildung für alle« mittragen, entscheiden sie aber selbst. 
In dieser mikrodidaktischen Betrachtung wird dann die Herausforderung 
einer inkludierenden Erwachsenenbildung auch für ihre Kursleitenden 
deutlich: Klärung des Miteinanders, wenn Heterogenität zur konstituti-
ven Voraussetzung für Bildung erhoben wird, bis hin zur Bearbeitung von 

wären: etwas in Frage stellen, unberücksichtigte Aspekte eines Themen-
komplexes hervorkehren, Minderheitenstandpunkte stützen, Mehrdeu-
tigkeiten ertragen lernen und generell Aufgeschlossenheit gegenüber der 
anderen Seite schaffen (vgl. Kil 2011, S. 164). Auf der anderen Seite sind 

diese nur für einige bestehen, für andere aber nicht einlösbar sind. 
Das Heft diskutiert eine Reihe der angerissenen Aspekte im Blick auf die 
heterogene Gruppe der Menschen mit Behinderungen.
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DIE: Starten wir mit dem 
schillernden Inklusionsbe-
griff! Wie wollen Sie ihn 
verstanden wissen?
Kronauer: ... als gesell-
schaftspolitische Anfor-
derung, Verhältnisse zu 
schaffen, die es allen 
Menschen ermöglichen, 
mit guten Gründen selbst-
gewählte Lebensziele zu 
verfolgen. Das erfordert 
gesellschaftliche Aner-
kennung, Einbeziehung in 
wechselseitige Sozialbe-
ziehungen und die gleich-
berechtige Teilhabe an 
den materiellen und kultu-
rellen Lebensmöglichkei-
ten in einer Gesellschaft. 
Ackermann: Aus sonder-
pädagogischer Sicht ist 
Inklusion eine praktische 
regulative Idee, die nur 
Sinn hat, wenn sie in 
einem dialektischen Ver-
hältnis stehend begriffen 
wird, eine Idee, die in sich 
Exklusivität aufhebt, im 
dreifachen hegelschen 
Sinn.
Burtscher: Für mich ist 
Inklusion vor allem eine 
analytische Kategorie, um 
Grade der Teilhabe oder 
Teilhabechancen zu mes-
sen. Inklusion ist nicht per se besser 
als Nicht-Inklusion. Mit dieser Nüch-
ternheit kommt man ein Stück weg von 

Heilpädagogik erlebe. Da wird schnell 
versucht, mit einer Keule bestimmte 
Leitideen auf Biegen und Brechen 
durchzusetzen. 
Ditschek: Als Erwachsenenbildner 
erlebe ich Inklusion in erster Linie als 
Herausforderung. In ihr bündeln sich 
die Bewegungen und Traditionen der 
Erwachsenenbildung, die schon immer 

Ein interdisziplinäres Gespräch über Erwachsenenbildung für Menschen mit Behinderungen

INKLUSION BRAUCHT (NICHT?) ALLE

Ein eisiger Februarmorgen in Berlin. Fünf Männer am sechseckigen 
Tisch eint ein Anliegen: Sie wollen eine ehrliche und unideologische 
Debatte über Chancen und Grenzen inklusiver Erwachsenenbildung 
führen. Der Exklusionsforscher Prof. Martin Kronauer (Hochschule für 
Wirtschaft und Recht, Berlin) vertritt den weiten Inklusionsbegriff der 
Soziologie. Aus sonderpädagogischer Sicht analysieren Prof. Karl-Ernst 
Ackermann (Emeritus am Institut für Rehabilitationswissenschaft, 
Humboldt-Universität zu Berlin) und Prof. Reinhard Burtscher (Heilpäd-
agogik, Katholische Hochschule für Sozialwesen, Berlin) die nützlichen 
und die fragwürdigen Seiten der Inklusion. Dr. Eduard Jan Ditschek, 
ehem. Direktor der VHS Berlin-Mitte, lotet die Gestaltungsmöglichkeiten 
im Praxisfeld der Erwachsenenbildung aus. Die Diskussion, moderiert 
von Dr. Peter Brandt (DIE), ist von Gegensätzen geprägt: Teilhabe und 
Ausschluss, Pragmatismus und Ideologie, Inklusion und Exklusion, 

darf/muss inklusive Bildung sein?

darauf aus waren, eine Bildung für alle 
zu realisieren. Daran anknüpfend ist 
Inklusion ein Prozess, der auf verschie-
denen Feldern der Weiterbildungspraxis 
organisiert und realisiert werden sollte. 
DIE: Damit ist ein breiter Horizont 
abgesteckt. Inklusion – eine gesell-
schaftspolitische Anforderung, eine 
dialektische regulative Idee, eine nüch-
terne analytische Kategorie und eine 
Herausforderung für die Weiterbildung. 
Wenden wir diese Zugänge zum Inklu-
sionsbegriff einmal auf die Beziehung 

von Erwachsenenbil-
dung und Menschen 
mit Behinderungen an!
Burtscher: Als analy-
tische Kategorie hilft 
mir der Begriff bei der 
Bestimmung von Teilha-
bemöglichkeiten. Barri-
eren können objektiver 
oder subjektiver Natur 
sein. Entsprechende 
Indikatoren für Inklu-
sion sind die Zugäng-
lichkeit von Gebäuden, 
das Vorhandensein von 
Orientierungssystemen, 
Behindertentoiletten 
oder geeignetem Lehr-/
Lernmaterial. Auf der 
subjektiven Seite las-
sen sich Einstellungen 
und Verhaltensformen 
gegenüber Menschen 
mit Behinderungen 
unterscheiden. Wenn 
ich Inklusion so opera-
tionalisiere, kann ich 
Situationen und Sys-
teme prüfen, bewerten 
und möglicherweise 
verändern. 
DIE: Je inklusiver, desto 
besser? 
Burtscher: Das ist hier 
nicht die Frage. Inklu-
sion als analytische 

Kategorie misst, wie weitreichend ein 
Angebot offen für alle ist. Ein Instru-
ment wie z.B. der Index für Inklusion 
hilft dabei.
Ackermann: Wir haben eine solche 
Kategorie in der Sonderpädagogik 
schon länger mit dem Begriff Norma-
lisierung gehabt, mit dem Normalisie-
rungsprinzip als einem Kriterium, um 
Praxis zu beschreiben und zu werten. 
Es gab aber kein »Unnormalisierungs-
prinzip«. Eine solche Dialektik liefert 
jetzt der Inklusionsbegriff, denn der 
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führt »Exklusion« mit. Eigentlich ist 
»Inklusion« für uns unbequem. »Integ-
ration« war günstiger, weil wir da nicht 
den Verweis auf dieses lebendige dia-
lektische Verhältnis hatten. Trotzdem 
bin ich lange gegen den Begriff gewe-
sen, denn er ist in heil- und sonderpä-
dagogischen Diskussionen einerseits 
sehr stark verwässert, andererseits 

»Zum Inklusionskitsch  
verkommen«

vom Exklusionsbegriff losgelöst und 
normativ aufgeladen worden und durch 
die hiermit verlorengegangene Diffe-
renzierungsmöglichkeit regelrecht zum 
Inklusionskitsch verkommen. 
Kronauer: Das Entscheidende ist doch, 
dass »Integration« den Mangel, das 
Problem bei den Menschen mit Behin-
derungen belässt, während das Inklu-
sions-Exklusions-Thema das Problem 
der Gesellschaft anhaftet. Wir fragen 
jetzt: »Was behindert Menschen?« und 
suchen nach Möglichkeiten und Not-
wendigkeiten, Zugänge zu schaffen.
Ditschek: Genau, und darum geht es 
auch in der Erwachsenenbildung. Der 
Integrationsbegriff hilft uns in diesem 
Praxisfeld nicht weiter, denn er ist dort 
besetzt mit dem Thema Migration, 
Zuwanderung und Deutschkurse. Span-
nend ist der Inklusionsbegriff, denn 
da müssen wir uns als Erwachsenen-
bildner immer wieder fragen, welche 
Gruppen eigentlich durch die Ange-
botspraxis, durch die Themen, durch 

-
geschlossen werden. Und wir können 
mehr, als wir oft meinen. Warum sollte 
es nicht möglich sein, einen Menschen 
mit Gebärdensprache in philosophische 
Kurse zu integrieren? 
DIE: Da ist der Paradigmenwechsel: 
Nicht der Betroffene integriert sich, 
sondern die Bildungseinrichtung ihn.
Ditschek: Der ganze Bereich einer 
basalen Erwachsenenbildung eignet 
sich als Einstiegsfeld auch für Men-
schen mit geistiger Behinderung. In der 
Alphabetisierung oder bei den Integra-
tionskursen legen Volkshochschulen 

bereits Sonderformate auf, weil einige 
Leute langsamer lernen. Und entspre-
chend könnten quer durch das Ange-
botsspektrum Kursformate entwickelt 
werden, die auch Entwicklungsmöglich-
keiten in andere Kursstufen, in andere 
Kursbereiche bieten. Denn eines müs-
sen wir uns klar machen: Menschen 
mit Behinderungen, auch mit geistiger 
Behinderung, haben Stärken z.B. im 
emotionalen oder im darstellerischen 
Bereich. Nicht umsonst sind Theater-
gruppen mit oder von Menschen mit 
Behinderungen geradezu eine Attrak-
tion in der Kulturszene.
Ackermann: Die Bildungsfähigkeit von 
Menschen mit geistiger Behinderung 
wurde lange unterschätzt. Doch aus 
der Schwer- und Mehrfachbehinderten-
pädagogik wissen wir nun, über welche 
Bildsamkeit sie tatsächlich verfügen.
Burtscher: Und es ergeben sich posi-
tive Effekte beim Gemeinsamen Unter-
richt. Menschen mit so genannter geis-
tiger Behinderung können durch ihre 
Weltsicht zu einem Perspektivenwech-
sel beitragen. Es entsteht ein anderer 
Blick auf die Dinge, das führt zu Aha-
Erlebnissen bei allen. Auch nützt es der 

wiederholt wird oder wenn leichtere 
Sprache verwendet wird. Manchmal ist 
es leichter, eigene Bedürfnisse zu for-
mulieren, wenn andere Personen das 

»Mehr als nur ein schales  
Lippenbekenntnis«

bereits vorgemacht haben, Menschen 
mit Behinderungen übernehmen da 
eine wichtige Vorbildfunktion. Wenn wir 
so ansetzen, ist Inklusion mehr als nur 
ein schales Lippenbekenntnis.
Kronauer: Wir sortieren Leute gerne 
in bestimmte Kästchen. Das können 
Menschen mit Migrationshintergrund 
sein oder Personen einer bestimmten 
Altersgruppe. Die Frage ist, ob man 
diese Differenzierungen nicht anders 
anlegen sollte und »Sonderangebote« 
schafft für Menschen, die in Bezug auf 
bestimmte Lerngegenstände gleiche 
Nutzungsinteressen und ein gemeinsa-

mes Lerntempo haben. Bei den Leuten, 
die Lernschwierigkeiten mit neuen 
Computerprogrammen haben, wäre der 
Martin Kronauer dabei.
Ditschek: Ich kenne Beispiele aus dem 
Fremdsprachenunterricht, da gibt es 
ältere Teilnehmer, die sagen, sie hätten 
noch nie etwas begriffen in »normalen« 
Kursen. Und in einem Kurs, der eigent-
lich für die Zielgruppe Menschen mit 
Lernschwierigkeiten eingerichtet wurde, 
haben sie endlich das Gefühl, dass sie 
mitkommen.
DIE: Erwachsenenbildung inklusiv zu 
machen hieße also, kreative Sortier-

einzuführen. Eine besondere Heraus-
forderung wäre, Cluster zu schaffen, in 
denen Menschen mit Behinderungen 
Expertenstatus hätten und nicht auto-
matisch zur lernschwächsten Gruppe 
gehören. Herr Ditschek, Sie haben 
schon eine Menge Erfahrungen gesam-
melt mit inklusiven Angeboten, welches 
sind denn Gelingensbedingungen?
Ditschek: Nehmen wir das Beispiel von 
eben mit dem Gebärdendolmetscher im 
Philosophiekurs. Es muss möglich sein, 
dass sich der Interessent bei der Volks-
hochschule meldet und diese ihn berät, 

muss dann allerdings aus dem System 

können. Kurse für Menschen mit geis-
tiger Behinderung lassen sich über-
haupt nur denken in Kooperation mit 
der Behindertenhilfe. Deshalb war das 
Wichtigste, was wir an der Volkshoch-
schule Berlin-Mitte realisiert haben, die 
Kooperation mit der Lebenshilfe Berlin. 
Ohne deren Möglichkeiten der Werbung 
bei der entsprechenden Zielgruppe 
und ohne deren Hilfe bei der Auswahl 
von Dozenten und ohne deren Enga-
gement bei der Bezuschussung für die 
Zielgruppe wären solche Programme 
gar nicht denkbar. Gut ist, dass durch 
die Behindertenrechtskonvention auch 
in den Einrichtungen  der Behinderten-
hilfe ein Umdenken ausgelöst worden 
ist. Wenn die Rahmenbedingungen der 
Finanzierung so bleiben, wie sie sind, 
wird es nur im Einzelfall und projektbe-
zogen inklusive Veranstaltungen geben. 
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Das heißt, wir brauchen tatsächlich 
auch auf der nationalen Ebene, die 

Anstoß, eine Initiative, die inklusive 
Angebote fördert. 
DIE: Bisher sieht der Nationale Aktions-
plan Inklusion keinerlei Maßnahmen für 
die Erwachsenenbildung vor. 

»Geld genug steckt im System«

Ditschek:
zu tun, dass der Nationale Aktionsplan 
zur Umsetzung der Behindertenrechts-
konvention beim Sozialministerium 
angesiedelt ist. Ich erinnere mich, dass 

behinderte Menschen zu engagieren. 
Die Kurse waren nur für Beschäftigte 
der Werkstätten zugänglich, was dem 
erwachsenenpädagogischen Prinzip 
des offenen Zugangs widersprach. Es 
schien aber die einzige Möglichkeit zu 
sein, die Zielgruppe mit Bildungsan-
geboten überhaupt zu erreichen. Das 
Zusammenspiel zwischen Sozial- und 
Bildungspolitik zur Finanzierung inklu-
siver Bildungsangebote wäre essentiell 
wichtig. Wegen der Finanzierungswege 
können sich die Einrichtungen der 
Behindertenhilfe nicht für Menschen 
ohne Behinderung öffnen, und die 
Einrichtungen der allgemeinen Erwach-
senenbildung partizipieren nicht an 
der Finanzierung aus dem System der 
Behindertenhilfe. Hier gibt es syste-
misch wechselseitige Beeinträchtigun-
gen auf dem Weg zu inklusiven Ange-
boten.
Burtscher: ... und Monopolstellungen, 
die man sich näher ansehen müsste. 
Nehmen wir die Werkstätten für behin-
derte Menschen. 2008 sind 12,5 Mrd. 
Euro für Eingliederungshilfen ausgege-
ben worden. Was sind die Effekte? Als 
Organisation bieten Werkstätten gute 

-
bildung. Aber als Nebeneffekt saugen 
sie alles Geld auf, so dass keine Mittel 
übrig bleiben für allgemeine Bildungs-
träger, die Angebote für Menschen mit 

Behinderungen machen wollen. Auf der 
individuellen Ebene gibt es ebenfalls 
Effekte, die man prüfen muss. Was 
bedeutet es für den Einzelnen, wenn 
er nur Kursangebote in der Werkstatt 
macht? Ist das vielleicht stigmatisie-
rend? Werden gesellschaftliche Teil-
habechancen so angemessen verwirk-
licht? Gelingen sie? Warum gibt es die 

Kurse nicht an einer Volkshochschule? 
Geld steckt genug im System. Es 
kommt auf die Verteilung an. Die Mono-
polstellung der Werkstätten müsste 

Ackermann: Wir brauchen das Sozi-
alministerium, weil die zuständig sind 

für Menschen mit Behinderung, aber 
wir brauchen auch das Bildungsminis-
terium. Und von beiden Töpfen könnte 
anteilig Bildung für alle, Inklusion 
im Bereich der Erwachsenenbildung 
unterstützt werden. Dann haben wir 
eine Lösung, die Sinn macht, weil 

tatsächlich auch die Einzelperson mit 
beiden Ansprüchen vor uns steht. Sie 
ist erwachsen, sie wünscht Bildung und 
sie braucht auf Grund von Behinderung 

Sozialministerium anklopft und klar 
ins Gespräch kommt, wird es Chancen 
geben. Wir haben jetzt hundert Millio-
nen in der neuen Inklusionskampagne 
des Ministeriums. Warum kann man 
nicht mit fünf Millionen Pilotprojekte 
der Erwachsenenbildung fördern?

DIE: Wir dürfen unbequeme Fragen 
nicht außen vor lassen: Wo stößt das 
inklusive Arbeiten in der Erwachsenen-
bildung an Grenzen? Wo braucht man 
exklusive Angebote?
Burtscher: Es macht wenig Sinn, wenn 
sich Anfänger in einem Englischkurs für 
Fortgeschrittene einschreiben. So gese-
hen kann Inklusion auch zur Exklusion 
führen. »Wir sind ein exklusiver Kurs« 
kann u.U. eine richtige Entscheidung 
sein. 
Ackermann: Schonräume, die auf Nor-
malität vorbereiten, haben auch unter 
Inklusionsgesichtspunkten ihre Berech-
tigung. 
Kronauer: Das will ich schon ganz 
lange fragen: Inwieweit kommen die 
Leute, von denen wir reden, eigentlich 
selbst zur Sprache in diesem ganzen 
Sortierwesen? Wie weit werden deren 
Bedürfnisse überhaupt zur Kenntnis 
genommen? Haben sie überhaupt eine 
Möglichkeit, zur Sprache zu kommen?
Ackermann: Es ist möglich, dass Aus-
drucksmöglichkeiten nur sehr reduziert 
existieren, wenn überhaupt in einer für 
uns nachvollziehbaren Form, so dass 
wir in der Regel dazu provoziert werden, 
in eine Stellvertreterposition für diese 
Menschen zu gehen. Das gibt uns wie-
derum das Problem auf, dass wir als 
Stellvertreter die Machtverhältnisse 
und institutionellen Kontexte, in denen 
wir stehen, unter Inklusionsgesichts-

zum Beispiel in der Diskussion unter-
stellt, dass Teilnehmende aus allen 
möglichen Gruppierungen ein Interesse 
an einer inklusiven Erwachsenenbil-
dung hätten. Es stellt sich die Frage, 

Burtscher: »Mit denen arbeiten, die wollen«

Ditschek: »Anstoß auf nationaler Ebene«
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inwieweit Menschen mit Schwerstmehr-
fachbehinderung inklusive Situationen 
eventuell auch als Belastung erleben.
Ditschek: Im Sinne eines weiteren 
Begriffs von Inklusion, wonach es in 
erster Linie um die Verhinderung von 
sozialem Ausschluss geht, kann es 
durchaus sinnvoll sein, für bestimmte 

zu unterbreiten. Es kann auch sein, 
dass in einem Kurssystem inklusive 
Öffnung erst dann sinnvoll ist, wenn 
man vorher separate Wege gegangen 
ist. Schließlich geht es darum, was den 
von sozialem Ausschluss Bedrohten 
am meisten hilft. Es geht um Empower-
ment, um die Stärkung der Persönlich-

einen Beitrag leisten.

DIE: Und was ist mit den nichtbehin-
derten Teilnehmenden? Wie stehen die 
zu inklusiven Kursen? Gibt es da keine 
Berührungsängste?
Ditschek: Zunächst mal versuchen 
wir Missverständnisse durch klare 
Kursausschreibungen auszuräumen. 
Es gibt aber immer wieder Situationen, 

zum Thema machen müssen, auch 
in Fortbildungen für das Personal in 
der Erwachsenenbildung. Hier sollte 
es mehr Austausch und Kooperation 
geben zwischen Fortbildungsanbietern 
der Behindertenhilfe, der Erwachse-
nenbildung und ggf. der Gesellschaft 
Erwachsenenbildung und Behinderung. 
Burtscher: Ich bin an der Stelle recht 
pragmatisch und sage, Inklusion 
braucht nicht alle – sofort. Wenn 
jemand sagt, er möchte nicht mit 
Behinderten zusammen lernen, ist mir 
das lieber, als wenn dieser tolerant tut, 
aber innerlich bei jedem Kurstermin 
eine Wut entfaltet, weil es nicht vor-
wärts geht. Für mich ist es nachvollzieh-
bar, wenn jemand z.B sagt »mein Lern-
ziel ist, Niveaustufe 2 zu erreichen, und 
die langsamen Lerner müssen deshalb 
draußen bleiben«. 
Ackermann: Der pragmatische Satz 
»Inklusion braucht nicht alle« macht 
einen schönen Gegensatz auf zwischen 
Faktizität und Intentionalität. Auf der 

Ebene der Intentionalität haben wir 
in der Sonderpädagogik den Slogan 
»Inklusion ist unteilbar« kultiviert, so 
wie früher »Integration«. Ich glaube, 
dass uns diese Differenz auch immer 
wieder in Sackgassen treibt, weil es 
keine Auseinandersetzung zwischen 
den Diskussionsebenen gibt: auf der 
einen Seite die hehren Zielsetzungen, 

auf der anderen Seite die Realität – ich 

nicht alle«.
DIE:
bei inklusiver Bildung?
Kronauer: Mein Leitgedanke am 
An fang hieß »aus guten Gründen 
selbstgewähltes Leben« – da ist es 
in Ordnung, wenn die einen inklusive 

Angebote anstreben und andere nicht. 
Zum Problem wird es natürlich in dem 
Moment, wenn der Ausschluss von 
Kursen auf Fortgeschrittenenniveau 
bedeutet, dass man ein drittklassiger 
Bürger ist; wenn die Verweigerung von 

Zugangsmöglichkeiten zu bestimmten 
Bildungsthemen mit mehr oder weniger 
massiver Benachteiligung in der Gesell-
schaft verbunden ist. Vorher ist es tat-
sächlich eine Frage der Interessen und 

sich überlegen, ab wann das eine Frage 
von Diskriminierung wird und bis wohin 
es eine Frage der gut begründeten 
Wahl ist.

»Ab wann eine Frage  
von Diskriminierung?«

Ditschek: Damit in der Weiterbildungs-
praxis wirklich eine inklusive Gruppe 
zustande kommt, dazu braucht es die 
positive Haltung aller Beteiligten. Es 
hätte keinen Sinn, auf der politischen 
oder organisatorischen Ebene eine Ver-

Burtscher: Im community organizing 
arbeitet man mit den Leuten zusam-
men, die da sind und wollen. Könnte 
das ein Weg für die Inklusion sein?
Kronauer: Das fällt etwas hinter die 
Diskussion zurück, die wir vorhin 
geführt haben um Finanzierungsfragen. 
Angenommen, die Mehrheit lehnte 
inklusive Angebote für sich ab und kop-
pelte Finanzierungswege an ihre Ent-
scheidung, dann würde es ein Problem. 
Es geht hier um ein Recht auf Teilhabe, 
da gibt es dann Qualitätsstandards, 
und das setzt dann auch die Mittel 
und die Institutionen voraus, punctum. 
Insofern ist es dann doch nicht ganz 
beliebig, wie sich die Mehrheit verhält. 
Die Voraussetzungen für Inklusion zu 
schaffen heißt, dass man die Mehrheit 
nicht in Ruhe lässt. 

DIE: Das ist doch eine deutliche Kor-
rektur jetzt. Wir werden die Diskussion 
an anderer Stelle fortführen müssen. 
Ich danke Ihnen für das Gespräch.

Kronauer: »Die Mehrheit nicht in Ruhe lassen«

Ackermann: »Inklusive Situationen als Belas-
tung«
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In der Behindertenrechtskonvention 
heißt es: »Die Vertragsstaaten stellen 
sicher, dass Menschen mit Behin-
derungen ohne Diskriminierung und 
gleichberechtigt mit anderen Zugang zu 
allgemeiner tertiärer Bildung, Berufs-
ausbildung, Erwachsenenbildung und 
lebenslangem Lernen haben. Zu die-
sem Zweck stellen die Vertragsstaaten 
sicher, dass für Menschen mit Behin-
derungen angemessene Vorkehrungen 
getroffen werden« (Un-BRK 2010, 
Absatz 5 des Artikels 24).
Freilich handelt es sich bei dieser Aus-
sage im Indikativ nicht um die Beschrei-
bung faktisch gegebener Verhältnisse 
oder gängiger Praxis, sondern um einen 
bildungspolitischen Imperativ, mit dem 
große Herausforderungen – auch für 
die Erwachsenenbildung – verbunden 
sind. 
Noch scheint unklar, was unter »ange-
messenen Vorkehrungen« zu verstehen 
ist. Doch im Gegensatz zu bisherigen 
behinderungstheoretischen Leitvor-
stellungen, die bereits Integration und 
Inklusion für das Bildungssystem und 
darüber hinaus für das Leben in der 
Gesellschaft einforderten, handelt es 
sich nun nicht mehr nur um gesell-
schaftlich unverbindliche normative 

ZWISCHEN DEN STÜHLEN

Erwachsenenbildung für  
Menschen mit geistigen Behinderungen

Karl-Ernst Ackermann

Mit der Unterzeichnung der Behindertenrechtskonvention hat die Bun-
desregierung dokumentiert, dass sie das Recht von Menschen mit 
Behinderungen auf Bildung anerkennt und sich dementsprechend ver-

-
langes Lernen zu gewährleisten. Der Autor macht am Beispiel der 
Menschen mit geistigen Behinderungen die Nagelprobe: Welche Vorkeh-
rungen hat Deutschland für die Erwachsenenbildung getroffen? Seine 
Analyse zeigt, dass die Gegenwart alles andere als inklusiv ist. Etwas 
ändern kann sich nur, wenn das erwachsenenpädagogische Personal 
Schritte auf eine »inkludierende Professionalität« hin unternimmt.

Vorstellungen der Heil- und Sonderpä-
dagogik (hier synonym zu Behinder-
ten- oder Rehabilitationspädagogik), 
sondern um eine dezidiert völkerrecht-
lich fundierte Vereinbarung, zu der sich 

haben – mithin um einklagbare Men-
schenrechte. In der behindertentheo-
retischen Diskussion wird dement-

Inklusion als Menschenrechtsfrage« 
(Hinz 2011, S. 121) gesprochen. Blickt 
man aus dieser Perspektive auf die 
gegenwärtige Erwachsenenbildung, 
drängt sich die bohrende Frage auf, 
welche Vorkehrungen denn im Hinblick 
auf eine inklusive Erwachsenenbildung 
und lebenslanges Lernen im Vertrags-
staat Bundesrepublik Deutschland 
existieren. 
Zieht man zur Beantwortung den Nati-
onalen Aktionsplan des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales (2011) 
heran – Fehlanzeige! Erwachsenenbil-
dung bzw. ein inklusives Bildungssys-
tem, zu dem erwachsene Menschen 

gegenwärtig keine Berücksichtigung 
bzw. gerät gar nicht in den Blick. 
Die damit angesprochene bildungspoli-
tische Problematik kann hier nicht wei-

ter vertieft werden, allerdings soll auch 
nicht über die bisherigen Entwicklungen 
einer Erwachsenenbildung für Men-
schen mit Behinderung hinweg gesehen 
werden. Vielmehr geht es im nachfol-
genden Zusammenhang darum, zu 
klären, welche konkreten Ansatzpunkte 
für eine inklusive Erwachsenenbildung 

können, und insbesondere darum, wel-
chen Beitrag hierzu eine »inkludierende 
Professionalitätsentwicklung« leisten 
kann.

Zuvor muss nur noch Folgendes ange-
sprochen werden: Der Begriff »Behin-
derung« suggeriert ein einheitliches 
»Gegenstandsverständnis«. Doch Men-
schen mit Behinderungen stellen keine 
homogene Gruppe dar. Bedingungen 
und Auswirkungen von Behinderungen 
sind vielfältig. In der behindertenpäda-
gogischen Diskussion manifestiert sich 
dies darin, dass der Begriff »Behinde-
rung« äußerst vorsichtig gebraucht wird. 

-
kationen« werden zunehmend individu-
umsorientierte Deskriptionen der aus 
den Beeinträchtigungen resultierenden 
pädagogischen Aufgabenstellung ver-
wendet. So spricht man von Menschen 
mit »sonderpädagogischem Förderbe-
darf« und differenziert hieran anschlie-
ßend entsprechende »Förderbereiche«, 
so z.B. »Lernen«, »Emotionales und sozi-
ales Verhalten«, »Sehen«, »Hören« usw. 
Mit diesen Differenzierungen geht ein 
jeweils anderes Verständnis von Behin-
derung einher.

 
gehört sie nicht hin«

Meine Überlegungen beziehen sich im 
Folgenden exemplarisch auf Menschen 
mit geistiger Behinderung, die in der 
eben angesprochenen sonderpädago-
gischen Sprachregelung als Menschen 
mit dem Förderschwerpunkt »Geistige 
Entwicklung« bezeichnet werden. Ich 
beziehe mich vor allem auch deshalb 
auf sie, weil der Gedanke des lebens-
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langen Lernens in 
der Regel nicht auf 
Erwachsene mit geis-
tiger Behinderung 
bezogen wird – oder 
etwas deutlicher 
ausgedrückt: Ein 
solcher Gedanke ruft 
offensichtlich auch 
»im Leben unserer 
Gesellschaft«, an 
der diese Menschen 
doch teilhaben sol-
len, immer noch eher 
Befremden hervor, 
auch wenn das Dik-
tum der »Bildungsun-
fähigkeit«, das einst 
vor allem auf diese 
Menschen bezogen 
wurde, längst wider-
legt ist (vgl. Musen-
berg/Riegert 2010). 

Woran kann also 
eine inklusive 
Erwachsenenbil-
dung anknüpfen? 
Auch wenn im Nationalen Aktionsplan 
die nicht-formale und die informelle 
Erwachsenenbildung keine Erwäh-

-
ten einige Anstrengungen in Richtung 
einer solchen Erwachsenenbildung für 
Menschen mit geistiger Behinderung 
unternommen worden sind. So wurden 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe 
(Werkstätten für Menschen mit Behin-
derungen und Wohneinrichtungen), 
aber auch vereinzelt in der allgemeinen 

1. 
Separationsmodell

2. 
Kooperationsmodell

3. 
Zielgruppenmodell

4. 
Integrationsmodell

Einrichtungen der 
Behindertenhilfe, die 
primär keinen Bil-
dungsauftrag haben

Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und 
Einrichtungen der 
allgemeinen Erwach-
senenbildung koope-
rieren 

a) Einrichtungen der allgemeinen Erwach se-
nen bildung bieten selbstständig Kurse für 
die Zielgruppe Menschen mit Behinderung 
an

b) Eigenständige Erwachsenenbildungsein-
richtungen für die Zielgruppe bieten Kurse 
an, die an den Standards der allgemeinen 
Erwachsenenbildung orientiert sind

Einrichtungen der allgemeinen 
Erwachsenenbildung bieten 
Menschen mit geistiger Behin-
derung eine umfassende 
Dienstleistung an, die sich von 
separaten bis hin zu integrativen 
Angeboten erstreckt

Erwachsenenbildung (z.B. in Nürnberg) 
Kurse für Menschen mit geistiger 
Behinderung eingerichtet, die zu einem 
recht unterschiedlich organisierten 
Angebot geführt haben. Dabei lassen 
sich die in Tab. 1 aufgeführten Organi-
sationsformen unterscheiden (vgl. Lind-
meier u.a. 2000).

Diese Systematisierung aus den 

nach zugrunde liegendem Verständnis 

durch Umbenennung des 4. Modells 

in »Inklusionsmodell« – oder durch 
Hinzufügen eines 5. Modells mit dieser 
Bezeichnung. 

-
bote der Erwachsenenbildung für Men-
schen mit geistiger Behinderung vorwie-
gend im Rahmen des 1. Modells. Aber 

-
nenbildung in der Regel realisiert wird 
– nämlich intern im System der Behin-
dertenhilfe –, gehört sie eigentlich gar 
nicht hin. Und dort, wo sie hingehört 
– nämlich in den Bereich der öffentlich 

Tab. 1: Organisationsformen der Erwachsenenbildung für Menschen mit geistigen Behinderungen

Vision aus der Zivilgesellschaft :

Entsprechend den Vorgaben der Behindertenrechts-

Im Nationalen Aktionsplan fängt das Bildungskapitel (Abschnitt 3.2) in Bezug auf Weiterbildung eigentlich ganz vielver-
sprechend an. Es folgen dann aber nur Teilkapitel zu Schule, Hochschule und Bildungsforschung. Quelle: www.bmas.de/
SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/a740-nationaler-aktionsplan-barrierefrei.pdf?__blob=publicationFile
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verantworteten Bildung –, wurde und 
wird sie bislang kaum wahrgenommen 

und marginalisiert statt.

Insgesamt kann inklusive Erwachse-
nenbildung an alle diese Modelle 
anknüpfen, doch muss die quantitative 
Verteilung grundlegend geändert wer-
den – weg vom Separationsmodell hin 
zum letztgenannten Modell, das einer 
inklusiven Erwachsenenbildung ent-
spricht. 
Die Position »zwischen den Stühlen« 

erwachsenenbildnerisch Tätigen aus. In 
diesem Zusammenhang soll nochmals 
kurz auf das 1. Modell zurückgegriffen 
werden, dem quantitativ die überwie-
gende Anzahl an Kursen zuzurechnen 
ist. 
Bei dem Separationsmodell handelt 
es sich in der Regel um ein internes 
Angebot in Werkstätten für behinderte 
Menschen (WfbM), das ausschließlich 
den behinderten Mitarbeitern einer 
jeweiligen Einrichtung zur Verfügung 
steht. Die Kurse werden meist von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Sondereinrichtungen geleitet. Ein 
besonderer Vorteil dieses Bildungsan-
gebotes besteht darin, dass neben dem 
teilweise sonderpädagogisch ausgebil-
deten Personal auch die Infrastruktur 
der jeweiligen Einrichtung der Behin-
dertenhilfe zur Verfügung steht und mit 
genutzt werden kann (z.B. Fahrdienst 
zum Kursort und zurück, Begleitdienst, 
Assistenz etc.). 

»Finanzierung aus dem Sozialetat«

Die Finanzierung dieser Kurse erfolgt 
zum Teil im Rahmen von Eingliede-
rungshilfe, in seltenen Einzelfällen auch 
in Kombination mit Therapieleistungen 
etc., und nicht aus dem Kultus-, son-
dern aus dem Sozialetat.
Insgesamt lässt sich zusammenfassen: 
Es handelt sich bei dieser Erwachse-
nenbildung innerhalb des Systems 
Behindertenhilfe um Angebote, die 
meist nicht öffentlich, sondern intern 

ausgeschrieben und beworben werden. 
In dieser Organisationsform entwickelte 
sich ein zwar inhaltlich umfangreiches 
Angebot, das jedoch nicht öffentlich 
zugänglich ist und in räumlicher, zeit-
licher und personeller Einbindung in 

internen Erwachsenenbildung kann 
vor allem darin gesehen werden, dass 
sie frühzeitig den Beleg für die Bil-
dungsfähigkeit bzw. Bildsamkeit von 
Erwachsenen mit geistiger Behinderung 
erbrachte, die diesen bis in die 1980er 

-
sprochen wurde. Und bei den für diese 
Kurse verantwortlichen Mitarbeitern 

ausgebildet, die folgendermaßen skiz-
ziert werden kann:

und Techniken der Unterstützung 
und Förderung,

-
teilnehmer aus dem Arbeits- oder 
Wohnkontext,

-
ger) Behinderung,

-
bildung.

Darüber hinaus haben inzwischen viele 
-

tionen im Rahmen von »Fortbildungs-
angeboten zum Fachpädagogen bzw. 
zur Fachpädagogin für Erwachsenen-
bildung von Menschen mit geistiger 
Behinderung« erworben, die von der 
Gesellschaft Erwachsenenbildung und 
Behinderung e.V. (seit 1990) und von 
der Bundesvereinigung Lebenshilfe für 
Menschen mit geistiger Behinderung 
e.V. durchgeführt werden und sich an 
Prinzipien und Leitlinien der allgemei-
nen Erwachsenenbildung orientieren. 
Diese Fachlichkeit stellt insbesondere 
in Verbindung mit der bereits vorhande-
nen Kompetenz im Umgang mit behin-
derten Menschen eine besondere Res-
source für eine künftige inkludierende 
Erwachsenenbildung dar. 

Zur Entwicklung einer inkludierenden 
Professionalität müsste die Expertise 

aus den Systemen Erwachsenenbildung 
und Behindertenhilfe zusammengeführt 
werden. Um diese Aufgabe bewältigen 
zu können, wäre eine Beschreibung 
der bislang parallel nebeneinander ent-
wickelten allgemeinen Erwachse nen-
bildung und der Bildung für Erwachsene 
mit geistiger Behinderung innerhalb 
des »Systems Behindertenhilfe« hilf-
reich, um Möglichkeiten für Anknüp-
fungen, Synergien und Kooperationen 
– aber auch von Widersprüchen und 
Differenzen herauszuarbeiten. Bei 
der anstehenden Vernetzung kann 
erwartet werden, dass von Seiten der 
allgemeinen Erwachsenenbildung vor 
allem Elemente der makrodidaktischen 
Expertise von Bedeutung sein werden, 
während die Erwachsenenbildung aus 
dem System Behindertenhilfe mögli-
cherweise relevante Impulse für mikro-
didaktische Elemente einbringen kann, 
so zum Beispiel zur grundlegenden Ein-
stellung und Haltung gegenüber Men-
schen mit Behinderungen (im Kontext 
von »Anerkennung«), Umgangserfahrung 
mit Behinderung, aber auch Kenntnisse 
der Infrastruktur sowie des Systems 
Behindertenhilfe. 

Insbesondere im Blick auf die Fortbil-
dung für in der Erwachsenenbildung 
Tätige müssen Vernetzungen sowie 
Kooperationen zwischen allgemeiner 
Erwachsenenbildung und der Erwach-
senenbildung im System Behinderten-
hilfe weiterentwickelt werden. Bereits 
2001 hat Christian Lindmeier dazu 
aufgefordert, im Anschluss an den 
Vorschlag »von Emminger, Gieseke 
und Nuissl ... auf Bundesebene eine 
berufspraktische Ausbildungsakade-
mie für Weiterbildung zu gründen und 
aufzubauen« (Lindmeier 2001, S. 12). 
Wenn auch eine solche Bundesaka-
demie offensichtlich nicht in Sicht ist, 
so sollten sich doch die Anbieter der 
Fachpädagogik für Erwachsenenbildung 
von Menschen mit geistiger Behinde-
rung (s.o., Lebenshilfe und Gesellschaft 
Erwachsenenbildung und Behinderung) 
mit den Fortbildungsorganisationen in 
der allgemeinen Erwachsenenbildung 
in Verbindung setzen. Sie könnten vor 
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zur Inklusion als Menschenrechtsfrage 
Wege der Kooperation und der synerge-
tischen Expertise ausloten. 

Von zentraler Bedeutung für eine inklu-
sive Erwachsenenbildung ist dabei die 
grundlegende Einstellung und Haltung 
gegenüber Menschen mit Behinde-
rung, die aus heilpädagogischer Sicht 

und anthropologischer Grundlagen 
vermittelt werden kann. In diesem 
Zusammenhang wird z.B. auf folgende 
»Haltungselemente« verwiesen:

alle,
-

recht für alle,

Lebensqualität für alle 
(vgl. Haeberlin 1999, S. 135ff.).
Großer Wert wird aus dieser Sicht auch 
auf das »Aushalten von Grundwider-
sprüchen« (ebd., S. 137) gelegt – z.B. 
des Widerspruchs zwischen faktischer 
gesellschaftlicher Ausgrenzung und der 
pädagogischen Intention integrativer 
Bildung.

»Differenzerfahrung ohne  
Perspektivenverschränkung?«

Aus sonderpädagogischer Sicht hat 
Lindmeier (2003) darauf hingewiesen, 
dass die Auseinandersetzung mit der 
Heterogenität von Bildungsinteressen 
und -möglichkeiten ein strukturelles 
Merkmal und zugleich »Markenzeichen« 
von Erwachsenenbildung ist (ebd., 
S. 189). Dies habe in der Geschichte 
der Erwachsenenbildung aber nicht 
dazu geführt, Menschen mit Behinde-
rung hier dauerhaft zu berücksichtigen. 
Auf der Folie der Siebert’schen Phasen 
sozialer Integration durch Erwachse-
nenbildung (1. Volksbildung, 2. Neue 
Richtung, 3. Zielgruppenorientierung, 
4. Integrative Erwachsenenbildung) 
stellt er fest, dass Menschen mit Behin-
derung zwar in der 3. Phase erstmals 
Berücksichtigung fanden, jedoch in der 

4. Phase kaum beachtet wurden (ebd.).
Er vermutet, »dass Behinderung Diffe-
renzerfahrungen auslöst, die nicht zu 
»Perspektivenverschränkung« führen, 
die für die eigene Identitätsentwicklung 
für relevant und interessant angesehen 
werden, sondern zu Abgrenzung und 
Ausgrenzung« (ebd., S. 191). 
In der nunmehr anstehenden inklusi-
ven Erwachsenenbildung muss unter 
anderem dieser Frage nachgegangen 
und nach Wegen gesucht werden, wie 
dennoch eine Auseinandersetzung mit 
der Differenzerfahrung angesichts von 
Menschen mit geistiger Behinderung 
eröffnet werden kann.
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Abstract
Der Beitrag sucht nach Anknüpfungs-
punkten für die Ausprägung eines 
Inklusionsmodells für die Erwachse-
nenbildung für Menschen mit geistiger 
Behinderung. Hierzu stellt er zunächst 
die bestehenden Organisationsformen 

zentrale Herausforderung wird in der 
Entwicklung einer inkludierenden Pro-
fessionalität gesehen, die Expertise 
und Kompetenzen aus den Systemen 
allgemeiner Erwachsenenbildung und 
Behindertenhilfe bündelt. Hierbei wird 
es maßgeblich auf die Entwicklung von 
Haltungen ankommen und auf einen 
adäquaten Umgang mit irritierenden 
Differenzerfahrungen, die Perspektiv-
verschränkungen kaum mehr möglich 
werden lassen.
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Auf dem XIII. Deutschen Volkshoch-
schultag verabschiedeten die deut-
schen Volkshochschulen im Mai 2011 
ein aktualisiertes Grundsatzprogramm, 
das als gemeinsamen Kern der Volks-
hochschularbeit die »Idee von Bildung 

Das Programm geht von Grundprinzi-
pien aus, die dem Anspruch der Behin-
dertenrechtskonvention entsprechen. 
Offenheit ist Prinzip und Merkmal der 
Volkshochschularbeit. Begriffe wie 
Emanzipation, Integration, Inklusion 
und Partizipation sind zentrale Leit-
werte. »Volkshochschulen sind offen für 
Menschen aller sozialen Schichten und 
Einkommensgruppen, aller Milieus und 
Kulturen, für Menschen mit und ohne 
Behinderungen. Sie sind offen für Men-
schen mit unterschiedlichen und gegen-
sätzlichen Auffassungen. Wohnortnahe 
Lernorte und barrierefreie Räume 
machen die Angebote der Volkshoch-
schulen für ihre Adressaten erreichbar, 
eine soziale Preisgestaltung erleichtert 
den Zugang. (…) Um ihren Teilnehmerin-

Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenenbildung, Teil I

INKLUSION ALS  
HERAUSFORDERUNG FÜR 

DIE ORGANISATION
Eduard Jan Ditschek / Klaus Meisel

-
ziert hat, kann es kein Missverständnis mehr geben: Auch die Organisa-
tionen der Erwachsenenbildung sind aufgefordert, einen gleichberechtig-
ten Zugang für Menschen mit Behinderung zu gewährleisten. Was dies 
für die öffentlich geförderte Erwachsenenbildung bedeutet, diskutieren 
die Autoren am Beispiel der Volkshochschulen. In Abgrenzung zu den 
beiden anschließenden Beiträgen, die sich der Planung und Durchfüh-
rung sowie der Barrierefreiheit von Angeboten widmen, fokussiert der 
vorliegende Beitrag Fragen, die auf der Ebene der Organisation brennen: 
Qualität, Personalentwicklung, Preispolitik, Vernetzung.

nen und Teilnehmern die Orientierung 
in ihrem Angebot zu erleichtern, bieten 
die Volkshochschulen Bildungsberatung 
an. Sie schreiben darüber hinaus einen 
Teil des Programms für Zielgruppen in 
einer besonderen Lebenssituation aus 
und sprechen diese direkt an. Sie hal-
ten beispielsweise Angebote für ältere 
Menschen, die sich weiterbilden möch-
ten, oder für Menschen, die den Wie-
dereinstieg ins Berufsleben anstreben, 
bereit. Sie gehen auf Menschen mit 
unterschiedlichen Lernschwierigkeiten 
zu und berücksichtigen ebenso dieje-
nigen mit Behinderungen« (DVV 2011, 
S. 14ff.).
Viele Volkshochschulen haben in 

Anstrengungen unternommen, um 
eine adressatengerechte Erwachse-
nenbildung mit Menschen mit Behin-
derungen zu realisieren. Bezogen auf 
das Gesamtangebot der deutschen 
Volkshochschulen bleibt das Ergebnis 
dieser Anstrengungen aber insgesamt 
»überschaubar«. Nach der aktuellen 

VHS-Statistik des Deutschen Instituts 
für Erwachsenenbildung boten die 

ca. 577.000 Kursen ganze 2.400 für 
Menschen mit Behinderungen an. 
Unterrepräsentiert sind dabei vor allem 
Kurse und Seminare in Fremdsprachen 

Huntemann/Reichart 2011, S. 28–42). 
Wenige Volkshochschulen unterbreiten 
viele Angebote und viele Volkshoch-
schulen wenige Angebote (vgl. Meisel 
2012). Angesichts der massiven struk-

-
chen Weiterbildung und des in der Pra-
xis vorherrschenden Drucks, möglichst 
nur solche Veranstaltungen durchzu-
führen, mit denen ein Kostendeckungs-
beitrag erwirtschaftet werden kann, 
ist diese Situationsbeschreibung keine 
Überraschung. Dabei weist eine jüngst 
in Berlin durchgeführte Kundenstudie 
nach, dass es nur wenige Ansätze zu 
einem Erwachsenenbildungsangebot 
mit inkludierenden Wirkungsmöglich-
keiten gibt, obwohl sich ein deutlicher 
Bedarf auf der Seite der Menschen mit 
Behinderungen abzeichnet (vgl. Seifert 
2010).

»Integration« – »Inklusion«

Inklusion ist zu einem Zauberwort 
geworden, das neuerdings den älteren 
Begriff Integration in den Hintergrund 
zu drängen scheint. Anders als in der 
Soziologie oder in der Heilpädagogik 
gibt es in der Erwachsenenbildung 
allerdings keinen intensiven theoreti-
schen Diskurs zu den Konnotationen 
der Begriffe. Martin Kronauer sieht den 
Unterschied darin, »dass Integration 
von einer vorgegebenen Gesellschaft 
ausgeht, in die integriert werden kann 
und soll, Inklusion aber erfordert, 
dass gesellschaftliche Verhältnisse, 
die exkludieren, überwunden werden 
müssen« (Kronauer 2010, S. 56). Die 
wenigen makrodidaktischen Konzepte 
zur Erwachsenenbildung mit Menschen 
mit Behinderungen verweisen auf einen 
Prozess von der Integration zur Inklu-
sion. 
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Erika Schuchardt strukturiert ihr bio-
graphieorientiertes Integrationskonzept 
in die Phasen »Stabilisierung«, »Inte-
gration« und »Partizipation« im Sinne 
umfassender Teilhabe (Schuchardt 
2003, S. 405–414). Lindmeier (2003) 
hat ein weitergehendes, mehrdimensi-
onales Integrationskonzept entwickelt, 
das soziale, räumliche, funktionale, 
personale und organisatorische Dimen-
sionen berücksichtigt. 
In den Diskussionen zwischen den 
Weiterbildungspraktikern – so unsere 

-
barer Gegensatz zwischen Integration 
und Inklusion gesehen. Gleichwohl ver-
spüren die Erwachsenenbildner durch 
die Inklusionsdebatten vor allem in den 
Bereichen Schule und Kindergarten 
verstärkt den Impuls, auch über die 
Organisation von Bildung und päda-
gogischer Praxis für Erwachsene neu 
nachzudenken.

»Irrtumsanfälliger Prozess«

Anregungen aus der Heilpädagogik 
könnten dabei hilfreich sein. Markus 
Dederich (2009, S. 18f.) verweist dar-
auf, dass Inklusion im Unterschied 
zu Integration als ein »Wertbegriff« 
erscheint, der »mit der Idee politischer 
Gleichheit, mit Menschenrechten und 
der demokratischen Entwicklung der 
Gesellschaft in Verbindung gebracht« 
wird. Inklusion darf aber nicht im 
Gegensatz zu Integration gesehen wer-
den, sie ist kein Wert an sich, sondern 
eher »ein offener und nicht abschließ-
barer, damit aber auch irrtumsanfälliger 
und störbarer Prozess«, dessen Wert 
sich in der Praxis erweisen muss, ein 
Prozess, der gesellschaftliche Realität 
nicht ignorieren darf, sondern auf deren 
Verbesserung gerichtet sein muss.

Das Verständnis von Barrierefreiheit 
war in Kreisen der Erwachsenenbil-
dung lange Zeit verengt auf räumliche 
Zugänglichkeit, weil man Behinderung 
im Kontext des Lernens nur als kör-
perliche Beeinträchtigung verstehen 
konnte. Dass die Heilpädagogik die 

Lernfähigkeit auch von erwachsenen 
Menschen mit geistigen Behinderungen 

unter Beweis gestellt hatte, wurde bis 
auf einige wenige Modellprojekte von 
den organisatorisch Verantwortlichen in 
der allgemeinen Erwachsenenbildung 

Theunissen 2003, S. 11, 45ff.). Der 
erste und wichtigste Schritt zur inklu-
siven Erwachsenenbildung muss also 
durch die Überwindung der Barrieren 
in den Köpfen der Erwachsenenbildner 
erfolgen.
Aus den wenigen Dokumentationen von 
Innovationsprojekten in der allgemei-
nen Erwachsenenbildung (vgl. Acker-
mann u.a. 2012) lässt sich entneh-
men, dass sich der Inklusionsansatz 
nur im Rahmen eines umfassenden 
Organisationsentwicklungsprozesses 
umsetzen lässt, der u.a. die Gestal-
tung der Anmeldung und Beratung, 
eine Vernetzung mit Einrichtungen der 
Behindertenhilfe, eine räumliche wie 
mediale Barrierefreiheit, eine Sensibi-
lisierung und Professionalisierung des 

und Bereitstellung entsprechender 
-

leistung von Unterstützungsleistungen 
wie etwa Assistenz, Fahrdienste oder 
Dolmetscherkosten  berücksichtigt (vgl. 
Windisch/Schäth 2011, S. 11). Des-
halb plädieren wir entschieden für die 
Einbindung des Inklusionsgedankens 
in die Prozesse der Organisations- und 
Qualitätsentwicklung. Die im Septem-
ber 2010 veröffentlichte internationale 
Qualitätsnorm »Lerndienstleistungen für 
die Aus- und Weiterbildung«, nimmt dar-
auf bereits Bezug, wenn es heißt: »Vor 
dem Erbringen der Lerndienstleistung 
muss der Lerndienstleister sicherstel-
len, dass geprüft wird, ob Erfordernisse 
hinsichtlich Sprache, Kultur, Lese- und 
Schreibfertigkeit oder besondere Erfor-
dernisse aufgrund von Behinderungen 
bestehen« (vgl. DIN ISO 29.990). Ein 
solchermaßen »bedürfnisbasiertes Qua-
litätskonzept« berücksichtigt die Unter-
schiede der Zugangsmöglichkeiten und 
Lernvoraussetzungen aller an Bildung 
Interessierten.

Wenn unter Organisationsentwicklung, 
ein gesteuerter, umfassender Prozess 
der Systemveränderung und Syste-
mentwicklung zu verstehen ist, der 
über gemeinsame Lernprozesse der 
Organisationsmitglieder getragen wird 
und auf Problemlösungs- und Erneue-
rungsprozesse sowie die Veränderun-
gen von Strukturen und Kulturen einer

»Strukturen und Kulturen  
von Organisation«

Organisation zielt (vgl. French/Bell 
1994), dann müssen sich die Anstren-
gungen auch auf die gesamte Organi-
sation und damit auf die verschiedenen 
im Folgenden fokussierten Dimensio-
nen beziehen. 

Öffentlichkeitsarbeit: Es wird gele-
gentlich so getan, als könnte man sich 
die Gestaltung des Angebots in sog. 
Leichter Sprache sparen, weil interme-
diäre Instanzen (Betreuung, Beratung) 
die Übersetzung für die Menschen mit 
Lernschwierigkeiten übernehmen. Inklu-
sive Erwachsenenbildung kann sich 
damit jedoch nicht zufrieden geben. Sie 
sucht mit gestalterischen Mitteln die 
direkte Kommunikation und stellt damit 
»Willkommenskultur« unter Beweis. 

Gestaltung von Angebotstexten, für 
die Berücksichtigung barrierefreier 
Standards bei der Angebotspräsen-
tation im Internet und für das Bemü-
hen um leichte Verständlichkeit von 
Erklärungen, Wegbeschreibungen und 
Geschäftsbedingungen. Schon diese 
Formulierungen lassen erahnen, dass 
solchermaßen akzentuierte Öffent-
lichkeitsarbeitsinitiativen nicht nur für 
Menschen mit Behinderung, sondern 
für alle Weiterbildungsinteressierten 
von Nutzen sein können.

Barrierefreiheit: Auch wenn diese 
Anforderung für die meisten Einrich-
tungen wirklich nichts Neues ist, so ist 
die räumliche Barrierefreiheit in vielen 
Erwachsenenbildungseinrichtungen 
doch immer noch keine Selbstverständ-
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lichkeit, was mitunter auch daran liegt, 
dass z.B. die Volkshochschule vieler-
orts Fremdräume nutzen muss. Dies 
darf als Indiz dafür gewertet werden, 

die infrastrukturellen Voraussetzungen 
der öffentlichen Erwachsenenbildung 
investiert wurde. Dabei hat die Herstel-
lung von Barrierefreiheit nicht nur für 
eine spezielle Zielgruppe Bedeutung. 
Ein Aufzug in einer Bildungseinrichtung 
wird nicht nur von Menschen mit kör-
perlicher Behinderung als Zeichen von 
Qualität angesehen, größere Schrift 
hilft nicht nur Menschen mit einer Seh-
behinderung, und eine von selbsterklä-
renden Symbolen unterstützte Wege-
leitung verbessert die Orientierung in 
einem Gebäude nicht nur für Menschen 
mit Lernschwierigkeiten.

»Verstärkt einschlägige  
Fortbildungen«

Personalentwicklung: Vor Ort erweist 
sich der inklusive Charakter der Bil-
dungseinrichtung nicht allein in der 
räumlichen Zugänglichkeit, sondern 
auch in Haltungen des Personals. Zum 
einen sollte es Anspruch der Weiter-
bildungseinrichtung sein, Menschen 
mit Behinderungen sowohl für das 

-

Andererseits verlangt die Umsetzung 
des Inklusionsansatzes auch entspre-
chende Aktivitäten in der Fort- und Wei-
terbildung des Personals. Die Schulung 
interkultureller Kompetenz erweist sich 
in allen Personalbereichen als eine gute 
Voraussetzung für den Umgang mit 
Andersartigkeit, sei es mit Menschen 
anderer Sprache und Kultur oder mit 
Menschen, deren Erscheinung unse-
rem Bild von Normalität widerspricht. 

Fortbildungsmaßnahmen zur Imple-
mentierung des Inklusionskonzepts 
erforderlich. Besonders für solche 
Kursleiter/innen, die Lernarrangements 
mit Menschen mit und ohne Lernbe-
einträchtigungen pädagogisch ausge-
stalten, sollten verstärkt einschlägige 

Fortbildungen entwickelt und angebo-
ten werden. Hier bietet es sich an, die 
überregional tätigen Verbände in die 

auch einen Transfer von innovativen 
Praxisansätzen zu ermöglichen.

Preispolitik: Inklusive Erwachsenen-
bildung erfordert allerdings mehr als 
die Berücksichtigung von Menschen 
mit körperlicher, geistiger oder mehr-
facher Behinderung bei Investitions-
planung und Personalentwicklung. Das 
Kriterium des freien Zugangs zu den 
Bildungsangeboten bezieht sich auch 
auf die Preispolitik. Da Menschen mit 
(geistiger) Behinderung im Regelfall 
zwar materiell versorgt sind, aber häu-

verfügen, müssen Wege der besonde-
ren personenbezogenen Ermäßigung 
gefunden werden. Die sog. Quersub-
ventionierung innerhalb der Bildungs-
einrichtungen stößt schon jetzt an ihre 
Grenzen. Deshalb ist die Beteiligung 
des Systems der Behindertenhilfe an 
der Finanzierung inklusiver Bildungs-
maßnahmen anzustreben. In Anlehnung 
an die Modalitäten der Finanzierung 
von Deutschkursen durch das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge oder 
der Kostenübernahme für Maßnahmen 

-
dell entwickelt werden, mit dem ohne 
zeitraubenden bürokratischen Aufwand 
Ressourcen erschlossen werden kön-
nen.

Vernetzung: Um Menschen mit Behin-
derungen kümmern sich zahlreiche 
auch überregional agierende Verbände 
und Einrichtungen, die in der Vergan-
genheit nicht selten einer vernetzten 
Zusammenarbeit eher skeptisch gegen-
überstanden. Gerade in diesen Einrich-

der Inklusionsansatz intensiv diskutiert 
und verfolgt; strategische Partnerschaf-
ten stehen also auf der Tagesordnung. 
Auf einen erfolgreichen Ansatz in 
Hamburg wird in dem Gutachten zur 
Situation der Erwachsenenbildung von 
Menschen mit geistiger Behinderung 

in Berlin verwiesen: »Hier existiert 
-

nationsrunde Erwachsenenbildung 
Hamburg‹. (…) Sie wirkt darauf hin, in 
gemeinsamen Projekten neue Inhalte 
und Methoden zu entwickeln, um sie 
anschließend in Regelangebote zu 
übertragen, bedarfsdeckende Kursan-
gebote für Menschen mit geistiger und 
mehrfacher Behinderung aufzubauen, 
integrative Kurse anzubieten, die auch 
offen sind für Menschen mit schwe-
rer Behinderung, und Angebote der 
allgemeinen Erwachsenenbildung für 
Menschen mit Behinderung zu öffnen« 
(Ackermann/Amelung 2009, S. 44). Es 
bietet sich an, auf regionaler Ebene sol-
che Kooperationsrunden zu initiieren, 
an denen sich Träger der Behinderten-
hilfe, kommunale Ämter ebenso wie die 
Einrichtungen der öffentlich geförderten 
Erwachsenenbildung beteiligen. Hier – 
so die Hoffnung – ergeben sich auch 
Möglichkeiten zur gemeinsamen Res-
sourcennutzung, um notwendige Sup-
portleistungen wie intensive Bildungs-
beratung, Lernbegleitung (Assistenz), 
Fahrdienste, Gebärdendolmetscher etc. 
sicherzustellen.

Inklusives Lernen: Ein wesentliches 
Qualitätsmerkmal einer inklusiven 
Erwachsenenbildung sollte die thema-
tische Breite, Kontinuität, Transparenz 
und Durchlässigkeit des Kurssystems 
sein. Auch Menschen mit Lernbeein-
trächtigungen haben Stärken und 
Schwächen. Es gehört zu den Anforde-
rungen an das beratende und lehrende 
Personal, die Stärken zu entdecken 
und zu fördern und so immer mehr 
Menschen mit Behinderungen bzw. 
mit Lernschwierigkeiten in immer 
anspruchsvollere Bildungsmaßnahmen 
zu integrieren (vgl. Lindmeier 2004,  
S. 7f.). In Veranstaltungen zu bestimm-
ten Themen im Kontext von Inklusion 
und Integration sind Menschen mit 
Behinderung als Experten in eigener 
Sache geradezu unverzichtbar.
Die sozialen Barrieren zu überwinden, 
die sich beim Zusammentreffen zwi-
schen Menschen mit und ohne Behin-
derung ergeben können, verlangt von 
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den Kursleitenden mehr als nur Sym-
pathie für das Inklusionskonzept. Das 
Erlernen von gegenseitigem Respekt ist 
eine Aufgabe, die von der Kursleitung 
in inklusiven Veranstaltungen professi-
onell moderiert werden muss. Auch für 
die Beurteilung der Qualität inklusiver 
Lernprozesse in diesem Sinn ist das 
Votum der Menschen mit Behinderun-
gen besonders wichtig. Sie sind die 
Evaluationsexperten, die mit untrügli-
chem Gespür jeden Fehler in der Orga-
nisation und Durchführung inklusiven 
Lernens aufdecken können.

»Mangelbedingungen«

Die Einrichtungen der allgemeinen 
Erwachsenenbildung waren in den 

-
derungsdruck. Sie mussten erhebliche 
Kürzungen der öffentlichen Zuwendung 
insbesondere seitens der Bundesländer 
verkraften. Neue Wirtschaftlichkeits-
anforderungen, die veränderte Rolle in 
einem sich etablierenden regionalen 
System des lebenslangen Lernens oder 
die Notwendigkeit zur interkulturellen 
Öffnung der Bildungsorganisation 
verlangen bereits viel von den Einrich-
tungen. Eine breite Umsetzung des 
Inklusionsansatzes wird nur zu leisten 
sein, wenn sich die Grundförderung der 
Erwachsenenbildung erheblich verbes-
sert. Wir wissen aber von vielen Einrich-
tungen, die auch unter den gegebenen 
Mangelbedingungen daran arbeiten, 
inklusives Lernen in die Erwachsenen-
bildungspraxis umzusetzen. Sie verfol-
gen im Rahmen ihrer Möglichkeiten das 
Ziel, Schritt für Schritt ihren Beitrag zu 
leisten zur Umsetzung von Inklusion als 
einem gesellschaftlichen Langzeitpro-
jekt, das derzeit in Aktionsplänen auf 
unterschiedlichen Ebenen Unterstüt-
zung erfährt. Der nationale Aktionsplan 
zur Inklusion in der Erwachsenenbil-
dung steht allerdings noch aus.

Literatur

Ackermann, K.-E./Amelung, M. (2009): Gutach-
ten zur Situation der Erwachsenenbildung von 
Menschen mit geistiger Behinderung in Berlin. 
Berlin (Lebenshilfe) 

Ackermann, K.-E. u.a. (Hg.) (2012): Inklusive 
Erwachsenenbildung. Kooperationen zwischen 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung und 
der Behindertenhilfe. Berlin

Dederich, M. (2009): Inklusion in Europa – Im 
Spannungsfeld von Wunsch und Wirklichkeit. 
Vortrag online zugänglich über http://behin-
dertenpastoral.kibac.de/seiten/fachtagung/
index.html (Stand: 16.2.2012)

DIN ISO 29990. Lerndienstleistungen (2010). 

in der Aus- und Weiterbildung. Leitfaden zur 
Umsetzung der DIN ISO 29990. Berlin u.a.

DVV – Deutscher Volkshochschul-Verband 
(Hg.) (2011): Die Volkshochschulen – Bildung 
in öffentlicher Verantwortung. Bonn

French, W. L./Bell, C. H. (1994): Organisations-

Huntemann, H./Reichart, E. (2011): Volkshoch-
schul-Statistik, 49. Folge, Arbeitsjahr 2010. 
URL: http://www.die-bonn.de/doks/2011-
volkshochschule-statistik-01.pdf  (Stand: 
24.1.2012)

Kronauer, M. (2010): Inklusion – Exklusion. 

an die soziale Frage der Gegenwart. In: ders. 

zur gesellschaftlichen Teilhabe in der Gegen-
wart. Bielefeld, S. 24–58

Lindmeier, Ch. (2003): Inklusive Erwachsenen-
bildung. In: DIE H. 4, S. 28–35

Lindmeier, Ch. (2004): Qualitätsmanagement 
in der Erwachsenenbildung mit behinderten 
Menschen. In: Erwachsenenbildung und Behin-
derung, H. 1, S. 3–21

Meisel, K. (2012): Bürde oder Paradigma – 
Inklusion in der Weiterbildung. In: Ackermann 
u.a., a.a.O., S. 19-28

Schuchardt, E. (2003): Krisen-Management 
und Integration. Bd. 2: Weiterbildung als Kri-
senverarbeitung. Bielefeld 

Seifert, M. (2010): Kundenstudie. Bedarf 
an Dienstleistungen zur Unterstützung des 
Wohnens von Menschen mit Behinderung 
(Abschlussbericht). Berlin

Theunissen, G. (2003) Erwachsenenbildung 
und Behinderung: Impulse für die Arbeit mit 
Menschen, die als lern- oder geistig behindert 
gelten. Bad Heilbrunn

Windisch, M. / Schäth, E. (2011): Auf dem Weg 
zur inklusiven Erwachsenenbildung – Projekt 
zur Förderung von inklusiven Angeboten an 
der Volkshochschule der Region Kassel. In: 
Erwachsenenbildung und Behinderung, H.1, 
S. 3–12

Abstract
Der Beitrag lotet die Möglichkeiten aus, 
im Bereich der Volkshochschulen in 
größerem Umfang als bisher inklusive 
Erwachsenenbildung durchzuführen. 
Zunächst wird aufgezeigt, dass das 
neue Grundsatzprogramm der Volks-
hochschulen im Einklang mit dem Inklu-
sionsgedanken steht. Anschließend 
werden Implikationen des Inklusionsbe-
griffs vorgestellt, die zu der Schlussfol-
gerung leiten, dass sich Inklusion nur 
im Rahmen eines umfassenden Orga-
nisationsentwicklungsprozesses umset-
zen lässt. Auf dieser Grundlage werden 
Herausforderungen für verschiedene 
Bereiche der Organisationsentwick-
lung skizziert: Öffentlichkeitsarbeit, 
Barrierefreiheit, Personalentwicklung, 
Preispolitik und Vernetzung. Die Auto-
ren schlagen eine teilnahmebezogene 
Beteiligung des Systems der Behinder-
tenhilfe an der Finanzierung inklusiver 
Bildungsmaßnahmen vor.

Volkshochschule Berlin-Mitte

Kontakt: ditschek2@aol.com

Prof. Dr. Klaus Meisel ist Management-Direk-
tor der Münchner Volkshochschule

Kontakt: klaus.meisel@mvhs.de
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Die zentrale Herausforderung für 
eine inklusive Programmplanung ist, 
gemeinsame Bildungsinteressen von 
Menschen mit und ohne Behinderung 

-
rangements zu gestalten. Hier bieten 
sich verschiedene strategische Her-
angehensweisen an, die je nach den 
strukturell gegebenen Rahmenbedin-
gungen parallel oder einzeln verfolgt 
werden können: 
Erstens können vorhandene Angebote 
so gestaltet werden, dass sie auch von 
Menschen mit Behinderung wahrge-
nommen werden können. Dabei sind 

die Tätigkeit in einer Behindertenwerk-
statt) oder Behinderungsarten (z.B. 
Körperbehinderung, Sehbehinderung, 
Hörbehinderung, geistige Behinderung 
oder psychische Behinderung) zu fokus-
sieren. Beispiel: Eine Selbsthilfegruppe 
Gehörloser möchte an einem Angebot 

zu gesunder Ernährung teilnehmen. 
Dieses wird dann im nächsten Ange-
botszeitraum gezielt mit Gebärden-
sprachdolmetscherin, Informations-
blättern in elementarisierter Sprache 
sowie für die Gruppe passenden Rah-
menstrukturen (Wochentag, Uhrzeiten) 
geplant.
Zweitens können die beschriebenen 
Öffnungsstrategien in Richtung inklu-
siver Erwachsenenbildung in solchen 
Fachbereichen besonders gut greifen, 
in denen Lernprozesse, Lernziele und 

gestaltet werden. Handlungsorientierte 
Angebote in den Bereichen Kreatives 
Gestalten, Malen, Musizieren und The-
aterspielen bieten optimale Rahmen-
bedingungen für die Etablierung von 
Inklusion.
Drittens bieten sich – unabhängig von 
Fachbereichsstrukturen – bestimmte 
Angebotsformen für Lerngruppen mit 

großer Heterogenität besonders an. 
Einfache und anschauliche Darstellung, 
mehrfache Wiederholung und individu-
elle Vermittlung der Lerninhalte sowie 
ein langsames Lerntempo entsprechen 
nicht nur den Bedürfnissen eines Teils 
der Menschen mit Behinderung, son-
dern ermöglichen auch einem gewis-
sen Prozentsatz von nichtbehinderten 
Menschen bessere Lernbedingungen. 
Beispiel: Das Angebot »Englisch in klei-
nen Schritten« erfreut sich in Nürnberg 
großer Beliebtheit und erleichtert allen 
den Einstieg in den Sprachlernprozess. 

»Dem Totalitätsanspruch von 
Inklusion Grenzen setzen«

Viertens sollte ein Teil der Bildungsan-

Bedürfnisse berücksichtigen und auch 
exklusiv durchgeführt werden kön-
nen. Solange die Lebensrealität vieler 
behinderter Menschen von Fremdbe-
stimmung, Exklusionsprozessen und 

-
gen geprägt ist, muss Autonomie ein 
»zentrales Anliegen der Erwachsenenbil-
dung« bleiben (Brodisch/Galle-Bammes 
2000, S. 350). Selbstbestimmung im 
Sinne von Empowerment setzt dem 
Totalitätsanspruch von Inklusion an 
dieser Stelle sehr wohl Grenzen, insbe-
sondere dort, wo in der aktuellen Dis-
kussion ein »idealisierter Inklusionsbe-
griff [eventuell] auf einer zu einfachen 
Annahme über die Form der modernen 
Gesellschaft basiert« (Kuhlig 2006,  
S. 49f.). Solange anderen gesellschaftli-
chen Gruppen – legitimiert durch deren 
gesellschaftliche Benachteiligung oder 
besondere Bildungsbedürfnisse – eine 
Entscheidung für exklusive Bildungsan-
gebote zugestanden wird (z.B. Frauen, 
Menschen mit Migrationserfahrung), 
dürfen diese Angebote Menschen mit 
Behinderung eigentlich nicht verwehrt 
werden. Für die Programmplanung 
hieße das, für ausreichend kleine Lern-
gruppen, individuell-differenzierende 
Inhaltsvermittlung, Methodenvielfalt 
und Nutzung aller sensorischen Wahr-
nehmungsmöglichkeiten, Erfahrungs-

Spätestens wenn die erste inklusiv beschulte Schüler-Generation in die 
Erwachsenenbildung strebt, können Angebote für Menschen mit Behin-
derung nicht mehr nur separiert von Institutionen der Behindertenarbeit 
realisiert werden. Unter Inklusionsgesichtspunkten war deren Alleingang 
ohnehin fragwürdig, oftmals aber notwendig. Nach Unterzeichnung der 
Behindertenrechtskonvention darf von Trägern öffentlich verantworte-
ter Erwachsenenbildung die konsequente Öffnung ihres Programms für 
Menschen mit Behinderungen erwartet werden – »Gemeinsamer Unter-
richt« in der Erwachsenenbildung gewissermaßen. Welche Herausforde-
rungen ergeben sich für die Planung und Realisierung von Bildungsange-
boten? Welche Lösungsmöglichkeiten zeichnen sich ab? Antworten auf 
diese Fragen gibt der Beitrag auf der Basis langjähriger Erfahrungen am 
Bildungszentrum Nürnberg.

Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenenbildung, Teil II

NEUE PERSPEKTIVEN FÜR 
PROGRAMMPLANUNG UND 
ANGEBOTSREALISIERUNG

Michael Galle-Bammes
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Inklusive Theaterarbeit am Bildungszentrum Nürnberg: das Theater 
Dreamteam. Eine Internet-TV-Reportage hierzu unter 

http://erh-tv.de/theater-dreamteam

bezug sowie Handlungsorientierung zu 
sorgen. 
Solche »Zielgruppenangebote« sollten 
trotzdem so inklusiv wie jeweils mög-
lich geplant werden. Wenn in einem 
Volkshochschulkurs blinden Menschen 
die Auseinandersetzung mit aktueller 
Gegenwartsliteratur ermöglicht wer-
den soll, muss vor der inhaltlichen 
Diskussion in erheblich höherem Zeit-
umfang vorgelesen werden, dies kann 
gleichzeitig aber so gestaltet werden, 
dass auch Sehende ein interessantes 

ist ein Gesprächskreis zur Unterstüt-
zung der Behinderungsbewältigung 
kaum inklusiv konzipierbar. Soweit wie 
möglich ist aber eine Attraktivität der 
geplanten Angebote für Menschen 
ohne Behinderung anzustreben. Bei 
der Angebotspräsentation sollte nicht 
das inklusive Angebotsformat, sondern 
der interessante Bildungsinhalt in den 
Wahrnehmungsfokus gerückt werden, 
für den sich dann die Teilnehmer/innen 
mit und ohne Behinderung entscheiden 
können. 

»Verunsicherung  
auf beiden Seiten«

Bedingt durch die bisher exkludie-
renden gesellschaftlichen Realitäten 
hat ein Großteil der nichtbehinderten 
Erwachsenen kaum Kontakt zu oder 
Erfahrung mit behinderten Menschen. 
Auch umgekehrt bestehen Verunsiche-
rung und Ängste seitens behinderter 
Menschen, wenn es um die Teilnahme 
an Bildungsangeboten geht, die pri-
mär von nichtbehinderten Menschen 
besucht werden. Dies senkt selbst 
bei gleichen Bildungsinteressen die 
Bereitschaft sowohl nichtbehinderter 
als auch behinderter Menschen, eine 
gemeinsame Teilnahme an den Bil-
dungsangeboten anzustreben. Insofern 
müssen derzeit Maßnahmen ergriffen 
werden, um den gemeinsamen Kursbe-
such attraktiv zu gestalten (z.B. güns-
tige Preisgestaltung) oder das Risiko 
einer antizipierten Fehlentscheidung zu 
minimieren (vgl. die E-Mail-Information 

im untenstehenden 
Kasten). 

Basierend auf einer 
ganzheitlichen 
Sichtweise, die 
alle Aspekte der 
Barrierefreiheit 
beinhaltet, sollte 
eine Vermeidung 
von Ausgrenzung in 
Verbindung mit der 
Erleichterung des 
Zugangs (Access) 
zumindest die 
folgenden Punkte 
berücksichtigen: 

und behinde-

Information über 
das Angebot (z.B. Ansprechpartner/
innen mit Telefonnummer bzw. 
E-Mail, evtl. Programmauszüge in 
Punktschrift oder Visualisierung),

Orten« (z.B. in Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung),

(z.B. durch Unterstützung der Organi-

sation des Behindertenfahrdienstes 
für mobilitätseingeschränkte Teilneh-
mer/innen),

-
dungsorte (z.B. behindertengerechte 
Unterrichtsräume, Behindertentoilet-
ten),

(möglichst auf Basis standardisierter 
Bedürftigkeitsnachweise mit auch 

Sehr geehrte/r Frau/Herr ..., 
wir bedanken uns für Ihre Anmeldung zu dem folgenden Angebot des Bildungszentrums:
 

(Filzkurs für behinderte und nichtbehinderte Menschen; Beginn: 09.03.2012) 

Wir organisieren Bildung für »alle« Menschen und freuen uns über die zunehmenden Internet-

Erfahrung zeigt, dass der gemeinsame Kursbesuch von behinderten und nichtbehinderten 
Menschen in der Regel gut gelingt! Allerdings haben wir noch keinen telefonischen oder per-
sönlichen Kontakt zu Ihnen gehabt, um Ihre Erwartungen an das Angebot zu klären. Aus die-
sem Grund nun die folgenden Informationen per E-Mail: 
1.  Mit der Übersendung dieser E-Mail bieten wir Ihnen im Falle eines Rücktrittwunsches des-
halb folgendes an: 
a) den kostenlosen Rücktritt bei Antwort auf diese E-Mail spätestens zwei Arbeitstage nach 
dem ersten Kurstermin 
b) den Rücktritt für 10 € bei Antwort auf diese E-Mail spätestens zwei Arbeitstage nach dem 
zweiten Kurstermin.
2.   Bitte teilen Sie uns mit, falls Sie Hilfestellungen auf Grund einer Einschränkung oder 
Behinderung benötigen. Wir können gerne entsprechende Unterstützungen organisieren und 
bei Bedarf erläutern, wie Sie den Behindertenfahrdienst für die Hin- und Rückfahrt benutzen 
können.

Mit freundlichen Grüßen, Michael Galle-Bammes
Bildungszentrum im Bildungscampus Nürnberg (vhs)
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Zeichnungen können Programmthemen visu-
alisieren. Im Nürnberger Programm illustriert 
Wolfgang Mahler.

anderweitiger Berücksichtigung, z.B. 
kommunale Sozialpässe),

-
ziehung der Bedürfnisse der Teil-
nehmer/innen mit Behinderung (z.B. 
anschauliche Präsentation mit Visua-
lisierungen, einfache Sprache),

-
stellungen (z.B. durch zusätzliche 
Kursassistenz, Ermöglichung der 
kostenlosen Teilnahme einer unter-
stützenden Begleitperson),

-
zesse und -tempi (z.B. durch Team-
Teaching).

Die Angebotsrealisierung mit einem 
Team pädagogisch primär verantwort-
lichen und pädagogisch (bei Bedarf 

Personals hat sich in der Nürnberger 
Praxis bewährt. Gerade bei einer hete-
rogenen Lerngruppe in Verbindung 
mit inklusiven Lernarrangements 
ermöglicht das Team-Teaching die not-
wendige individuelle Differenzierung, 
die Arbeit in temporären Kleingruppen 
sowie die kontinuierliche Einbeziehung 
der Lernenden mit dem höchsten 
Unterstützungsbedarf. Im Gegensatz 
zum sonst üblichen Einzelkämpfertum 
können im Team schwer in die Gruppe 
integrierbare Teilnehmer/innen mit und 
ohne Behinderung (z.B. auch mit einer 
Autismus-Diagnose) sinnvoll und dau-
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Abstract
Der Beitrag fokussiert Herausforde-
rungen, die das Inklusionsparadigma 
an Angebotsplanung und -realisierung 
richtet. Es werden vier strategische 
Herangehensweisen vorgestellt, die 
den Einstieg in eine inklusive Erwach-
senenbildung erleichtern können.  
(1) Vorhandene Angebote sind für 
Menschen mit Behinderungen grund-
sätzlich besser zugänglich zu machen. 
(2) Der Bereich kultureller Bildung kann 
als  besonders prädestiniert fokussiert 
werden. (3) In Angebotsformen für 
Lerngruppen mit großer Heterogenität 
können Menschen mit und ohne Behin-
derungen wechselseitig besonders gut 

dürfen nicht fehlen, da sie das für 
Inklusion nötige Empowerment sicher-
stellen.

erhaft in den Lernprozess einbezogen 
werden. Die in der Teamarbeit mögliche 

gemeinsame, jeweils angemessene 
und zum Ziel führende pädagogische 
Handeln. 

 
Diagnosen sind verzichtbar«

Konträr zu einem medizinischen bzw. 
diagnostischen Handlungsparadigma 

Praxis auf aussondernde Etikettierun-
gen zu verzichten und eine Herange-
hensweise zu wählen, die die jeweiligen 
Kompetenzen und den unterschiedli-
chen individuellen Unterstützungsbe-
darf fokussiert. In der konkreten Lernsi-
tuation ist deshalb nur relevant, welche 
konkreten Hilfestellungen gegeben wer-
den müssen, um einen erfolgreichen 
Lernprozess zu unterstützen. Die Nürn-
berger Erfahrung hat gezeigt, dass auf 

der Erwachsenenbildung weitestgehend 
verzichtet werden kann. 
Während im Schulsystem inklusions-
relevante Entscheidungen sehr grund-
sätzlich sind und erst langfristig Folgen 
zeigen, haben es die Volkshochschulen 
erheblich leichter, Inklusion in ausge-
wählten Bereichen lösungsorientiert 
zu erproben und den innovativen 
ge sellschaftlichen Veränderungspro-
zess maßgeblich mitzugestalten.  
Dazu sind aber die »Barrieren in den 
Köpfen« (Markowetz 2000, S. 22) zu 
überwinden. Die Träger der allgemeinen 
Erwachsenenbildung haben als innova-
tive Bildungsgestalter in den Kommu-
nen und Landkreisen jetzt die Chance, 
Inklusion aktiv voranzubringen. Neben 
der vielfach noch fehlenden Erfahrung 
müssen dringend geeignete Fortbildun-
gen und didaktische Hilfestellungen in 
Bezug auf eine Erwachsenenbildung für 
alle entwickelt werden. Hier gilt es zu 
konkretisieren und engagiert zu erpro-
ben, wie künftig eine inklusive Erwach-
senenbildung kompetent umgesetzt 
werden kann. 

Dipl. Psych. Michael Galle-Bammes ist päda-
gogisch-wissenschaftlicher Mitarbeiter am Bil-
dungszentrum im Bildungscampus Nürnberg 
(vhs), u.a. für »Angebote für behinderte und 
nichtbehinderte Menschen« 

Kontakt:  
michael.galle-bammes@stadt.nuernberg.de
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Auf dem Weg zur inklusiven Erwachsenenbildung, Teil III

BARRIEREFREIHEIT  
ALS DIDAKTISCHE  

HERAUSFORDERUNG
Christian Papadopoulos

Im Zuge der UN-Behindertenrechtskonvention werden vielfach lokale 
Inklusionsstrategien auf den Weg gebracht, die die Erwachsenenbildung 
vor neue Herausforderungen stellen. Menschen mit unterschiedlichen 
Behinderungen können erwarten, Zugang zu öffentlichen Einrichtungen 
und deren Angebot zu erhalten. Neben einer inklusiven Kultur, die als 
ideelle Basis für das Gelingen einer inklusiven Erwachsenenbildung 
besteht, müssen auch technische und organisatorische Voraussetzun-
gen geschaffen werden, die sich bis in die konkrete Veranstaltungs-
durchführung auswirken. Mit den verschiedenen Dimensionen von Bar-
rierefreiheit und anderen Anforderungen an inklusive Didaktik befasst 
sich der folgende Beitrag.

»Die Konvention steht ... für einen 
Wechsel von einer Politik der Fürsorge 
hin zu einer Politik der Rechte. Sie 
ist der neue Rechtsrahmen für die 
Behindertenpolitik in Deutschland und 
erhebt die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen zur Grundlage und zum 
Maßstab politischen Handelns« (Aichele 
2010, S. 13). Dieser Grundsatz gilt 
unmittelbar für Parlamente, Behörden 
und Gerichte sowie die Körperschaften 
öffentlichen Rechts. Für andere Institu-
tionen müssen konkrete rechtliche Vor-
gaben zur Umsetzung der Rechte von 
Menschen mit Behinderung erlassen 
werden.
Auch für die nach-schulische Bildung 

-
tet die Konvention die Vertragsstaaten, 
dafür zu sorgen, dass Menschen mit 
Behinderungen ohne Diskriminierung 
und gleichberechtigt mit anderen 
Zugang zur allgemeinen tertiären 
Bildung, Berufsausbildung, Erwachse-

nenbildung und lebenslangem Lernen 
haben (vgl. UN-BRK 2010).
Daraus ergibt sich für öffentliche und 
öffentlich-rechtliche Bildungsträger eine 

mit Behinderung Zugang zu ihren Bil-
dungsangeboten zu ermöglichen. Für 
andere Bildungsträger bedarf es ent-
sprechender gesetzlicher Regelungen.

Zunächst muss die baulich-technische 
barrierefreie Gestaltung der genutzten 
Gebäude und Veranstaltungsräume 
gewährleistet sein, um inklusive Bil-
dungsangebote zu realisieren. Das 
umfasst barrierefreie Zugänge zu 
Gebäuden und Unterrichtsräumen, 
die Orientierung im Umfeld und in den 
Gebäuden (vgl. Aragall 2005) sowie 
barrierefreie akustische und visuelle 
Bedingungen (vgl. Ruhe u.a. 2008).
Neben der gebauten Umwelt geht es 
um Kommunikation in all ihren Aus-
prägungen. Dabei sind Sprachen, Text-

darstellung, Brailleschrift, taktile Kom-
munikation, Großdruck, barrierefreie 
Multimedia sowie schriftliche, auditive, 
in einfache Sprache übersetzte, durch 
Vorleser zugänglich gemachte sowie 
ergänzende und alternative Formen, 
Mittel und Formate der Kommunikation, 
einschließlich barrierefreier Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie 

alle gesprochenen Sprachen, Gebär-
densprachen und andere nicht gespro-
chene Sprachen (vgl. UN-BRK 2010). 
 
Im Folgenden werden die komplexen 
Anforderungen entlang dem Prozess 
einer Veranstaltungsdurchführung 
beleuchtet, beginnend mit der Pla-
nungsphase.

Vorbereitung einer Veranstaltung

Grundsätzlich verlangt der Gedanke der 
inklusiven Didaktik bzw. einer »Didak-
tik für alle« ein Überdenken bisher 
angewandter Lehrmethoden und Lern-
strukturen. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass Menschen, die Angebote 
der Erwachsenenbildung nutzen wollen, 
sehr unterschiedliche Grundvorausset-
zungen und Vorerfahrungen mitbringen. 
Sie unterscheiden sich hinsichtlich ihrer 
Altersgruppe, ihres Bildungsstatus, 
ihrer kulturellen und sozialen Herkunft, 
Lebenssituation und Lebensabschnitte. 
Diese Erkenntnis gilt für alle Lernenden 
und entsprechend für Menschen mit 
Behinderung.
Im Vorfeld einer Veranstaltung oder 
einer Veranstaltungsreihe ist es daher 
notwendig, auf vielfältige Bedürfnisse 
der möglichen Teilnehmenden vorberei-
tet zu sein. Es muss sichergestellt wer-
den, dass alle Teilnehmenden uneinge-
schränkten Zugang zu den Inhalten der 
Veranstaltung haben und diese richtig 
erhalten und verarbeiten können (vgl. 
Ruhe u.a., S. 1).
Berücksichtigt werden muss, dass die 
Planung einer inklusiven Veranstaltung 
mehr Zeit in Anspruch nehmen kann. 
So müssen Materialien angepasst wer-
den, um für alle zugänglich und nutzbar 
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zu sein. Hilfsmittel und Assistenz (z.B. 
mobile Rampen, Induktionsanlagen1  
oder Gebärdensprachdolmetscher) 
müssen frühzeitig gemietet oder beauf-
tragt werden, da diese in der Regel 
kurzfristig nicht zur Verfügung stehen.
Wichtig ist, bei der Ausschreibung der 
Lernangebote und bei der Werbung 
deutlich zu machen, dass die Vielfalt 
potenzieller Teilnehmer berücksichtigt 
wird und erwünscht ist. Auf die mögli-
chen und vorhandenen Anpassungen 
für Menschen mit Behinderung sollte 
an dieser Stelle verwiesen werden (vgl. 
ebd.).
Auch bei der konkreten Vorbereitung 
müssen zum Gelingen einer inklusi-
ven Veranstaltung noch einige Dinge 
berücksichtigt werden. Dabei gilt die 
Aufmerksamkeit der Ausgestaltung der 
Räumlichkeiten (Anordnung von Stühlen 
und Tischen, die Positionierung der Prä-

von ausgelegten Materialien …), der 
Bereitstellung angepasster Lehrmate-
rialien, aber auch den Unterstützungs-
möglichkeiten für Teilnehmer, die mehr 
Zeit zur Erarbeitung und Aneignung von 
Lehrinhalten benötigen.
Um dauerhaft für alle zugängliche 
Veranstaltungen konzipieren und 
durchführen zu können, sollten sich 
die Bildungsträger mit Menschen mit 
Behinderung als Experten in eigener 
Sache und deren Organisationen ver-
netzen. Zusammen mit diesen können 
die Träger organisatorische, baulich-
technische und personelle Rahmenbe-
dingungen für ein inklusives Bildungs-
angebot erarbeiten. Um diese auch 
in den Veranstaltungen umsetzen zu 
können, sollte Lehrenden durch Schu-
lungen und Beratung zur barrierefreien 
Präsentation und inklusiver Didaktik 
Unterstützung angeboten werden. 
Durch die Angebote der Träger kennen 
Lehrende die richtigen Ansprechpartner 
und können sich im Bedarfsfall unmit-
telbar an diese wenden. In der Vorberei-

tungsphase können sie das Netzwerk 
darüber hinaus nutzen, um die Adap-
tion von Lernmaterialien zu realisieren. 

Barrierefreiheit realisieren

Beim Zugang zu den Inhalten ist – bei 
der Veranstaltung selbst und in den 
verwendeten Lehrmaterialien – auf Bar-
rierefreiheit zu achten. Für Menschen 
mit Lese- und Verständnisproblemen 
(z.B. kognitive Beeinträchtigungen, 
ältere Menschen, Analphabeten oder 
Menschen mit einer Hörschädigung) 
kann Sprache eine Barriere sein, die 
Entscheidungs- und Handlungsauto-
nomie behindern. Die Verwendung der 
Leichten Sprache (vgl. Mensch zuerst 
2008) kann bestehende Barrieren 
abbauen, indem Texte einfache und 
unkomplizierte Sprache und nur eine 
Aussage pro Satz verwenden, sowie 
Fachausdrücke, Abkürzungen und 
Initialen vermeiden. Wichtig ist auch 
eine klare und logische Struktur (vgl. 
Freyhoff u.a. 1998). Wo Fachausdrücke 
notwendig sind, müssen sie erklärt 
werden.
Für blinde und sehbehinderte Men-
schen ergibt sich die Notwendigkeit 
einer Adaption von Lehrmaterialien in 
Großdruck bzw. Braille-Schrift oder ihre 
Bereitstellung in Audio- bzw. digitalisier-
ter Form, um eine Gleichberechtigung 
mit anderen Nutzern von Bildungsan-
geboten zu realisieren und dadurch 
bestehende Barrieren zu beseitigen 
(vgl. Drolshagen u.a. 2002).

Inklusive Didaktik mit  
dem »Zwei-Sinne-Prinzip«

Entscheidend ist die konsequente 
Anwendung des »Zwei-Sinne-Prinzips«. 
Das erhöht den Nutzen für alle Teil-
nehmenden. Für sensorisch einge-
schränkte Menschen ist sie unver-
zichtbar, um alle Informationen einer 
Veranstaltung erfassen zu können. 
»Wenn ein Sinn ausfällt, sind entspre-
chende Informationen durch einen 
anderen notwendig. So ergänzt z. B. bei 

Blindheit der Tastsinn die Informations-
übermittlung (Lesen von Braille-Schrift 
… ) oder der Hörsinn wird für weitere 
Informationen verwendet (z.B. Audiode-
skription als verbale Beschreibung von 
Bildern oder Vorgängen). Für Ertaubte 
und Gehörlose ist die Informationsauf-
nahme sichtbar zu ergänzen (Schrift 
und Gebärden)« (Ruhe u.a. 2008, S. 3). 
Menschen mit Schwerhörigkeit oder 
Sehbehinderung ermöglicht das Prinzip 
auch die Aufnahme der Informationen, 
die ihnen trotz Einsatz von Hilfsmitteln 
entgehen können. 
Ein inklusives Zwei-Sinne-Prinzip wird 
auch den Menschen mit Lese- und Ver-
ständnisproblemen gerecht. Die Struk-
tur muss einfach nachvollziehbar sein, 
und es sollte Leichte Sprache verwen-
det werden. Gleiches gilt für Vorträge.
Die Adaption von Texten, die Verwen-
dung der Leichten Sprache und das 
Zwei-Sinne-Prinzip konzentrierten sich 
gewissermaßen auf den »technischen« 
Prozess eines barrierefreien Zugangs 
zu den angebotenen Informationen. 
Eine inklusive Didaktik stellt darüber 
hinaus Anforderungen an das Rollenver-
ständnis der Lehrenden und Lernenden 
und an die Lernstrukturen.

Nach Grill (2005, S. 29) muss sich 

Sie kann auf Ansätze der Erwachse-
nenbildung zurückgreifen, bei denen 
die Ziele selbstgesteuertes Lernen, 
an Stärken orientiertes Arbeiten und 
Vielfalt der Teilnehmenden im Vorder-
grund stehen. Lehrende übernehmen 
dabei eine beratende und begleitende 
Rolle. Die Lernenden übernehmen die 
Verantwortung für ihr Lernen. Beide 
müssen sich auf ein Mehr an koope-
rativem, gegenseitig unterstützendem 
Lernen und Erarbeiten von Inhalten 
in Gruppenarbeit einstellen. Das »mit- 
und voneinander Lernen ist das Herz-
stück des inklusiven Ansatzes« (ebd., 
S. 30). 
Die inklusiven Methoden schaffen 
nicht in jedem Einzelfall vergleichbare 
Lernbedingungen für alle, so dass tech-
nische Hilfsmittel und Assistenz weiter-
hin als Unterstützung benötigt werden 

Anmerkung
1  Mobile oder stationäre Induktionsanlagen 

übertragen in ein Mikrofon Gesprochenes 
drahtlos auf Hörgeräte.
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(vgl. Ruhe u.a. 2008; Drolshagen u.a. 
2002).

Die bisherigen Ausführungen haben ein 
idealtypisches Bild gezeichnet. Klar ist, 
dass nicht alles, was wünschenswert 
und vielleicht auch nötig ist, sich in der 
Praxis aufgrund baulich-technischer 

ohne Weiteres realisieren lässt. Trotz 
des Paradigmas des Lebenslangen Ler-

-
stattung der Erwachsenenbildung eher 
ungünstig. Deshalb ist zu erwarten, 
dass baulich-technische Anpassungen 
erst nach und nach erfolgen werden. 
Erfahrungsgemäß werden aber nicht 
alle Angebote von Menschen mit allen 
Behinderungsarten gleichermaßen 
genutzt. Deshalb ist es nicht in jedem 
Einzelfall nötig, alle Bedarfe abzude-
cken. Um jedoch nicht Gefahr zu laufen, 
bestimmte Gruppen aufgrund ihres 
besonderen Bedarfs fälschlicherweise 

-
zielle Bedarfe von vorneherein abzufra-
gen. Dies trägt auch zu einem gezielte-
ren Einsatz von Mitteln und Zeit bei. 

mit inklusiven Lerngruppen. Das führt 
bei Bildungsträgern, Lehrenden und 
Teilnehmenden zu Verunsicherungen. 
Zweifel an der Machbarkeit sind dort 
am deutlichsten zu erwarten, wo die 
kognitiven und emotionalen Fähigkeiten 
und die Verhaltensmuster ein breites 
Spektrum umfassen. 
Teilnehmende mit Behinderung haben 
eher wenig Erfahrungen damit, inner-
halb einer Gruppe mit Menschen ohne 
Behinderung ihre Rolle als Lernende 
auf gleicher Augenhöhe auszufüllen. 
Auf der anderen Seite könnten Teilneh-
mende ohne Behinderung befürchten, 
dass das Niveau des Lernstoffs nicht 
mehr den berechtigten Erwartungen 
der durchschnittlich Teilnehmenden 
entspricht und deshalb die (selbst) 
gesteckten Ziele nicht erreicht werden 
können.
Um den beiderseitigen Bedenken zu 

-
mal bei allgemeinen Themen Raum für 
gemeinsame Erfahrungen zu schaffen, 

um auszuloten, in welchem Rahmen 
gemeinsam besser gelernt wird und wo 
im beiderseitigen Interesse getrennte 
Lerngruppen erfolgversprechend sind. 
Die Behindertenrechtskonvention 
stellt aber insofern einen Paradig-
menwechsel dar, als nun begründet 
werden muss, warum im konkreten Fall 
getrennte Lerngruppen für beide Seiten 
sinnvoll sind. Inklusion sollte der Regel-
fall in der Erwachsenenbildung werden, 
auch wenn dies einen langen Entwick-
lungsprozess bedeutet. Erste Erfahrun-
gen mit inklusiven Angeboten unter den 
richtigen Rahmenbedingungen machen 
trotz einiger Startschwierigkeiten Mut 
(vgl. Windisch/Schäth 2011). 
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Abstract
Ausgehend von einem Recht aller auf 
Zugang zu öffentlich verantworteter 
Bildung geht der Autor der Frage nach, 
welche Dimensionen der Barrierefrei-
heit bei der Planung und Durchführung 
von inklusiven Bildungsveranstaltungen 
für Erwachsene zu berücksichtigen 
sind. Dabei werden bauliche Voraus-
setzungen nur gestreift. Der Schwer-
punkt liegt auf Techniken barrierefreier 
Kommunikation, die mikrodidaktisch 
zugespitzt werden, etwa als das »Zwei-
Sinne-Prinzip«. In einem letzten Absatz 

wünschbar und machbar und plädiert 
für mehr Erfahrungen mit inklusiver 
Bildung.
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auf Unteilbarkeit in Verbindung ge-
 bracht. Der Gedanke der Unteilbar-
keit wurde bereits Ende der 1980er 

Menschen mit Behinderungen in die 
Diskussion eingeführt: »Integration ist 
unteilbar. Sie lässt keine Ausnahme zu« 
(Muth 1991). Diese oft zitierte These 
wurde zum Leitgedanken der Integra-
tionsbewegung, der inzwischen auch 
vor dem Hintergrund der UN-Behin-
dertenrechtskonvention (BRK 2010) 
insgesamt auf Inklusion bezogen wird. 
So wird Unteilbarkeit z.B. als zentrales 
Leitprinzip der »Philosophie der Inklu-
sion« (Wocken 2011) hervorgehoben. 
Begründet wird dieses Prinzip mit dem 
»Unteilbarkeitspostulat« der Wiener 
Weltmenschenrechtskonferenz von 
1993 (ebd., S. 59), welches auch von 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
aufgegriffen wird. Dort wird in der 
Präambel unter Abschnitt c) darauf 
verwiesen, »dass alle Menschenrechte 

und Grundfreiheiten allgemein gültig 
und unteilbar sind, einander bedingen 
und miteinander verknüpft sind« (BRK 
2010, S. 7).
Während das Unteilbarkeitspostulat 
sich in diesem Kontext auf die Gesamt-
heit aller Menschenrechte bezieht, wird 
in der gegenwärtigen Diskussion um ein 
inklusives Bildungssystem (Art. 24 der 
UN-BRK) diese Unteilbarkeit hingegen 
eher auf ein umfassendes einheitliches 
und insofern unteilbares Bildungssys-
tem bezogen. Inzwischen ist »Unteilbar-
keit« zur Leitformel der Inklusion gewor-
den, doch bleibt meist offen, worauf 
diese bezogen wird: auf die Gesamtheit 
der Menschenrechte oder auf die Orga-
nisationsform des Bildungssystems. Es 
stellt sich die Frage: Bedeutet »unteil-
bar« zugleich »grenzenlos«?
Zumindest aus pädagogischer Perspek-
tive ist gegenüber der politisch unver-
zichtbaren Forderung nach Unteilbar-
keit die pädagogische Frage nach den 
Grenzen von Inklusion zu stellen. Diese 

Grenzen gilt es dort wahrzunehmen, wo 
sie sich in der Regel abzeichnen, näm-

Strukturen von Einrichtungen, die all-
gemeinen Bedarfen gerecht werden 
sollen, und der besonderen individuel-
len Bedürfnislage einzelner Menschen. 
Diese Grenzen stellen kein Argument 
gegen Inklusion dar, sondern sie dif-
ferenziert wahrzunehmen ist eine Vor-
aussetzung für die Weiterentwicklung 
gelingender Formen von Inklusion. Auf 
zwei solcher Grenzen soll im Folgenden 
exemplarisch eingegangen werden.

»Komplexe Behinderung«

Die erste Grenze entsteht im Blick auf 
Partizipationsformen von Menschen mit 
schwerer und mehrfacher Behinderung 
in der Erwachsenenbildung. Es geht 
hierbei nicht um die große Gruppe jener 
Menschen, die nach der sozialrechtlich 

-
dertengesetzes bzw. ab 2001 gemäß 
Sozialgesetzbuch IX als schwerbe-
hindert gelten: »Schwerbehindert ist, 
wer einen Grad der Behinderung von 
mindestens 50 aufweist« (SGB IX, § 2, 
Abs. 2). Vielmehr handelt es sich um 
Menschen mit schwerer geistiger oder 
körperlicher Behinderung und zusätzli-
chen intensiven Beeinträchtigungen. Es 
geht insgesamt um eine kleine Gruppe 
von Menschen »mit Komplexer Behin-
derung« (Fornefeld 2008), die oftmals 
auch im System Behindertenhilfe über-
sehen wird.
Die bisherigen Versuche, Menschen mit 
schwerer und mehrfacher Behinderung 

-
gogischer Sicht »allesamt unzulänglich« 
(Klauß 2011, S. 12). Zu Beginn der 
Entwicklung einer Schwerstbehinder-

wurde noch der Versuch unternommen, 
diese Menschen in Orientierung an ent-
wicklungspsychologisch ausgewiesenen 
Standards der Ontogenese dadurch 

-
baren Leistungen eines Säuglings im 
Entwicklungsalter von sechs Monaten 
nicht zu erreichen vermögen (vgl. ebd., 

Aus heil- und sonderpädagogischer Sicht bedeutet inklusive Erwach-
senenbildung »die selbstverständliche Teilhabemöglichkeit auch von 
Menschen mit Lernschwierigkeiten an einem für alle Menschen offenen 
Bildungsangebot« (Babilon 2008, S. 70). Mit dieser Bildung soll ihnen 
nicht nur ein Dabeisein, sondern Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
ermöglicht werden. Hiermit ist jedoch keine Anpassung der Teilneh-
menden mit Behinderung an das System gemeint, sondern umgekehrt: 
Inklusive Erwachsenenbildung bedeutet eine Orientierung des Systems 
an den Bedürfnissen der Menschen mit Beeinträchtigungen und Lern-
schwierigkeiten. Der Autor begibt sich auf das Feld der schweren und 
mehrfachen Behinderungen und lotet aus, wie »unteilbar« Inklusion in 

der Teilnehmenden – mit und ohne Behinderungen.

UNTEILBAR, ABER DOCH 
BEGRENZT

Inklusion angesichts schwerer und mehrfacher  
Behinderung und im Lichte dänischer Erfahrungen

Karl-Ernst Ackermann
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S. 12ff.). Eine solche Sichtweise wird 

orientiert und diskriminierend generell 
abgelehnt. Stattdessen werden auf 
individuelle Bedürfnisse abhebende 
Beschreibungen vorgenommen. Darü-
ber hinaus lassen sich übergreifend für 
diese Menschen sehr ähnliche Bedürf-
nisse feststellen, wie z.B.:

»Sie brauchen viel körperliche Nähe, um 
direkte Erfahrungen machen zu können.

andere Menschen wahrnehmen zu kön-
nen.

ihnen die Umwelt auf einfachste Weise 
nahebringen.

ihnen Fortbewegung und Lageverände-
rung ermöglichen.

ohne Sprache versteht und sie zuverlässig 

(Fröhlich 1998, S. 16).

Für diese Menschen existieren im Sys-
tem Behindertenhilfe vor allem Ange-
bote zum Wohnen, zur Förderung und 
zur Alltagsbegleitung, jedoch bislang nur 
wenige »tätigkeits- und arbeitsweltbe-

im Förder- und Betreuungsbereich von 
Werkstätten für Menschen mit Behinde-
rungen. Angebote der Erwachsenenbil-
dung, so z.B. Möglichkeiten der »unter-
stützten Kommunikation« oder kreative 
Angebote und Möglichkeiten zur Iden-

-
einzelt. Partizipation realisiert sich hier 
bislang vornehmlich als eine Teilhabe 
am rehabilitationspädagogisch organi-
sierten Alltag – so z.B in folgenden All-
tagstätigkeiten: wach sein und schlafen, 
sich bewegen, waschen und kleiden, 
essen und trinken, ausscheiden, Kör-
pertemperatur regulieren, atmen, sich 
sicher fühlen, Raum und Zeit gestalten, 

– Sein – Vergehen (vgl. Fröhlich 2011, 
S. 232ff.). Solche Alltagsaktivitäten 
ermöglichen ein Lernen en passant bzw. 
informelle Erwachsenenbildung, wie das 
folgende Beispiel zeigt (ebd., S. 237): 

weil der Betroffene den Mund geöffnet 
hat oder seine Hand nicht mehr genü-
gend Spannung hat, so kann man dies als 
›Ungeschicklichkeit‹ interpretieren oder 
eben auch als Lernanlass für physikalische 
Experimente: Etwas fällt herunter, wenn 
es nicht mehr gehalten ist. Dies lässt sich 
wiederholen, dies lässt sich vormachen, 
dies lässt sich durch entsprechende Beglei-
tung verdeutlichen, z.B. indem etwas auf 
den Untergrund fällt, der extra laut tönt 
und somit deutlich macht, dass hier durch 
die eigene Aktivität, die eigentlich nur eine 
nachlassende Aktivität ist, etwas bewegt 
wird. Das Wenn-Dann-Prinzip, das Prinzip 
der Wiederholung, spielerisch und erkun-
dend, kann so vorbereitet werden«.

Inklusive Erwachsenenbildung mit die-
sen Personen setzt Teilnehmer ohne 
Behinderung voraus, die einen Zugang 
zu den Qualitäten solcher basalen 
Alltagsaktivitäten haben und diese 
nicht nur wahrnehmen, sondern das 
Bedürfnis und das Interesse haben, sie 
in Begegnung und Verständigung mit 
Menschen mit schwerer und mehrfa-
cher Behinderung weiter zu entwickeln.
Hiermit wird eine Grenze inklusiver 
Erwachsenenbildung markiert, die (vor-

-
chenden Bedürfnissen und Interessen 
»nichtbehinderter« Teilnehmer gesetzt 
wird. Es handelt sich hierbei also kei-
nesfalls um eine absolute, sondern 
allenfalls um eine relative, also prinzipi-
ell verschiebbare Grenze der Inklusion. 

Dänische »Eigenkultur«

Eine ganz anders gelagerte Grenze der 
Inklusion wird aus Dänemark unter dem 
Stichwort »Eigenkultur« berichtet (vgl. 
Wolf 2008; Merz 2004). Dort wurde 

sogenannte Normalisierungsprinzip ent-
wickelt und sozialpolitisch umgesetzt, 
das für Menschen mit Behinderungen 
»ein Leben so normal wie möglich« 
vorsieht. D.h., nicht die Menschen mit 
Behinderungen sollten »normalisiert« 
werden, sondern deren Lebensbedin-
gungen. Den Menschen mit geistiger 

Behinderung wurden die in der Gesell-
schaft vorherrschenden Lebensmuster 
und alltäglichen Bedingungen zugäng-
lich gemacht. Insbesondere durch 
sozialpolitische Reformen wurden 
1980 bereits die Voraussetzungen für 
gemeindenahe Wohn- und Arbeitsmög-
lichkeiten und weitgehende Integration 
geschaffen (vgl. Merz 2004). Erwach-
senenbildung hat sich für Menschen 
mit geistiger Behinderung bereits mit 
dem dänischen Freizeitgesetz von 
1968 durchgesetzt und kontinuierlich 
ausgebildet. Doch konstatiert Merz im 
Blick auf diese Erwachsenenbildung 
folgendes Paradox: »Seit dem Norma-
lisierungsprinzip war die Integration 
dieser Menschen [mit geistiger Behin-
derung, K.-E. A.] in allen Lebensberei-
chen Programm. Darum wären auch auf 
dem Gebiet der Erwachsenenbildung 
für diese Gruppe integrative Angebote 
zu erwarten. Die in Dänemark anzu-
treffenden Bildungsmöglichkeiten sind 
demgegenüber aber fast ausschließlich 
segregative Programme« (Merz 2004, 
S. 325). 
Insbesondere Erwachsenenspezialschu-
len sind anzutreffen, die auf der Basis 
des Gesetzes über Spezialunterricht für 
Erwachsene von 1980 entstanden sind. 
Hier wird »Spezialunterricht« mit dem 
Ziel erteilt, Folgen einer Behinderung 
zu kompensieren. Im Blick auf geistige 
Behinderung zielt der kompensierende 
Spezialunterricht auf eigenständige 
Lebensführung, Selbstbestimmung und 
aktive Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft ab. 
Wie kam es zu dieser in sich gegenläu-

und übersetzt nach: Wolf 2008, S. 78):

»Die Integration war für viele ein Riesenplus, 
aber es lagen wohl doch einige Werte in der 
Segregation, die wir – die Professionellen – 
in der Eile vergessen haben, u.a. der Wert, 
mit Seinesgleichen zusammen zu sein«. 

Wolf weist darauf hin, dass in Däne-
mark Integration realisiert worden 
war, bevor die Gesellschaft bereit war, 
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Menschen mit Behinderung als Partner 
anzuerkennen. »Vergessen worden war 
die Bedeutung gewachsener Netz-
werke: Menschen mit geistiger Behinde-
rung hatten die zentralen Institutionen 
mit einem großen Einzugsgebiet ver-
lassen und waren in eigene Wohnun-
gen jeweils in ihrer Heimatgemeinde 
angesiedelt worden« (Wolf 2008, S. 
78). Sie waren plötzlich weit voneinan-
der entfernt, ohne Treffpunkte, ohne 
Möglichkeit, miteinander Wünsche und 
Forderungen zu formulieren.
Hier setzt das dänische Konzept der 
»Eigenkultur« ein: In der Praxis entstan-
den Treffpunkte und Projekte, in denen 
gemeinsame Aktivitäten entwickelt und 
ausgeführt wurden mit dem Ziel, sich 
auszutauschen und Solidarität zu erfah-
ren (vgl. Wolf 2008, S. 80). In diesem 
Zusammenhang wurde bezogen auf 
die erste Integrationsgeneration eine 
besondere »Gedankengemeinschaft« 
(ebd.) konstatiert, die letztlich identi-
tätsstiftend wirke. In diesem Kontext 
haben sich Initiativen gebildet, in denen 
Menschen mit geistiger Behinderung 
unter sich sind und sich gemeinsam 
mit selbst gewählten Themen und ihrer 
Identität auseinandersetzen. »Eigenkul-
tur meint also, unter sich sein zu dürfen 
und gleichzeitig am Leben der Gesell-
schaft teilzunehmen« (ebd., S. 82).
Hiermit wird eine zweite Grenze inklusi-
ver Erwachsenenbildung markiert, die 
durch den Mangel an Interesse aufsei-
ten der Menschen mit Behinderungen, 
bzw. basierend auf deren Bedürfnis 
nach »Eigenkultur« gesetzt wird. Es han-
delt sich auch hier keinesfalls um eine 
absolute, sondern ebenfalls um eine 
prinzipiell verschiebbare Grenze der 
Inklusion. 

Im Fazit bedeutet dies, dass in der 
Inklusion auch weiterhin Exklusivität 
existiert, »z.B. in separaten Kursen für 
Menschen mit Behinderung zu The-
menbereichen wie Selbstbestimmung 
oder Arbeitsassistenz« (ebd.) – doch 
lassen sich solche Kurse in der Regel 
innerhalb der öffentlich verantwor-
teten Bildung durchführen. Inklusive 
Erwachsenenbildung meint daher eine 

»normalisierte Teilhabe am regulären 
Programm der allgemeinen Erwachse-
nenbildungseinrichtungen« (ebd.).
Dies bedeutet keine Einschränkung 
von Inklusion. Vielmehr handelt es sich 
hierbei primär um eine zielgruppenori-
entierte Form organisierter Erwachse-
nenbildung.
Insgesamt wird an diesen Beispielen 
deutlich, dass einerseits die Grenzen 
inklusiver Erwachsenenbildung weniger 
im Nicht-Können behinderter Menschen 
liegen als vielmehr in den Interessen 
und Einstellungen der Teilnehmenden – 
mit und ohne Behinderungen. Anderer-
seits ist gegenüber dem politisch unab-
dingbaren Anspruch auf Unteilbarkeit 
von Inklusion an dem heil- und sonder-
pädagogischen Anspruch auf Bildung 
und Anerkennung der – wie immer 

– Subjekte festzuhalten und davon 
auszugehen, dass in der Inklusion auch 
Exklusivität »aufgehoben« werden soll.
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»damago hat viel gelernt, und es war 
für alle Beteiligten etwas besonders 
Positives«. So bilanziert Birgit Schö-
nerstedt, Seminarkoordinatorin bei der 
damago gmbh in Berlin, den Abschluss 
der deutschlandweit ersten gebär-
densprachbasierten Weiterbildung 
zum IT-Administrator für Gehörlose. 

IT-Semina ren und -Schulungen, hat 
damit Neuland betreten. Obwohl bisher 
ausschließlich als »normaler« Weiter-
bildungsanbieter für Menschen ohne 
Handicap und ohne speziellen sonder-
pädagogischen Hintergrund am Markt, 
entschloss man sich, eine IT-Schulung 
für Gehörlose anzubieten. Anlass 
waren eine private Begegnung eines 
Geschäftsführers mit Gehörlosen und 
die Erkenntnis, dass es im IT-Bereich 
nur wenige Gehörlose gibt, obwohl 
sowohl im öffentlichen als auch im pri-
vaten Bereich offene Stellen vorhanden 
sind. Grund hierfür ist das niedrige Qua-

mit der Gesellschaft für barrierefreie 
Kommunikation (GEBKOM signs) wurde 
deshalb eine Weiterbildung erarbeitet, 
die mit Hilfe von Gebärdendolmet-
schern Gehörlosen gleiche Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt einräumen und somit 
zur Integration beitragen soll. Einige 
organisatorische Hindernisse mussten 
zwar überwunden werden: So war die 
Ansprache der Zielgruppe über die 
Agentur für Arbeit zäh, Finanzierungs-
fragen mussten geklärt werden, durch 
die bundesweite Ausschreibung gab es 
höhere Anforderungen an die Mobili-
tät der Teilnehmer/innen. Als hilfreich 
erwies sich die Zusammenarbeit mit 
dem Portal für Gehörlose taubenschlag.
de. Sieben Teilnehmer/innen wurden 
schließlich von den damago-Kursleitern 
geschult – mit Hilfe der üblichen Kurs-
unterlagen. Einziger grundlegender 
didaktischer Unterschied war, dass 
mehr visuelle Anteile in die Kursgestal-
tung aufgenommen wurden. Als Prob-
lem erwies sich, dass viele Gehörlose 

Gehörlose Netzwerkadministratoren
Probleme mit dem Lesen und Schrei-
ben haben und dafür mehr Zeit benö-
tigen. Standardisierte Prüfungen der 
namhaften Hersteller verlangen jedoch, 
Multiple-Choice-Aufgaben in engem 
Zeitrahmen zu lösen. damago schaffte 
es, in vielen Fällen einen »Zeitaufschub« 
zu erhalten. Alle Teilnehmer/innen 
haben so den Abschluss geschafft. 
Begeistert sind nicht nur sie, sondern 
auch die damago-Mitarbeiter/innen, 
die sich von der großen Motivation und 
Begeisterungsfähigkeit der Gehörlosen 
haben anstecken lassen. Die Erfolgs-

durchgeführt, aber bereits jetzt haben 
zwei Teilnehmer Birgit Schönerstedt 
von ihrem erfolgreichen Berufseinstieg 
berichtet. Und eine weitere Ausbildung 
ist schon im Angebot: Ab Mai können 

-
gehelfer ausbilden lassen, ebenfalls ein 
Arbeitsbereich mit guten Berufsaus-
sichten.            DIE/BP

www.damago.de

Fortbildung inklusiv
Verschiedene Bildungsanbieter bilden Erwachsenenpädagogen weiter, die Kurse für 
Menschen mit Behinderung betreuen. DIE hat eine kleine Auswahl zusammengetragen:

Die »biv – Akademie für integrative 
Bildung« aus Wien ist ein gemeinnüt-
ziger Verein, der die Integration von 
Menschen mit Behinderung durch 
Bildungsveranstaltungen, Informa-
tion und Beratung fördert. Ein breites 
berufsbegleitendes Seminarprogramm 
richtet sich auch an Kursleiter/innen der 
Erwachsenenbildung. »biv integrativ« 
möchte Einrichtungen der allgemeinen 
Erwachsenenbildung ermutigen, mit 
ihren Angeboten verstärkt Menschen 
mit Behinderung anzusprechen. Zudem 
wird die integrative Seminarreihe »Mit-
einander lernen, voneinander lernen« für 
Menschen mit und ohne Behinderung 
angeboten, die Begegnung und Aus-
einandersetzung mit unterschiedlichen 
Sicht- und Lebensweisen möglich macht.

 www.biv-integrativ.at

Zusammenstellung: DIE/BP

Ein »Klassiker« ist die Fortbildung »Fach - 
pädagoge/in für Erwachsenenbildung 
mit Menschen mit geistiger Behinde-
rung«, die die Gesellschaft Erwachsenen-
bildung und Behinderung e.V. anbietet. 
Diese wird im Moment auf Inklusions-
Anforderungen hin überarbeitet und ab 
2012/13 wieder angeboten. Eine ähnlich 
betitelte Lehrgangsreihe bietet die Bun-
desvereinigung und der Landesverband 
Rheinland-Pfalz der Lebenshilfe für Men-
schen mit geistiger Behinderung e.V.: Sie 

Lehrgang dazu, Bildungsveranstaltungen 
für Menschen mit Behinderung sowie 
integrative Veranstaltungen eigenstän-
dig zu entwickeln und durchzuführen. 
Dabei ist das Grundprinzip, dass sich 
Erwachsenenbildung für Menschen mit 
geistiger Behinderung nicht grundsätz-

-
lemlagen von der allgemeinen Erwachse-
nenbildung unterscheidet.

www.lebenshilfe.de

Ein Pilotprojekt der Katholischen 
Erwachsenenbildung (KEB) im Bistum 
Regensburg in Kooperation mit Lebens-

e.V. hat das Ziel, professioneller Bio-
graphiearbeit in der Bildung von Men-
schen mit Behinderung mehr Gewicht 
zu verleihen. Die Fortbildungsreihe »Bio-
graphiearbeit mit Menschen mit Han-
dicap – Lebensgeschichten erinnern, 
verstehen, begreifbar gestalten« will 
durch die Auseinandersetzung mit der 
Biographie eine stärkere Berücksichti-
gung von Bedürfnissen, Interessen und 
Wünschen von benachteiligten Men-
schen erreichen und versuchen, diese in 
den Alltag zu übertragen und behinderte 
Menschen stärker in das soziale Leben 
einzubeziehen.

www.lebensmutig.de
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Die Straßen sind glatt vom wenigen 
Schnee, der gestern gefallen ist. Trotz-
dem will Kirsten, dass der Leseklub 
heute Abend nicht in ihrem Wohnheim, 

wie sonst freitags. Sie nimmt es in 
Kauf, auch unter erschwerten Bedin-
gungen mit dem E-Rolli zu kommen, 
denn zu einer Leseklubstunde gehört 
es, dass sie im öffentlichen Raum statt-

sich Menschen mit unterschiedlich 
schweren Beeinträchtigungen treffen, 
um gemeinsam ein Buch zu lesen. 
Unterstützt werden sie von ehrenamt-
lichen Moderatorinnen. Heute ist es 
Flory, eine ehemalige Lehrerin. Außer 

dass man kaum glauben 
mag, dass sie es erst mit 

Sie lesen Löcher von Louis 
Sachar, kein Buch in Leich-
ter Sprache. Am meisten 

immer Überfälle macht«, die 
Figur Katherine Barlow, die 
im Verlaufe des Buches eine 
Karriere von der Lehrerin 
zur Gangsterbraut macht. 
Es wird abwechselnd vor-
gelesen, so lange man mag 
oder bis es eine Unklarheit 
im Text zu klären gilt. Kirsten 
unterbricht ihren Lesevor-
trag für einen belustigten 

Sachen schön: das Selber-
Lesen und das Drüber-
Reden«. Für sie ist das Lesen 
anstrengend, und es strapaziert auch 

die gerne auf, aber früher hat es mal 
einen Eklat gegeben: Kirsten erzählt, 
dass ein Mann keine Rücksicht auf ihr 
Lesetempo nehmen mochte. Der Streit 
spitzte sich zu einem »Entweder gehst 
du oder ich« zu, und nach Rücksprache 
mit den Moderatoren zog der Mann den 

Kürzeren. »Das konnte ich mir nicht bie-
ten lassen«, empört sich Kirsten auch 

Das Erlebnis sitzt tief und prägt ihre 
Haltung zu der Frage, ob es der Klub 
begrüße, wenn mehr Leute mitläsen, 
denen Lesen leicht fällt: prinzipiell ja, 
aber »wer nicht zu diesem Kreis [der 
Lesebeeinträchtigten, P.B.] gehört, der 
kann sich das ja nicht vorstellen«. 
Der Bonner LEA-Leseklub ist einer von 
bislang zehn seiner Art in Deutschland 
(Stand Ende 2011). Weitere 15 Klubs 
sind im Entstehen, unterstützt von 
einem Leseklub-Büro mit zwei Haupt-
amtlichen, seit die Aktion Mensch das 
Projekt fördert. 
»Ziel der LEA Leseklubs® ist es, 
Menschen mit geistiger Behinderung 
vielfältige literarische Erfahrungen zu 

ermöglichen, ihnen … einen Raum zum 
Lesen zu bieten, in dem auf ihre indivi-
duellen Bedürfnisse eingegangen wird. 
Die Lust am gemeinsamen Lesen steht 

mit Druck verbundene Lesenlernen« 
(Fornefeld/Groß-Kunkel 2011, S. 68). 
Die Idee geht zurück auf Tom Fish von 
der Ohio State University und wurde 

von Anke Groß-Kunkel (Universität Köln) 
nach Deutschland importiert. Am Lehr-
stuhl von Barbara Fornefeld erfolgte 
die konzeptionelle Weiterentwicklung 
als Verknüpfung der drei Komponenten 
Literacy, soziale Teilhabe und Gemein-
deintegration (vgl. ebd.).
Das Inklusive des Formats liegt mehr 
in der selbstbewussten Darstellung der 
Teilnehmenden in der Öffentlichkeit als 
in der Struktur der Lerngruppe. Man prä-
sentiert sich als Kultur-Teilhabende und 
schafft so »ein Bewusstsein dafür, dass 
dieser Personenkreis am Lesen interes-
siert ist« (ebd., S. 70). 

dass man sie anstarrt. Meist begegnet 
man ihnen mit freundlicher Akzeptanz. 
Für sie war es neu, dass an bestimmten 
Orten Regeln gelten, z.B. dass erwartet 
wird, in einer Kneipe etwas zu bestellen. 
Die beiden schätzen am Leseklub, dass 

dass »zusammen lesen bes-
ser ist als alleine«. Zu Hause 
ist es ihr zu anstrengend, ein 
Buch alleine zu lesen. Deshalb 
liest sie dort mit ihrem Vater. 
Ihr Allein-Lesen im Alltag 
beschränkt sich auf Plakate in 
der Stadt oder Nachrichten im 
U-Bahn-TV. 
Die Musik und die Nebengeräu-
sche im Bistro sind störender 
geworden. Richtig weit ist die 
Gruppe an diesem Freitag 
nicht gekommen. Und am Ende 
halten alle fest: »Heute hat 
man sich nicht gut gehört«. Es 
ist nicht leicht, im öffentlichen 
Raum ideale Lern- und Lese-
bedingungen anzutreffen. Auf 
Kirsten wartet der Nachhau-
seweg mit dem E-Rolli, »zu Fuß 

fahrend«, wie sie sagt.
DIE/PB
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Haus in Essen das vom Europäischen 
Sozialfond sowie dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales geförderte 
Projekt »Bildungsprozessmanagement 
für Mitarbeiter mit Leitungsverantwor-
tung in einer Behinderteneinrichtung« 
im Programm »rückenwind – für die 
Beschäftigten in der Sozialwirtschaft« 
durchgeführt. Das Franz Sales Haus 
und die mit ihm verbundenen Unter-
nehmen sind Träger von Einrichtungen 
mit über 1.600 Plätzen für überwie-
gend geistig und seelisch behinderte 
Menschen aller Altersstufen und 
Behinderungsgrade. Außerdem gehö-
ren zum Verbund der Integrations-
betrieb »in time« gGmbH, die Franz 
Sales Schule gGmbH für die Aus- und 
Weiterbildung von Mitarbeitenden in 
der Behindertenhilfe, die Sportgemein-

die Franz Sales Förderschule. Von 
den fast 1.000 Mitarbeitenden ist der 
größte Teil in den verschiedenen Ein-
richtungen des stationären Wohnens, 
im ambulant betreuten Wohnen oder 

Erfahrungen aus dem Franz Sales Haus in Essen

KOMPETENZERFASSUNG 
FÜR MITARBEITENDE IN DER 

BEHINDERTENARBEIT
Anne Strauch /Karin C. Deimel

in den vier Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen beschäftigt.

Es ist das Ziel des Projektes, die spezi-
-

platzes aus den tatsächlich vorhande-
nen Kompetenzen der Mitarbeitenden 
abzuleiten. So soll Leitungskräften 
der Entwicklungs- und Bildungsbedarf 
zum Zwecke eines effektiven Bildungs-
prozessmanagements transparent 
gemacht und strategische Personalent-
wicklung ermöglicht werden.

Hierbei waren die Besonderheiten 
einer Einrichtung der Behindertenhilfe 
zu berücksichtigen. So mussten einer-
seits politische und gesellschaftliche 
Vorgaben und Entwicklungen, wel-
che die Rahmenbedingungen in der 

berücksichtigt werden. Andererseits 
stehen die individuellen Bedürfnisse 
der Menschen mit Behinderungen, ins-
besondere der Wunsch nach Teilhabe 
und Selbstbestimmung, im Zentrum der 
Arbeit und der Kompetenzanforderun-
gen der Mitarbeitenden.

In diesem Tätigkeitsfeld ist die Einstel-
lung zum Menschen mit Behinderung 
und damit zur Arbeit von großer Bedeu-
tung. Phänomene wie »innere Kündi-
gung« oder »Präsentismus« haben eine 
deutliche Auswirkung auf die zu betreu-
enden Menschen, so dass die vielleicht 
als schwierig empfundene Arbeit eher 

Wie in vielen Organisationen steht auch in den Einrichtungen der Behin-
dertenarbeit die Personalentwicklung vor der Aufgabe, die Kompetenzen 
des Personals zielgerichtet zu entwickeln. Ein Kompetenzerfassungs-
system gilt als Voraussetzung für die Ableitung passender Bildungsmaß-
nahmen. Wenngleich die Implementierung eines Kompetenzerfassungs-
systems in die Praxis einer immer gleichen Logik folgen sollte, bedarf es 
doch einer genauen Anpassung an den jeweiligen Kontext. Die Autorin-
nen gehen am Beispiel des Franz Sales Hauses der Frage nach, welche 
Besonderheiten in einer Einrichtung der Behindertenarbeit zu beachten 
sind. 

Klärung des 
Kompetenz-

Verständnisses/
Führungskraft als 

Multiplikator

Clustern von Kompetenzbegriffen im 
Rahmen von Führungskräfteworkshops 

unter wissenschaftlicher Begleitung/
Erarbeitung der Skala zur 

Kompetenzbewertung/Orientierung 
an zukünftigen Anforderungen in der 

Behindertenarbeit

Laufende Informationen an alle Mitarbeitenden durch das Projektteam/Teamsitzungen 

am Arbeitsplatz und Sammlung von Kompetenzbegriffen

Entwicklung/Einführung eines 
geeigneten EDV-Systems zur 

Kompetenzdokumentation und 
Kompetenzausweisung

Vorbereitung auf die 
Kompetenzerfassung 
(Gesprächstrainings)

Schulungen zu 
Maßnahmen der 

Personalentwicklung 
im Franz Sales Haus

Schulung aller Leitungskräfte

Einbindung aller Mitarbeitenden und der Mitarbeitervertretung (MAV)

Entwicklung eines geeigneten Kompetenzmodells,
Kompetenzbewertungs- und Dokumentationssystems

Abb. 1: Implementierung eines Kompetenzerfassungssystems
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noch schwieriger wird, wenn demoti-
vierte Mitarbeitende keine Unterstüt-
zung erhalten. Neben klassischen 
Weiterbildungsangeboten ist daher vor 

und der daraus resultierenden Arbeits-
weise eine bedeutende Maßnahme der 
Personalentwicklung in einer Einrich-
tung der Behindertenhilfe.

Im Projekt war es die Aufgabe der 
wissenschaftlichen Begleitung, die 
durch das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung geleistet wurde, das 
Franz Sales Haus bei der Einführung 
eines Kompetenzerfassungssystems 
zu unterstützen. Dieses musste die 

-
alen Einrichtung der Behindertenhilfe 
adäquat berücksichtigen. 

Einbindung der Mitarbeitenden 
entscheidend

In der Projektpraxis erfolgte die Zusam-
menarbeit der wissenschaftlichen 
Begleitung mit der Personalentwick-
lung des Franz Sales Hauses so, dass 
zuerst der theoretische Rahmen der 
Implementierung eines Kompetenz-

erfassungssystems vorgestellt und 
jeder einzelne Prozessschritt geplant 
wurde (Abb. 1). Über alle Prozess-
schritte hinweg spielte die Einbindung 
der Mitarbeitenden eine besondere 
Rolle. Kern der Zusammenarbeit und 
gleichzeitig Fundament für die Kompe-
tenzerfassung stellte die Entwicklung 

-
petenzmodells unter Berücksichtigung 
der relevanten zu erfassenden Kompe-
tenzen dar. 

Zu diesem Zweck wurde zunächst 
gesammelt, welches die konkret benö-
tigten Tätigkeiten und die hierfür benö-
tigten Kompetenzen im Franz Sales 
Haus sind. Hierzu wurden alle Mitar-
beitenden befragt. Um wirklich alle 
relevanten Kompetenzen in den Blick 
nehmen zu können, wurden zudem 
mehrere Führungskräfte-Workshops 

Kompetenzsammlungen abteilungsweit 
angeleitet sowie Gruppen- und Ein-
zelgespräche geführt. Aus einer Liste 
aller anfallenden Tätigkeiten wurden 
anschließend Kompetenzen abgelei-
tet und beschrieben. Diese Liste der 
Einzelkompetenzen wurde in den ein-
zelnen Arbeitsbereichen um tätigkeits-

ergänzt. Hierbei war es wichtig, nah 
am Arbeitsalltag einer Behindertenein-
richtung zu bleiben. So spielte bspw. in 
den Werkstätten und im Integrations-
betrieb »in time« neben pädagogischen 

Gewerbe, Kundenorientierung und 
Akquise eine Rolle. Im Wohnbereich 
galt es, Kompetenzen der Mitarbeiten-

erfassen. Nicht weniger wichtig war es, 
bei den Senioren das Thema »Demenz« 
abzudecken. Zudem waren der interne 
Versorgungsbereich (Küche, Gelände 
etc.) und der Handwerksbetrieb ebenso 
zu erfassen wie die klassische Verwal-
tung. 

Organisation, Emotion, Innovation 
als übergeordnete Kategorien

Im Ergebnis entstand im Franz Sales 

Kompetenzmodell, das die übergeord-
neten Kompetenzen aufgreift und die 
Kategorien »Organisation«, »Emotion« 
und »Innovation« umfasste. Die fach-
lichen Kompetenzen wurden im Franz 
Sales Haus gesondert aufgeführt und 

»Organisation« konnten die Kompe-
tenzen »Zeitmanagement«, »Arbeits-
organisation und Zusammenarbeit«, 
»Vernetzungskompetenz« und »Prob-
lemlösefähigkeit« geclustert werden. In 
den Bereich »Emotion« fallen die Kom-

Kompetenz« und »Kommunikations-
fähigkeit«. Der Bereich »Innovation« 
umfasst die »Innovationskompetenz« 
(Abb. 2).

Da in der Behindertenarbeit die Team-
fähigkeit eine besondere Rolle spielt, 
bestand hinsichtlich der Kompetenzbe-
wertung die Anforderung, Kompetenzen 
abbilden zu können im Sinne von stark 
ausgeprägten »Stärkenkompetenzen« 
einzelner Mitarbeitender sowie weniger 
ausgeprägten oder zukünftig zu ent-
wickelnden Kompetenzen. Bestimmte 
Fähigkeiten müssen nicht alle Team-

Abb. 2: Kompetenzmodell

Organisation

Innovation

Emotion

Innovationskompetenz
– Offenheit

– Mit Weitblick handeln
– Aktives Lernen

– Initiative ergreifen

Zeitmanagement
– Pünktlichkeit/Zuverlässigkeit

– Handlungsfähig 
in Stresssituationen
– Prioritäten setzen

– Konzentrationsfähigkeit
– Eigeninitiative
– Vollständigkeit

– Ausdauer

Arbeitsorganisation 
und Zusammenarbeit

– Entscheidungsfähigkeit
– Prozesssteuerung 
– Zusammenarbeit

– Abstimmungsbereitschaft
– Verantwortlichkeit

– Beachtung interner Richtlinien

– Selbst- und 
Fremdwahrnehmung

– Kritikfähigkeit
– Veränderungsbereitschaft

– Zielorientierte Gesprächsführung
– Wertschätzung/Respekt
– Klarheit/Verständlichkeit

– Kontaktfähigkeit
– Offenheit

– Umgang mit Informationen/
Verschwiegenheit

Soziale Kompetenz
– Umgang mit Menschen

– Freundlichkeit/Hilfsbereit-
schaft/Aufgeschlossenheit

– Authentizität
– Empathie

– Teamfähigkeit
– Engagement/

Motivationsfähigkeit

Vernetzungskompetenz
– Absprachen

– FSH-Strukturen kennen
– Interne Vernetzung der FSH-

Unternehmensbereiche
– Bereichsübergreifendes 

Denken

– Analytisches Denken

– Strategisches Handeln (KVP)
– Nachhaltigkeit

– Lösungs-/ergebnis -
orientiertes Denken

– Kreativität
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mitglieder in gleicher Ausprägung 
beherrschen, allerdings müssen viele 
unterschiedliche Fähigkeiten innerhalb 
eines Teams vorgehalten werden, was 
jeweils im SOLL pro Team festgelegt 
werden muss.

Im Franz Sales Haus entschied 
man sich dementsprechend für eine 

durch eine zusätzliche 0-Variante 
ergänzt (trifft nicht zu). Dabei steht 
die »0=trifft nicht zu« für nicht mess-
bare, bewertbare Kompetenzen (z.B. 
für Kompetenzen, die nicht in allen 
Arbeitsbereichen relevant sind) (vgl. 
North/Reinhardt 2005). Die »1« bildet 
gewissermaßen den gering ausge-
prägten Pol ab, die »4« repräsentiert 
den Pluspol innerhalb des jeweiligen 
Merkmalsbereichs. Bei vier gut vonei-
nander zu trennenden Hauptmerkma-
len stellt diese Skalierung keine Über-
forderung der Beurteilenden dar, sie 
bietet aber ein Optimum an Differen-
zierung für die gezeigten Leistungen. 

folgt skaliert (bewertet): 1=Einsteiger; 
2=Kenner; 3=Könner und 4=Experte. 
Zusätzliche gibt es eine Option 
»konnte nicht erfasst werden«.

Was die Dokumentation der erfass-
ten und bewerteten Kompetenzen 
betrifft, so wurde im Praxisbeispiel 
im Franz Sales Haus eine dem vorher 
festgelegten Ziel entsprechende Kom-
petenzdokumentation gewählt: Sie 
sollte zum einen die Ergebnisse der 
Kompetenzerfassung für das strate-
gische Bildungsprozessmanagement 
transparent machen, Aufschluss über 
zu entwickelnde Kompetenzen geben, 

-
tenden oder ganzer Arbeitsteams sicht-
bar machen (vgl. Kaufhold 2006; North 
2003). Zum anderen sollte den Mitar-
beitenden selbst die Möglichkeit einer 
Standortbestimmung gegeben werden. 
So konnte ein SOLL-IST-Abgleich der 
vorhandenen Kompetenzen erfolgen, 
und es wurde für das nachfolgende Bil-

-
xion hinsichtlich folgender Fragen mög-

lich: Wo liegen Stärken? Wo besteht 
Entwicklungsbedarf? In welchem Kom-
petenzbereich sollen zusätzliche Kom-
petenzen entwickelt werden? 
Die Kompetenzdokumentation ersetzt 
jedoch kein Fördergespräch, sondern 
kann vielmehr als Unterstützungsin-
strument für das Förder-/Mitarbeiter-
gespräch verstanden werden. Anhand 
einer Visualisierung kann ein detail-

einzelne Kompetenzen hinterfragt 
und erörtert sowie Maßnahmen fest-
gelegt werden (vgl. North 2003). Mit 
dem Instrument der Kompetenzmatrix 
kann unter anderem der Weiterbil-
dungsbedarf von Mitarbeitenden, der 
sich aus der Kompetenzerfassung 
ergibt, ermittelt und festgehalten 
werden. Die einzelnen Kompetenzen 
können in ihren Ausprägungen als 
IST-Kompetenz eingegeben und mit 
Bemerkungen hinterlegt werden. Eine 
zusätzliche Spalte für Anmerkungen 
bietet die Möglichkeit, Unterschiede 
in der Selbst- und Fremdbewertung 
zu dokumentieren und den Konso-
lidierungsprozess zu beschreiben. 
Eine weitere Spalte ermöglicht Kom-
mentare hinsichtlich einzuleitender 

Kompetenzentwicklungs- bzw. Weiter-
bildungsmaßnahmen (Abb. 3).

Fazit und Ausblick 

Soziale Einrichtungen und speziell Ein-
richtungen der Behindertenhilfe stehen, 
bedingt durch Arbeitskräftemangel 

-
kräfte zu gewinnen und zu entwickeln. 
Der Prozess des Umdenkens von der 
Input- zur Outputorientierung ist gerade 
in diesem Bereich von Bedeutung, 

eine große Rolle, die sich oft nur infor-
mell oder non-formal im Prozess der 
Arbeit erwerben lassen. Der Umgang 
mit Menschen mit geistiger oder see-
lischer Behinderung ist stark geprägt 
durch das Menschenbild des Mitarbei-
tenden, seine innere Einstellung und 
seine Akzeptanz. Dadurch können sich 
Mitarbeitende mit vergleichbarer Aus- 
und Fortbildung äußerst stark in ihrer 
sozialen Kompetenz unterscheiden. Die 
Anforderungsbewältigung im Bereich 
der Behindertenhilfe setzt somit somit 

Abb. 3 Kompetenzmatrix
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vielmehr gelten bestimmte Kompeten-
zen als erforderlich für die erfolgreiche 
Arbeit. Hierbei spielt vor allem die 
soziale Kompetenz als eng mit Per-
sönlichkeit und Erfahrung verbundene 
Kompetenz eine Rolle. Nicht minder 
wichtig ist die personale Kompetenz/
Selbstkompetenz, die eine Fähigkeit 
darstellt, selbst verantwortlich und 
motiviert zu handeln und seine eigenen 
Fähigkeiten und Stärken zu kennen. 

-
keit« gibt dies wieder. Sie wurde bei der 
Befragung der Mitarbeitenden zu den 
Kernkompetenzen in einer Einrichtung 
der Behindertenhilfe – und speziell im 
Franz Sales Haus – neben »Flexibilität« 

Die in diesem Beitrag beschriebenen 
verschiedenen Prozessschritte können 
auch als Umsetzungshilfe für andere 
Praxiskontexte dienlich sein. Darüber 
hinaus können aus der Praxiserfahrung 
heraus weitere Handlungsempfehlun-
gen gegeben werden:

-
zeption sollte eingeplant werden.

hinsichtlich der Einführung eines sol-
chen Systems sensibilisiert werden.

Systems auf der Seite der betroffe-
nen Mitarbeitenden ist die Partizi-
pation über alle Hierarchieebenen 
hinweg bei den jeweiligen Entwick-
lungsschritten zu ermöglichen.

Schulungsphase der Führungskräfte 
im Umgang mit dem System ist ein-
zuplanen.

wie möglich zu halten.
-

kenorientiert eingesetzt werden.

Auf der einen Seite muss zwecks einfa-
cher Handhabbarkeit eine Einheitlich-
keit des Systems sichergestellt sein, 
auf der anderen Seite muss den unter-
schiedlichen Tätigkeitsbereichen der 
Einrichtung Rechnung getragen werden. 
Im Franz Sales Haus wurde die Heraus-
forderung dadurch gelöst, dass drei der 

vier Kompetenzkategorien übergeord-
net für alle Arbeitsbereiche festgelegt 
wurden (Organisation, Emotion und 
Innovation). Die Kategorie Fachkompe-

-
schen Arbeitsbereiche angepasst.

Das im vorgestellten Beispiel einge-
führte Kompetenzerfassungssystem 
kann in seiner Struktur übernommen 
und auf andere Kontexte (vor allem im 
sozialen Bereich) übertragen werden. 
Für Einrichtungen im Bereich der Behin-
dertenarbeit könnte das System zudem 
inhaltliche Relevanz besitzen, da spe-
ziell die sich verändernden zukünftigen 
Anforderungen in der Behindertenarbeit 
beleuchtet und recherchiert wurden. 

Bezogen auf die Kompetenzforschung 
besteht jedoch noch Forschungsbedarf 
hinsichtlich der Ableitung geeigneter 
Bildungsmaßnahmen aus dem Kompe-
tenzerfassungsergebnis. Im Rahmen 
der Bildungsmaßnahmen, die sich aus 
dem Abgleich der zukünftigen Anfor-
derungen in der Behindertenarbeit mit 
den Kompetenzen der Mitarbeitenden 
und der darauffolgenden Bildungsbe-
darfsanalyse ergeben, sollte nicht nur 
auf klassische Schulungen gesetzt wer-
den. Da in Zeiten eines hohen Arbeits-
aufkommens ein wichtiger Aspekt die 
arbeitsalltagsnahe Einsetzbarkeit ist, 
wird der Fokus auch auf arbeitsalltags-
naher Personalentwicklung liegen. Dem 
»Lernen am Arbeitsplatz« kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu. Dazu 

Tätigkeiten auf Teamebene, Coaching, 

Hier gilt es, Lernwirksamkeitsforschung 
zu betreiben, um den Prozess für die 
Praxis weiter optimieren zu können. 
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Abstract
Der Beitrag beschreibt die Heraus-
forderungen bei der Implementierung 
eines Kompetenzerfassungssystems 
im Franz Sales Haus in Essen, einer 
sozialen Einrichtung der Behinder-
tenhilfe. Die Autorinnen zeigen, wie 
Kompetenzen der Mitarbeitenden 
in einer sozialen Einrichtung erfasst 
werden können, um sie mit künftigem 
Bedarf abzugleichen und als Basis 
für ein effektives Bildungsprozessma-
nagement zu nutzen. Die Erfahrungen 
aus der Praxis gehen sowohl auf die 
Besonderheiten der Behindertenhilfe 
ein, liefern darüber hinaus aber auch 
Erkenntnisgewinn für die allgemeine 
Kompetenzforschung.
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Karin Deimel leitet das ESF-Projekt im Franz 
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Leserbrief

Betr.: Sprachvermittlung in der Verant-
wortung der Volkshochschulen. In: DIE, 

Sie sind schon nicht ganz unbedeu-
tend, die Volkshochschulen, aber 

Ausbildung für Sprachenlehrer/innen 
in der Erwachsenenbildung haben sie 
noch immer nicht annähernd erreicht, 
ihre native speakers sind didaktisch 
unterbelichtet, weil sie »nicht immer 
den Unterricht in Deutschland durch-
laufen haben und dann keinen tieferen 
Einblick in schulische Lern- und Lehr-
methoden haben können« (S. 43), und 
überhaupt fehlt den Volkshochschulen 
die Lernerorientierung schon bei den 
Ankündigungstexten in den Programm-
heften. So kann man sich die eigene 
Realität auch konstruieren, nämlich 
durch radikale Verallgemeinerung 
individueller Wahrnehmung und durch 
souveräne Ignoranz aller Ressourcen-
knappheiten. Der Vorteil dieser Kon-
struktion ist, dass man sich viel leichter 
tut, zu kritisieren. Zwischen den Volks-
hochschulen und der Erwachsenenbil-
dung im Übrigen oder zwischen (örtlich 
bedingten) unterschiedlichen Entwick-
lungsniveaus von Volkshochschulen zu 
differenzieren, macht demgegenüber 
Mühe. Also haben alle Kirschen Wür-
mer. 

Noch bequemer, um nicht zu sagen: 
wohlfeiler, ist die Kritik, dass die 
Volkshochschulen bislang noch keine 
idealen Zustände geschaffen haben, 
um die europäisch gewünschte Mehr-
sprachigkeit in Alltag und Unterricht 
zu realisieren. Schließlich sind doch 
die Volkshochschulen und ihre Kurslei-
tenden bekanntermaßen die einzigen 
auf dieser Welt, die über unbegrenzt 
viel Zeit und Geld verfügen, selbstver-
ständlich auch für Fortbildungen. Aber 
im Ernst: Die von Raasch aufgeführten 
Aspekte einer Modernisierung des 

Fremdsprachenunterrichts für Erwach-
-

prinzipien des Lehrens und Lernens von 
Fremdsprachen an Volkshochschulen 
verankert: Förderung der Lernerauto-
nomie, Beachtung individueller Lern-
prozesse, Lehren lernen, Nutzung der 
neuen Medien, Sprachenlernen für 
Ältere u.a. –  auf diese Forderungen 
reagieren die Volkshochschulen von 
jeher mit einem ausdifferenzierten 
Kursangebot. Der Gemeinsame Europä-
ische Referenzrahmen dient dabei nicht 

der sprachlichen Kompetenzniveaus in 
den Ausschreibungstexten der Volks-
hochschulen. Daneben wird inhaltlich 
die Umsetzung der didaktischen und 
methodischen Implikationen des Refe-
renzrahmens im Sprachenunterricht an 
den Volkshochschulen beispielsweise 
seitens des Volkshochschulverbandes 

-
chendeckendes Angebot an Fortbil-
dungen gewährleistet. Zur Sicherung 
der Qualität des Sprachenunterrichts 
offeriert sein Fortbildungsprogramm 

im Programmbereich Sprachen Kurs-

leiterinnen und Kursleitern ein breites 
Spektrum an teils sprachenübergreifen-
den, teils einzelsprachlich angelegten 
Veranstaltungen: »Taskorientierung und 
Europäisches Sprachenportfolio«, »Pra-
xisseminar: e-Werkzeuge im Fremdspra-
chenunterricht«, »Ascoltare con facilità«, 
»Aprendizaje por tareas«, »Faisons-les 
parler – mais comment?“, »Integrating 

classroom« – um nur eine kleine Aus-
wahl an Seminarangeboten zu benen-
nen. Das hehre Ziel der Umsetzung 
von Mehrsprachigkeit im Alltag und im 
Unterricht, auf das Raasch am Ende 
seiner Ausführungen eingeht, liegt 
zugegebenermaßen immer noch im 
Reich der Utopie. Will man jedoch einen 
Ort benennen, an dem sich die Reali-
tät der Utopie annähert, so ist dieser 
Ort gerade die Volkshochschule. Hier 
treffen mehrsprachige Teilnehmende 
auf mehrsprachige Kursleitende, die 
von mehrsprachigen Fachbereichslei-
terinnen und -leitern betreut werden, 
also: gelebte Mehrsprachigkeit. 

Martina Haas und Dr. Hermann Huba, Volks-
hochschulverband Baden-Württemberg e. V. 

Schlechter Konstruktivismus –  
Erwiderung auf Albert Raasch

Erratum: Die 
Bildunterschrift 
zu diesem, in der 
Ausgabe I/2012 
abgedruckten 
Bild (zu: »Quo 
vadis Erwach-
senenbildungs-
forschung?«, 
S. 25) enthielt 
ein falsches 
Datum: Die Podi-
umsdiskussion 
der Kommission 
Erwachsenenbil-
dung in Zusammenarbeit mit der VHS 
Regensburg zum Thema »Zur Situation 
der Erwachsenenbildung in den achtziger 

schrumpfende Haushalte« fand statt am 
22. März 1982. Bei den Teilnehmern 
handelt es sich um (v.l.n.r.): P. Dreykorn 
(Direktor Bildungszentrum Nürnberg/
Vorsitzender des Bayerischen Volkshoch-

F. Pöggeler (alle Sektion Erwachsenenbil-
dung), F. Viehbacher (Oberbürgermeister 
Regensburg), G. Doerry (Sprecher der 

Erwachsenenbildung) und R. Wallerius 
(Direktor der VHS Regensburg).
Die Redaktion dankt Prof. G. Doerry für 
diese Aufklärung.
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Deutsches Institut für Erwachsenenbildung
Leibniz-Zentrum für Lebenslanges Lernen
Das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE)  
ist eine Einrichtung der Leibniz-Gemeinschaft und  
wird von Bund und Ländern gemeinsam gefördert. 
Als Serviceinstitut vermittelt es zwischen Wissenschaft 
und Praxis der Erwachsenenbildung. 
Das DIE

Erwachsenenbildung
-

dungsbezogene Forschung durch

qualitative Standards

zu Prozessen der Organisationsentwicklung
-

bildung

national und verstärkt den Wissenstransfer.
Das Institut ist ein eingetragener Verein, dem 20 Ver-
bände und Organisationen aus Wissenschaft und Pra-
xis der Weiterbildung angehören.

Unser nächster THEMENSCHWERPUNKT:

Architektur für Erwachsenenbildung
Neue Lernformen haben noch längst nicht überall die adäquaten räumlichen Antworten 
der Bildungsanbieter gefunden. Anhand aktueller Neu- und Umbau-Vorhaben von Weiter-
bildungshäusern werden Fragen nach der richtigen räumlichen Inszenierung von Lernen 
gestellt und hierzu Bildungsexperten und Architekten an einen Tisch gebracht. 

Einsendungen zu dem Themenschwerpunkt sind erwünscht. Bitte nehmen Sie hierzu 
frühzeitig Kontakt mit der Redaktion auf. Änderungen der Planung vorbehalten.

Vier Fragen an Philipp Gonon

DIE: Welche Diskussionen bewegen 
derzeit die schweizerische Erwachse-
nenbildung?
Gonon: Ähnlich wie in anderen Ländern 
besteht ein Unterschied zwischen dem 
Bekenntnis zur Bildung Erwachsener 
und deren tatsächlichen Stellung. 
Angesichts knapper Ressourcen soll die 
Weiterbildung »selbsttragend« sein, d.h. 
so weit als möglich von den »Nachfra-
gern« bezahlt werden. Das klappt meist 
nur, wenn die nachgefragte Bildung 
als Schlüssel für einen Karrieresprung 
genutzt werden kann. Oft hingegen ist 
der Bedarf an Weiterbildung unklar und 
es fehlen schlichtweg Angebote. Eine 
wenig transparente Weiterbildungs-
landschaft und die hohen persönlichen 

hier viele davon ab, sich weiterzubilden. 
Im Zentrum der Diskussion steht heute 
das Ringen um ein nationales Weiterbil-
dungsgesetz, das voraussichtlich die-

sich zwei Richtungen gegenüber: Die 
einen begrüßen, dass es endlich eine 
legale Grundlage geben wird. Die ande-
ren sehen hinsichtlich der Transparenz 
wenig Fortschritte. Skeptisch bis feind-
lich eingestellt sind einige Vertreter 
der Wirtschaft, die mit diesem Gesetz 
»Kostenfolgen« befürchten und darauf 
pochen, dass Weiterbildung »Privatsa-
che« sei. Darüber hinaus wird per Not-

Dachverbände der Weiterbildung, die 
aufgrund gesetzlicher Änderungen im 

Professor Philipp Gonon ist Inhaber des Lehrstuhls für Berufsbildung an der Universi-
tät Zürich und forscht zur international vergleichenden Bildungspolitik im Bereich der 

Mitherausgeber des »REPORT. Zeitschrift für Weiterbildungsforschung«.

Bereich Kultur vollständig weggefallen 
war, geregelt.
DIE: Welche Bedeutung kann der 
REPORT in dieser Diskussion in der 
Schweiz haben oder bekommen?
Gonon: Generell haben Fachzeit-
schriften einen schweren Stand in 
der Schweiz. Wahrscheinlich wird 
diese Zeitschrift als »zu theoretisch« 
wahrgenommen. Wer sich vertieft mit 
Fragen der Weiterbildung beschäftigen 
und auch den Horizont über die Lan-
desgrenzen hinaus ausweiten will, tut 
aber gut daran, sich diese und andere 
Zeitschriften der Erwachsenenbildung 
vorzuknöpfen.
DIE: Wird auch die DIE Zeitschrift in der 
Schweiz gelesen?
Gonon: Außer von professionellen 
Beobachtern und einigen Besuchern 
von Bildungsinstitutionen und Bibliothe-
ken wohl kaum. Das liegt nicht an der 
Qualität der Zeitschrift, sondern daran, 
dass die Education permanente, man 
könnte sie als schweizerisches Gegen-
stück zur DIE bezeichnen, einen guten 

eine starke Verbreitung hat.
DIE: Welche Themen wollen Sie im 
REPORT stark machen?
Gonon: Persönlich gefällt mir der 
REPORT thematisch so, wie er ist. Viel-
leicht wäre eine weitere Präsenz auch 
internationaler Diskussionen außerhalb 
des deutschsprachigen Raumes sinn-
voll.

Fragen: DIE/PB
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Harald Martenstein

Wen soll ich nur wählen?
»Alle Menschen gehören zu Berlin«: Die Wahlprogramme der Parteien 

gibt es jetzt auch in Leichtdeutsch. Harald Martenstein hat sich das 

durchgelesen. Dabei ist ihm fast der Laptop vom Schreibtisch gefallen. 

Ich weiß nicht, was ich wähle. Also habe ich mir im Internet die Wahlprogramme 

angeschaut. Dabei konnte ich feststellen, dass es jetzt eine neue Sprache gibt in 

Deutschland, Leichtdeutsch. Mehrere Parteien bieten ihr Programm in »leichter 

Sprache« an. Man kann das Programm der SPD unter anderem auf Deutsch, 

Vietnamesisch, Arabisch oder auf Leichtdeutsch bekommen. Zeichensprache – für 

Analphabeten – haben sie nicht.

Bei der SPD klingt es auf Leichtdeutsch so: »Das Wahl-Programm ist von der 

SPD. Wir sind eine Partei. Unsere Ziele sind: 1. Gute Arbeit für Berlin.« Da habe 

ich mich gefragt, wie ein Mensch, der nicht weiß, dass eine SPD eine Partei ist, 

überhaupt wissen kann, was unter einem »Wahl-Programm« zu verstehen ist, und 

ob so eine Person überhaupt in der Lage ist, eine SPD im Computer zu finden.

Inhaltlich bin ich einverstanden. Gute Arbeit für Berlin, das ist auch mein Ziel, 

insofern bin ich ein sozialdemokratisches Urgestein. Die SPD schreibt in ihrem 

Leichtprogramm weiter: »Alle Menschen gehören zu Berlin. Deshalb ist die Stadt so 

schön.«

Da ist mir fast der Laptop vom Schreibtisch gefallen. So etwas Empörendes 

habe ich ja noch nie gelesen! Alle Menschen gehören zu Berlin? Meine Kölner 

Tante gehört bestimmt nicht zu Berlin, das will sie gar nicht, damit geht es schon 

mal los. Sie weigert sich. Und wenn alle Menschen zu Berlin gehören, alle, auch 

die Chinesen, dann müsste man ja die Berliner Stadtgrenzen bis hinter Peking 

ausdehnen. Alle Menschen gehören zu Berlin – das hat auch Adolf Hitler gesagt, 

oder? Mit dieser Begründung hat er den Krieg angefangen! Und wenn alle 

Menschen zu Berlin gehören, dann gehört doch auch die Mafia zu Berlin. Die SPD 

sagt im Grunde: »Die Mafia gehört zu Berlin. Deshalb ist die Stadt so schön.« Damit 

kann ich mich nicht identifizieren.

Daraufhin habe ich mich dem Programm der CDU zugewandt. Die CDU 

fordert, Seite 4, dass in Berlin in Zukunft »Wartezeiten bei Ärzten unbekannt sind«. 

Ja, sollen die Ärzte denn alle Patienten gleichzeitig dran nehmen? Anders lässt 

sich dieser Programmpunkt nicht umsetzen. Und wenn es am Ende doch eine 

rot-schwarze Koalition gibt und dann, in Verwirklichung des SPD-Programms, 

alle Menschen zu Berlin gehören und alle kranken Menschen der Welt in Berlin 

gleichzeitig zum Arzt in das Sprechzimmer gehen, weil die CDU Wartezeiten 

verboten hat, dann gute Nacht, Marie. Die Grünen aber fordern im Programm 

auf Leichtdeutsch: »Jeder Mensch kann in jedes Haus gehen. Es muss für jeden 

Menschen leicht sein, in das Haus zu kommen.« Das ist ja furchtbar! Und wenn die 

Grünen es mir noch so sehr verbieten, ich werde die Wohnungstür nachts immer 

schön abschließen.

© Der Tagesspiegel, Berlin

Was ist Weiterbildung?

Jeder schreibt auf Zettel, was Weiterbildung ist.

Alle stellen ihre Gedanken vor.

Sie heften ihre Zettel an die Tafel.

Es gibt viele verschiedene Gedanken.

Wir fassen alle Ideen zusammen und halten fest:

Weiterbildung findet erst nach der Schule statt.

Bei einer Weiterbildung kann ich etwas Neues lernen.

Ich kann mich aber auch in etwas anderem verbessern.

Bei einer Weiterbildung geht es um Wissen.

Ich kann neue Informationen lernen.

Bei einer Weiterbildung geht es aber auch um Können.

Ich kann lernen, wie man etwas macht.

Weiterbildung ist immer freiwillig.

Niemand kann mich dazu zwingen.

Aber: Ich habe ein Recht auf Weiterbildung.

Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung.

Geschichte der Weiterbildung

Jetzt hören wir alle etwas ganz Neues.

Wir erfahren viel darüber, wie Weiterbildung früher war.

Weiterbildung für Menschen mit geistiger Behinderung gibt es noch 

nicht lange.

Früher wurde geglaubt, dass diese Menschen nicht viel lernen können.

Außerdem wurden Menschen mit Behinderung nicht so alt.

Weiterbildung für Menschen mit Behinderung gibt es seit 25 Jahren.

Damals hat man gesagt: 

Menschen mit geistiger Behinderung sollen einen normalen Tag haben.

Menschen mit geistiger Behinderung sollen integriert werden.

Menschen mit geistiger Behinderung sollen selber entscheiden.

Darum wurde ein Verein gegründet.

Der Verein heißt Gesellschaft zur Förderung der Erwachsenenbildung 

für Menschen mit geistiger Behinderung e.V.

Der Verein hat geholfen, dass es für alle Menschen Weiterbildung gibt.

Es gab Angebote für Menschen mit und ohne Behinderung.

Alle haben gemeinsam gelernt.

Später gab es wieder mehr Extra-Angebote. 

Menschen mit Behinderung wurden extra unterrichtet. 

Heute gibt es immer noch wenig gemeinsame Angebote. 

Menschen mit und ohne Behinderung lernen getrennt. 

Das ist sehr schade. 

Wir sollten dafür kämpfen, dass wir mehr gemeinsam lernen können. 

Immerhin gibt es jetzt viele Angebote für jeden. 

Allen ist klar, dass jeder ein Recht auf Bildung hat. 

Themen für die Weiterbildung 

Alle von uns haben schon mal eine Weiterbildung gemacht. 

Wir kennen uns mit Themen aus. 

Jeder schreibt auf, was es für Weiterbildungen gibt. 

Es gibt sehr viele Ideen. 

Jetzt ist es wichtig, die vielen Ideen zu ordnen. 

Wissenschaftler haben viele Themen zusammengestellt. 

Wissenschaftler sind Menschen, die sich gut mit etwas auskennen. 

Es gibt Wissenschaftler speziell für die Weiterbildung. 

Sie sagen, dass man sich fast überall weiterbilden kann. 

Deshalb ordnen wir unsere eigenen Ideen zu ihren Gedanken. 

Das sind wichtige Themen für die Weiterbildung: 

1. Sich in seiner Umwelt auskennen 

2. Lesen, Schreiben, Rechnen 

3. Wohnen 

4. Freizeit 

5. Arbeit 

6. Freundschaft, Partnerschaft, Streiten 

7. Umgang mit Angst und Krisen 

8. Alltag meistern 

9. Erwachsen werden 

10. Computer, Internet 

11. Selbstbestimmung 

12. Gesund leben 

13. Natur und Umwelt kennenlernen und schützen 

14. Politik. 

Die Seminarleiterin ergänzt diese Ideen.

So haben wir einen Überblick über Möglichkeiten, etwas zu lernen. 

Manche haben nun Lust, etwas Neues zu lernen. 

Wir haben Zeit, um darüber nachzudenken, was wir lernen wollen.

aus: Anne Goldbach (2011): Ich bin erwachsen, aber lernen möchte ich trotzdem 
noch! Inhaltlich-konzeptionelle Vorbereitung und Aufbereitung des Themas. 
In: Zeitschrift Erwachsenenbildung und Behinderung, H. 2, S. 21–29

Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht. 

So hat Harald Martenstein leichtes Spiel, 

wenn er Leichte Sprache aufs Korn 

nimmt. Wer dabei mehr Schaden nimmt 

– die Autoren der Parteiprogramme (weil 

sie so wenig Substanz bieten) oder der 

 jeweilige Leichtdeutsch-Übersetzer (weil 

ggf. vorhandene Substanz hinterher fehlt) 

kann hier einmal offen bleiben. Wir halten 

fest: Leichte Sprache kann ein schwie-

riges Pflaster sein.

Man kann die Dinge aber auch richtig 

machen: Leichte Sprache so verwenden, 

dass ein komplexer Gegenstand auf 

kleinem Raum und in kurzer Zeit leben-

dig wird. Das leisten die Leichtdeutsch-

Stichworte von Anne Goldbach, die sie in 

einem Seminar verwendet hat, bei dem 

Menschen mit geistiger Behinderung 

Themen und Chancen von Erwachsenen-

bildung nahegebracht wurden. Sie finden 

sie auf der Blickpunkte-Rückseite.
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